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Kaum ein zweiter Stadtverband in Baden-Württemberg stand und steht so im Fokus des 
demokratischen Neubeginns 1945, der Wahlkreise eines Bundestagspräsidenten, zweier 
Landtagspräsidenten, zweier Staatssekretäre in Bundesministerien und einem prominenten 
gesellschaftlichen Umfeld der politischen Mitbewerber. 
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Gründung des CDU-Stadtverbandes Murrhardt „70 Jahre Arbeit für Demokratie und Freiheit“. Eine 
Ausstellungsdokumentation, zusammengestellt aus Archivalien und Publikationen, sowie recherchiert 
von Christian Schweizer, 1.9.2016 (Arbeitspapier ohne wissenschaftlichen Anspruch, daher sind die 
Quellen nicht in Fußnoten, sondern nur gesammelt genannt). 
 
 

Vorgeschichte: 
 
Die Gewaltherrschaft über Europa und Deutschland endete am 8. Mai 1945 mit der 
Kapitulation. Deutschland lag in Trümmern, nur wenige, meist regionale und kommunale 
Strukturen der Verwaltungen waren noch handlungsfähig. Im Raum stand die große Frage: 
Wie geht es weiter? 
Deutschland stand unter der Verwaltung der Alliierten. Württemberg war zwischen den 
Amerikanern und Franzosen in Besatzungszonen aufgeteilt worden. In Stuttgart waren die 
Verhältnisse sehr schwierig, und so entschieden sich die Verantwortlichen dafür, die erste 
demokratische Zusammenkunft, eine Besprechung der Landräte aus dem amerikanisch 
besetzten Teil Württembergs, im bekannten Gasthof Sonne-Post in der Kleinstadt Murrhardt 
im idyllischen Schwäbischen Wald abzuhalten.  
Am 20. Juni 1945, sechs Wochen nach der Kapitulation des Deutschen Reiches am 8. Mai 
1945, erlebte Murrhardt innerhalb von fünf Stunden ein Ereignis mit historischer Dimension 
für den deutschen Südwesten: Die erste demokratische Versammlung, die berühmte 
„Landrätekonferenz“, die als Geburtsstunde der Demokratie und einer parlamentarischen 
Arbeit in unserem Lande gilt, unter Aufsicht der amerikanischen Militärregierung. Parteien 
gab es dabei noch keine, allerdings alte, erfahrene Demokraten und Politiker aus der Zeit vor 
1933. Wilhelm Keil, sozialdemokratisches Urgestein und Teilnehmer an der Konferenz, 
identifizierte unwidersprochen Murrhardt und das Tagungslokal Sonne-Post Jahre später als 
„die Geburtsstätte der neuen schwäbischen Demokratie“. 
In einem „wenig ansprechenden Raum“ der Sonne-Post, welcher zudem vollgestapelt war 
mit Akten, da Murrhardt damals Ausweichquartier für einige Ministerien aus Stuttgart war, 
versammelten sich unter der Leitung des ehemaligen Backnanger Bürgermeisters und 
kommissarischen Landrates Dr. Albert Rienhardt 25 Männer um einen Tisch und diskutierten 
die Probleme und Nöte der Bevölkerung. Dabei beobachtete sie zunächst argwöhnisch, 
dann aber immer wohlwollender US-Captain Alfred M. Bingham. Als Assistent, also 
Mitarbeiter oder Hilfskraft, des Schwäbisch Gmünder Landrats nahm Dr. Reinhold Maier 
(DVP) an der Konferenz teil, der im September 1945 Ministerpräsident von Württemberg-
Baden und 1952 erster Ministerpräsident des neuen Bundeslandes Baden-Württemberg 
wurde. 
Seinen Aufzeichnungen verdanken wir heute zahlreiche Einzelheiten der Konferenz, unter 
anderem das große Erstaunen der amerikanischen Besatzer über den Umgang der 
Konferenzteilnehmer miteinander und „the first sprouting of democracy“ (das erste Sprießen 
der Demokratie) im Südwesten des vormaligen Kriegsgegners Deutschland. (Das US-
amerikanische Interesse scheint damals anders ausgerichtet gewesen zu sein.) Als 
praktisches Ergebnis der Murrhardter Landrätekonferenz arbeitete Reinhold Maier im Auftrag 
der Militärregierung, vertreten durch den damaligen Oberst William W. Dawson, ein 
schriftliches Notstandsprogramm aus, welches in weiteren vier Landrätekonferenzen 
diskutiert und verabschiedet wurde. 
Am 21. Dezember 1945 erließ die Militärregierung ein Gesetz, das die Einberufung einer so 
genannten Vorläufigen Volksvertretung anordnete, die die Landrätekonferenz ablöste. In 
seiner Ansprache bei der Eröffnungssitzung würdigte Dawson nochmals den „Geist von 
Murrhardt“ und die seither erzielten Fortschritte, die nun zur Gründung einer 
parlamentarischen Vertretung führen. Die Vorläufige Volksvertretung wurde durch die am 30. 
Juni 1946 in freier Wahl gewählte Verfassunggebende Landesversammlung abgelöst. 

http://de.wikipedia.org/wiki/Verfassunggebende_Landesversammlung_W%C3%BCrttemberg-Baden
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 Oberst William Dawson   Reinhold Maier 

 
Von Parteien war in diesen Tagen noch nichts zu hören. Politiker und Akteure waren 
ehemalige Mitglieder der Deutschen Volkspartei oder Württembergischen Volkspartei, aber 
auch der alten Zentrumspartei aus der Zeit vor der sogenannten Machtergreifung der 
Nationalsozialisten. 
Die besatzungspolitische Ausgangslage war zunächst kompliziert, hatte doch die 
französische Besatzung, die zunächst in Stuttgart residierte, eine gesamtwürttembergische 
Verwaltung eingerichtet. Deren Zeit war jedoch mit dem Einzug der Amerikaner in Stuttgart 
Anfang Juli 1945 beendet. Die Amerikaner gliederten ihre Zone neu und so fasste die durch 
General Eisenhower unterzeichnete Proklamation Nr. 2 vom 19. September 1945 Nordbaden 
und Nordwürttemberg zu einem neuen Staat Württemberg-Baden zusammen. So wurde die 
Zugehörigkeit Nordwürttembergs zur amerikanischen Zone ein Vorteil für die Entwicklung 
und Zulassung politischer Gruppen und Parteien. Bereits am 18. September 1945 wurde in 
Stuttgart die DVP (Deutsche Volkspartei) gegründet. 
Am 25. September 1945 trafen sich in Stuttgart, im katholischen Gesellenhaus in der 
Heusteigstraße, zwölf Vertreter der ehemaligen Zentrumspartei und des Bauern- und 
Weingärtnerbundes bei Josef André, dem späteren württembergisch-badischen 
Wirtschaftsminister, und gründeten die Christlich–Soziale Volkspartei. In der Folgezeit 
wurden in zahlreichen Kreisen und Gemeinden Orts- und Kreisgruppen gegründet. Am 13. 
Januar1946 fand in Stuttgart die erste Landestagung der CSVP statt. Dabei wurde die Partei 
entsprechend dem in Bad Godesberg gefassten Beschluss in Christlich-Demokratische-
Union (CDU) umbenannt.  
Im Umfeld dieser Entwicklung im Südwesten wirkten Männer wie Paul Traugott Bausch, 
Wilhelm Simpfendörfer, Josef Beyerle und Hermann Kling bzw. Eugen Gerstenmaier oder 
eine Frau, Gräfin Elisabeth Vitzthum von Eckstädt, die im Übrigen als Flüchtling für eine 
kurze Zeit in Murrhardt lebte und eine Weberei betrieb. Teilweise waren die genannten 
Persönlichkeiten schon vor dem Kriege im CSVD, dem Christlich Sozialen Volksdienst 
(1929-33) aktiv und gründeten nun in der Region um Stuttgart die CSVP, Christlich Soziale 
Volkspartei. Bereits während der NS-Herrschaft hatten sich einige auf die Zeit des 
demokratischen Wiederbeginns vorbereitet und die Idee einer interkonfessionellen, christlich 
inspirierten Volkspartei der Mitte entwickelt. Der Name "Christlich Demokratische Union" war 
anfänglich nicht einheitlich, sondern setzte sich erst 1947 vollends durch. In den folgenden 
Wochen wurde in zahlreichen Kreisen Nordwürttembergs die Gründung von Kreis- und 
Ortsgruppen betrieben. 
 

 
            Alte Sonne-Post                            Erinnerungstreffen Landrätekonferenz 1965, Mitte Reinhold Maier 
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1.0 Gründung der Ortsgruppe Murrhardt 

Murrhardt galt schon vor Ende des Zweiten Weltkrieges als Ort mit starkem demokratischem 
Bürgersinn und prominenten Demokraten. Sei es Ferdinand Nägele als Abgeordneter der 
Bundesversammlung 1848 in der Frankfurter Paulskirche oder seine Nachfahren, so Dr. Otto 
Nägele, in dessen Haus in Stuttgart bzw. am Linderst sich Mitglieder der „Weißen Rose“ 
trafen. Alte politische Freunde wie Rektor Eugen Gürr und Theodor Heuss, der in Murrhardt 
ein wohlbekannter Kurgast war, und nach dem Krieg sogar an politischen Versammlungen in 
Murrhardt teilnahm, oder Persönlichkeiten aus kirchlichen Kreisen. 
Gerade der Widerstand in christlichen Kreisen wurde in persönlichen Gesprächen unter 
größter Vorsicht geführt. Oft waren die schwäbischen Pfarrhäuser, sowie private Zirkel 
intellektueller Bürger, gleich nach Ende des Krieges erste Begegnungsorte. In Murrhardt 
stellten sich bereits vor Kriegsende Stadtpfarrer Leitz und Pfarrer Findeisen kritisch gegen 
das NS-System. Helene Findeisen, eine gebürtige Französin, versuchte im Stillen zu wirken. 
Mit den ersten Flüchtlingen und Kriegsheimkehrern kamen auch neue Herausforderungen 
und Aufgaben. Aus den ehemaligen Vorkriegsstrukturen des CSV (Christlich Sozialer-
Volksdienst) und der evangelischen Jugendarbeit waren auch einige Murrhardter mit Paul 
Simpfendörfer bekannt, bzw. mit Eugen Gerstenmaier in Gaildorf. In Backnang lud Karl 
Limbeck (Landrat) am 18. November 1945 zur Gründungsversammlung einer Ortsgruppe 
ein. Eugen Maurer aus Murrhardt hatte über Kontakte zu Alfred Hohloch davon erfahren. In 
Murrhardt sollte es noch einige Monate dauern, ehe sich einige Männer um Kupferschmied 
Eugen Maurer und Schneiderobermeister Emil Schmidgall sammelten. 
Zwischenzeitlich regte sich der Geist der Sozialdemokraten, die bereits am 9. Dezember 
1945 zu einer politischen Versammlung mit Paul Krautter aus Backnang in den Saal des 
Gasthauses Schwanen einluden. Es war die erste politische Versammlung einer Partei in 
Murrhardt nach dem Krieg, über die nur die Chronik Eugen Dürrs berichtet, da es noch keine 
Murrhardter Zeitung gab, die Druckerei war durch Bombenschaden zerstört. Am 22. 
Dezember veranstalteten die Kommunisten eine Versammlung im Gasthaus zum Schwanen. 
Der Impuls zur Gründung einer eigenständigen Ortsgruppe in Murrhardt wurde wohl durch 
eine Anfrage eines Mitarbeiters der US-Militärverwaltung, Eugen Dietermann, ausgelöst, da 
bis kurz vor den Gemeinderatswahlen im Januar 1946 noch keine bürgerliche Liste, bzw. 
Wahlvorschlag gemeldet war. Es wurde daraufhin eine CSVP/DVP-Liste aufgestellt. Eine 
erste Versammlung der CSVP/DVP zur Gemeinderatswahl fand am 12. Januar 1946 um 19 
Uhr im Saal des Gasthofes zum Engel statt unter dem Vorsitz von Elektromeister Heinrich 
Horn und Emil Schmidgall, die dann zusammen mit Friedrich Noller aus Hausen, Ernst 
Dietrich aus Karnsberg, Gottlieb Noller aus Siegelsberg und Eugen Jung aus 
Vorderwestermurr die erste konservative Liste im Gemeinderat bilden sollten. Redner war 
dabei Handelsschulrat Baumann aus Backnang, der zum Thema: „Ihr Wollen und die 
Gemeineratswahl“ sprach. 
Am Sonntag, 13. Januar 1946, folgte eine Versammlung der DVP im Schwanensaal, bei der 
Parteisekretär Ernst Mayer über die Demokratie, ihre Ideale und praktische Aufgaben im 
Blick auf die Gemeinderatswahl referierte. Eugen Gürr berichtet in seiner Chronik, dass viel 
Vergangenheitsbewältigung der NS-Zeit diskutiert wurde und dass er 13 Jahre lang hätte 
schweigen müssen. Die Murrhardterin Emma Eckert wollte den Unterschied zwischen den 
Demokraten und den „Christlichen“ in Erfahrung bringen. Am 19. Januar 1946 hatten die 
Kommunisten eine öffentliche Versammlung im Schwanensaal, am Sonntag darauf die 
Sozialdemokraten unter dem Vorsitz von Jakob König. Redner war ein Herr Kleinknecht aus 
Stuttgart. Es waren 140 Zuhörer anwesend. So bekam die junge CSVP doch zunehmende 
Konkurrenz und Handlungsdruck unter den demokratischen Mitbewerbern vor der ersten 
Wahl seit nunmehr 13 Jahren. 
 

 Ehemaliges Gasthaus Lamm, heute Rathausstüble 
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Am Dienstag, 10. September 1946, traf man sich mit den Mitgliedern und Freunden der 

bereits seit Jahresbeginn 1946 lose bestehenden Ortsgruppe im Gasthaus Lamm und wählte 
einen ersten, vorläufigen Vorstand. Dieses Datum gilt daher als Gründungsdatum der CSVP-
Ortsgruppe bzw. des späteren CDU-Stadtverbandes Murrhardt. Inhaltlich wurde eine 
öffentliche Versammlung am 15. September 1946 vorbereitet und um Entsendung eines 
Redners aus Backnang gebeten. Bereits am 3. September wurde an die Vertretung der 
Militärregierung in Backnang ein Antrag auf Genehmigung und Veröffentlichung einer 
Anzeige zu einer Veranstaltung mit Ministerialrat Walter für diesen Sonntag im Gasthaus 
Waldhorn gestellt. 
Walter sollte über das Thema „Verfassungsfragen – Lebensfragen“ sprechen. Ebenso wurde 
am 15. September eine Versammlung des Kreisverbandes nach Murrhardt einberufen. Die 
noch junge demokratische Partei musste sich aber auch noch mit „Altlasten“ aus der NS-Zeit 
herumschlagen. So wurde der seitherige Schriftführer, ein Herr Schönung (Flüchtling) durch 
Beschluss der Mitglieder gebeten, „bis zur endgültigen Regelung seiner Angelegenheiten 
(Spruchkammerverfahren) sich von der CDU zurückzuziehen. Die Mitteilung darüber erfolgte 
durch den Vorstand unter Anwesenheit der Mitglieder“, sprich Schönung widersetzte sich 
heftig, aber erfolglos. 
Eine weitere Versammlung wurde für Dienstag, 8. Oktober, im Gasthaus zum Bahnhof 
(ehemals Wirtschaft Steisslinger) beantragt. Redner war Wilhelm Hahn, er wollte über 
„Aktuelle Tagesfragen“ referieren. Eine stattliche Zahl von Zuhörern, 30 bis 40 Personen, 
wurde erwartet. Am 2. November sprach Wilhelm Kopp vor 31 Anwesenden zum Thema „Die 
Bedeutung der Landtagswahl für die Lösung unserer Lebensprobleme“. 
 
 
 

1.1 Der erste Ortsvorstand, die Männer und die Frau der ersten Stunde 
 

 Eugen Maurer 
 
 
1. Vorsitzender: Eugen Maurer (1894 bis 1970), geboren in Murrhardt, Kupferschmied und 
Ingenieur. Nach sehr einschneidenden Erfahrungen seiner Familie mit dem NS-Regime war 
er ein überzeugter christlicher Demokrat, der sich für einen bürgerlichen Neubeginn der 
Politik einsetzte. Seine berufliche Tätigkeit führte ihn gleich nach Kriegsende (er war 
wehruntauglich) öfter nach Stuttgart, wo er mit Kreisen der CSV in Kontakt kam. Sein 
Netzwerk innerhalb der Kreishandwerkerschaft förderte die Bekanntschaft zu Alfred Hohloch, 
sowie Eugen Dietermann, Mitarbeiter der US-Militärverwaltung, aus Backnang und Emil 
Schmidgall. Eugen Maurer kandidierte 1947 sogar für das Amt des Bürgermeisters in 
Murrhardt. Seine Familie und der Verwandtenkreis Zumsteeg / Gampper gehörten zu den 
einflussreichen Unternehmern in der Stadt. 
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        Emil Schmidgall 

 
Der stellvertretende Vorsitzende: Emil Schmidgall (1894-1978), Schneiderobermeister. 
Schmidgall begründete gleich nach dem Kriege die Kreishandwerkerschaft neu. Er galt mit 
seinen Beziehungen als „Außenminister“ seines Betriebes, da er stets bei seinen Kunden 
selbst das Maß nahm und Aufträge einwarb. Er engagierte sich stark für den wirtschaftlichen 
Aufbau und war in Murrhardt und der Region bestens vernetzt. Er wurde von Eugen 
Dietermann auf die notwendige Gründung einer CSVP-Liste für die Kommunalwahlen 
aufmerksam gemacht. Schmidgall und Dietermann waren beste Duzfreunde und man 
besuchte sich nahezu jeden Sonntag. Schmidgalls Bekanntenkreis und Netzwerk reichte 
durch seine Vorkriegstätigkeit im CVJM, „dem Jünglingsverein“, bis in den Haller Raum, so 
war er persönlich mit dem späteren Bundestagspräsident Eugen Gerstenmaier und dem 
späteren Minister Wilhelm Simpfendörfer schon vor dem Krieg durch den CVJM befreundet, 
wo er auch Paul Collmer kennen lernte (siehe Anhang). 
Eine besondere Bekanntschaft verband Emil Schmidgall mit Dr. Rudolf Hartmann aus 
Murrhardt (siehe Anhang). Nicht nur, dass Emil Schmidgall als Schneider die Anzüge für 
Hartmann fertigte, so hatte er vielfältig mit Hartmann auch durch die Kommunalpolitik 
Kontakte, da Hartmann wegen Grundstücksangelegenheiten mit der Stadt Murrhardt in 
einem gewissen Disput lag. Hartmann kannte wiederum auch den späteren CDU-
Kreisgeschäftsführer Alfred Elser recht gut. So trafen sich die Herren öfters in der 
„Schönstube“, also dem sonntäglichen Wohnzimmer der Familie Schmidgall. 
Zwei- bis dreimal soll auch Eugen Gerstenmaier mit in der Runde gewesen sein, wie sich die 
Tochter Schmidgalls, Hanna Schwarzmann, noch erinnert. Ebenso pflegte er Bekanntschaft 
zu Eugen Gürr, einem Freund von Theodor Heuss und Reinhold Maier, dem späteren 
Ministerpräsidenten, sowie dem in die USA emigrierten Künstler Reinhold Nägele. Durch 
seine Tätigkeit bei der Spruchkammer in Backnang ab 18. Juni 1946 hatte er auch das 
Vertrauen der US-Militärregierung und von weiten Kreisen der Bevölkerung. Den Vorsitz der 
Spruchkammer in Backnang hatte zuerst Notar Weiler aus Murrhardt bzw. Gschwend. 
Emil Schmidgall war einer der wenigen Honoratioren Murrhardts, die nicht in der NS-Partei 
Mitglied waren. Insbesondere jedoch scharte Schmidgall seine ganze Großfamilie „politisch“ 
um sich. Ein Großteil der frühen Mitglieder der CDU in Murrhardt waren verwandt oder 
verschwägert – ein Musterbeispiel des christlichen und politischen Familienbildes. So waren 
er und sein Sohn mit Wilhelm Hahn befreundet, ebenso mit Adolf Speck und Adam Schmidt, 
sowie den Brüdern Friedrich und Otto Gampper, zu deren Familie wiederum Eugen Maurer 
gehörte. Verwandtschaftlich war Schmidgall mit Hugo Nothwang (Schwager) und Gottlob 
Maier (Cousin und Schwager) verbunden. 
Weiterhin hatte Schmidgall eine Empathie für die „Heimatvertriebenen“, er sprach nicht gern 
von Flüchtlingen oder Neubürgern. So unterhielt er in seiner großen Werkstatt eine Art 
Wärmestube und Treffpunkt, wo z.B. „die Katholiken“, die Geschwister Landsgesell, Emil 
Knoll und Musikdirektor Hans Geron, späterer Bürgermeister von Hausen an der Rot, 
freundschaftlich ein und aus gingen. Zu seinen Freunden gehörte dann auch in der Zeit um 
1958 bis 1960 Martin Schetter, mit dem er im Opel P4 seines Schwagers H. Nothwang oft zu 
vielen Wahl- und Parteiveranstaltungen unterwegs war. Schmidgall war in den Folgejahren 
Mitglied des Stadtrates und des Kreisrates, sowie im Kreisvorstand der CDU tätig. 



7 
 

 Wilhelm Hahn 
 

Schriftführer und Kassier: Wilhelm Hahn (1921 bis 1949), geboren in Murrhardt, 
Bankangestellter bei der Kreissparkasse. Nach seiner Rückkehr aus dem Krieg nahm Hahn 
seine Tätigkeit bei der Kreissparkasse auf, wo ihn Direktor Wilhelm Kopp wesentlich förderte. 
Seine religiös-weltanschaulichen Wurzeln lagen stark im Engagement der evangelisch-
methodistischen Gemeinde und der dortigen Jugendarbeit. Hahn wurde zum ersten Obmann 
der JU im neuen Kreisvorstand und Kreisdelegierter, sowie der erste Landesdelegierte Er 
war ein eifriger und überzeugter Wahlkämpfer und Redner. Leider starb er in Folge einer 
Krankheit recht früh und konnte so seine sehr markante Tätigkeit für die CDU nicht 
fortsetzen. 
Ein wichtiger Kreisdelegierter war Bürgermeister Eugen Kinzer aus Fornsbach. Kinzer wurde 
von den Amerikanern in das Amt des Bürgermeisters eingesetzt und engagierte sich in 
außerordentlicher Weise für den Wiederaufbau der total zerstörten Ortschaft. 1947/48 gab es 
Versuche zusammen mit Pfarrer Heinrich Woern eine eigene CDU-Ortsgruppe in Fornsbach 
zu gründen, was aber leider nicht gelang. Zwar wurden am 11. November 1946 in Fornsbach 
und am 15. November 1946 in Kirchenkirnberg Versammlungen unter der Leitung von 
Wilhelm Hahn einberufen, doch fanden sich keine Bewerber für einen Vorstand. 
 
 
1.2 Gründungsmitglieder 
In den Anfangszeiten war insbesondere auch eine Frau, Magarete Landsgesell, (1906 bis 
1987), Verwaltungsangestellte, sehr aktiv. Grete Landsgesell stammte aus Zwittau im 
Sudetenland und kam als katholische Vertriebene am 9. Juni 1946 nach Murrhardt. Damit 
war eine entscheidende Persönlichkeit mit Netzwerk zu den Neubürgern und der neu 
entstehenden katholischen Kirchengemeinde (Kirchenbauverein) in der Gründungsphase der 
Ortsgruppe aktiv. Sie kümmerte sich als christliche Gewerkschafterin (christliches Werkvolk, 
KAB) um den Vertrieb der Zeitschrift „Union“, war zeitweise Mitarbeiterin des 
Kreisgeschäftsführers Alfred Elser und Wahlkreissekretärin von Eugen Gerstenmeier. 
Zusammen mit Ihrer Schwester Frau Caecilie Szymainsky war sie die erste Frau im jungen 
Stadtverband, ihr Bruder Adalbert war später langjähriges Vorstandsmitglied. 
 
 

        August Wilhelm  Margarete Landsgesell 
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Weiter zu erwähnen sind August Wilhelm (1905-1990), Buchhalter. Herr Wilhelm kam 1934 
aus Pirmasens nach Murrhardt. Zuerst als Möbelpolierer in der Murrhardter Möbelfabrik, 
wechselte er noch vor dem Krieg aus politischen Gründen als Buchhalter nach Gschwend. 
Die Belegschaft der Murrhardter Möbelfabrik war stark in der örtlichen NSDAP aktiv. Als 
Gründungsmitglied nahm er schnell diverse Aufgaben wahr, so 1946 als Mitglied des 
Sozialausschusses im Kreisverband, bei der Betreuung von Neubürgern. Als Rentner 
engagierte er sich als Grabungshelfer für die Erforschung der Murrhardter Geschichte. 
Weitere Mitglieder waren Karl Ihle, Bauunternehmer; Gottlob Maier, Bäckermeister (betreute 
zusammen mit A. Elser die Markenstelle in Murrhardt); Hugo Nothwang, Fuhrunternehmer; 
Paul Schmid, Missionar; Adam Schmidt, Volksbankangestellter und Katechet (Prediger); 
Adolf Speck, Religionslehrer (er war einer der Gründer der Städtepartnerschaft von 
Murrhardt mit Château-Gontier); Vater und Sohn Karl Tabery, beide Maurermeister und 
Vertriebene aus Zwittau in Schlesien; Kleinwarenhändler Helmut Trautmann; Gerhard 
Wenger; Ernst Schlotter und Johann Müller, Kaufmann, sowie Eugen Jung, Landwirt. 
 
 
1.3 Die Vorsitzenden des CDU-Stadtverbandes Murrhardt  
1946 bis 1949 Eugen Maurer, 1949 bis 1960 Emil Schmidgall, 1960 bis 1963 Dr. Dietrich 
Kalb, Backnang (kommissarisch); 1963 bis 1967 Gustav Feil, 1967 bis 1971 Wilhelm 
Seibold, 1971 bis 1975 Kurt Locher, 1975 bis 1977 Heinz Riebesam; 1977 bis 1979 Dr. Peter 
Steinle; 1979 bis 1989 Falk Müller-Gmelin; 1989 bis 1991 Peter Schütt, 1991 bis 1997 
Thomas Zeeb; 1997 bis 2003 Dr. Folkart Schweizer, 2003 bis 2007 Günter Richter, 2007 bis 
2009 Norbert Maier; 2009 bis 2013 Ingo Kursawe; 2013 bis 2015 Ulrich Burr, seit 2015 
Georg Devrikis. 
 
 
2.0 Gründung des Kreisverbandes und der zweite (erste hauptamtliche) 
Kreisgeschäftsführer 
Murrhardt ist sehr eng mit der Gründung und Organisation des CDU-Kreisverbandes 
verknüpft. Zweiter Kreisgeschäftsführer nach Kurt Pohl, Diplom-Volkswirt aus Backnang, war 
der gebürtige Murrhardter Alfred Elser (1902 bis 1975). Er wurde als erster hauptamtlicher 
Geschäftsführer angestellt. Als Beamter wurde Elser mit Kriegsbeginn Berufssoldat bzw. 
Wehrmachtsbeamter (Stabszahlmeister). Nach dem Krieg bald zurückgekehrt, leitete er bei 
der Stadt Murrhardt die Markenstelle, also die Verteilung der Bezugsmarken für Einwohner 
und Flüchtlinge, seine enge Vertraute und Mitarbeiterin war dabei Grete Landsgesell. Elser 
organisierte die Wohnraumzuweisung für Flüchtlinge und kannte daher die Situation in 
entscheidender Weise. Von 1947 bis 1948 war er Kreisgeschäftsführer, seine wenigen 
überlieferten Berichte sind unersetzliche Dokumente zur Frühzeit und Entstehung der 
Parteiarbeit an der CDU-Basis. Als Mitbegründer des Turnverein Murrhardt 1848 (TVM) nach 
dem Krieg war Elser im örtlichen Vereinsleben fest verwurzelt. 1948 kandidierte Elser bei der 
Wahl zum Bürgermeister in Fornsbach. Mit Gründung der Bundesrepublik und in Folge der 
Gründung der Bundeswehr wechselte Elser in über den Bundesgrenzschutz in den Dienst 
der jungen Streitkräfte und war einer der ersten Truppenverwaltungsfachleute in Andernach. 
Der Kreisverband wurde am 18. November 1945 in Backnang gegründet. Ein Schreiben vom 
16. September 1946 an die US-Militärregierung in Backnang berichtet von einer Wahl, der 
Bestätigung des zuvor im Mai 1946 wiedergewählten Kreisvorstandes, vom 15. September 
1946 in Murrhardt. Gewählt wurden als Vorsitzender Karl Limbeck, Ingenieur, Leiter des 
Arbeitsamtes Backnang und Landrat, der aber bereits am nächsten Tag wegen 
Überschneidung mit seinen beruflichen Pflichten nach der Wahl zum Landrat wieder 
zurücktrat. Sein Nachfolger als Vorsitzender war der Backnanger Sparkassendirektor 
Wilhelm Kopp, Kassier der Backnanger Ingenieur Alfred Hohloch, Beisitzer der Murrhardter 
Eugen Maurer, Monteur und Ingenieur, Beisitzer Gottlieb Kienzle, Kaufmann aus Gschwend. 
Als Schriftführer fungierte Schneidermeister Emil Schmidgall aus Murrhardt. 
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Fotos von links:   A .Elser,     K. Limbeck,                       W. Kopp             und             E. Dietermann 
 
 

Nach dieser Mitgliederversammlung in Murrhardt, bei der 32 der damals insgesamt 72 
Mitglieder der Kreisgruppe anwesend waren, kam es erstmalig zu starker Kritik aus der 
Parteibasis. Das Augenmerk richtete sich schnell auf mögliche nachteilige Auswirkungen 
durch Ämterhäufungen und Interessenskonflikte. Die insbesondere von einigen Mitgliedern 
geäußerten Bedenken hinsichtlich des mittlerweile zum Landrat gewählten Karl Limbeck 
sorgten für Diskussion. Eine überwiegende Mehrheit begrüßte jedoch einen Landrat an der 
Spitze des Kreisverbandes als vorteilhaft, darum wurde Limbeck schließlich gewählt. 
Doch bereits eine Woche später erklärte Limbeck schriftlich seinen Rücktritt, den er schon 
am Tag nach seiner Wahl mündlich eingereicht hatte, aufgrund starker Kritik an seiner 
Parteiführung. Wilhelm Kopp gelang es zu vermitteln und so konnte Limbeck wenigstens zur 
weiteren Mitarbeit im Vorstand gewonnen werden. Kopp musste kurz darauf auch noch die 
Kreisgeschäftsführung für den durch seine Tätigkeit als Flüchtlingskommissar überlasteten 
Kurt Pohl übernehmen. 
 
 
2.1 Gründung der Kreisgruppe Backnang  
Am 18. November 1945 erfolgte nach der Gründungsversammlung der CSV-Ortsgruppe 
Backnang auch die Gründung der Kreisgruppe. Nachdem über den organisatorischen 
Aufbau und die Satzung beraten worden war, wählte man in geheimer Wahl den 
einstweiligen Gründungsvorstand, der bis zur ersten ordentlichen Mitgliederversammlung die 
Geschäfte leiten sollte. Vorsitzender war erst Karl Limbeck, dann Alois Baumann, 
Kreisgeschäftsführer Kurt Pohl und Kassenführer Paul Lehnert. 
Der Gründungsvorstand der Kreisgruppe war damit für die erste Zeit eng mit dem Vorstand 
der Ortgruppe Backnang verbunden, was sich aber dann durch die nächsten Wahlen mit den 
Vertretern aus Murrhardt (Maurer) und Gschwend (Kienzle) ändern sollte. Ebenso war der 
erste Kreisvorstand katholisch geprägt. Mit einem Aufruf an die evangelischen Christen zur 
Zusammenarbeit beim Aufbau eines christlichen Staatswesens ändert sich dies in der 
Folgezeit. Sämtliche politischen Gruppierungen in der amerikanisch besetzten Zone durften 
erst nach Genehmigung der Militärregierung ihre Arbeit aufnehmen. Am 25. November 1945 
reichte man die ins Englische übersetzte Satzung zur Genehmigung ein, die am 12. 
Dezember 1945 erfolgte. 
 
 
2.2 Anfänge des CDU-Kreisverbandes Backnang  
Die Last der Arbeit ruhte auf wenigen Schultern. Gerade in der ersten Zeit war es sehr 
beschwerlich, eine Parteiarbeit zu organisieren. Der Zuständigkeitsbereich des 
Kreisverbandes Backnang umfasste eine Gesamtfläche von etwa 590 Quadratkilometern 
und reichte von Großerlach im Norden über Sulzbach am Kocher im Osten nach 
Allmersbach im Tal im Süden bis nach Rielingshausen im Westen. Die Verkehrsverhältnisse 
waren katastrophal. Die Eisenbahn war immer noch nur eingeschränkt nutzbar, die 
Motorisierung ein großes Problem, besonders durch den latenten Treibstoffmangel. In 
Ermangelung eines Autos unternahm der Kreisgeschäftsführer Alfred Elser seine 
Dienstreisen fürs Erste mit dem Fahrrad, das ihm die Landesgeschäftsstelle geliehen hatte. 
Erst später konnten private Autos eingesetzt werden, für die jedoch eine Treibstoffzuteilung 
durch die Militärregierung benötigt wurde. Fahrzeuge mit Holzvergaser stellten in Backnang 
der Unternehmer Hermann Kaelble und in Murrhardt der Fuhrunternehmer Hugo Nothwang 
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zur Verfügung. Doch die Arbeit, zumal die inhaltliche Auseinandersetzung mit der 
entstehenden Demokratie, wurde unbeirrbar aufgenommen. 
Ein besonderes Dokument im Archiv der Konrad-Adenauer-Stiftung (KAS) sind die am 3. 
Januar 1946 veröffentlichten Leitsätze der CSV-Ortsgruppe Backnang, die inhaltlich ein 
frühes Zeugnis eines Parteiprogramms darstellen. „Was will die Christlich Soziale 
Volkspartei“, so kann man in der Überschrift zu der 17 Punkte umfassenden Proklamation 
lesen. Hier ein Auszug aus einigen Punkten der Leitsätze: 
Jeder Mensch hat das Recht auf freie Ausübung seines religiösen Bekenntnisses, freie 
Meinungsäußerung, soweit es nicht mit den von der Gemeinschaft beschlossenen Gesetzen, 
die aber keine willkürliche Beschränkung der persönlichen Freiheit enthalten dürfen, in 
Widerspruch steht. Die Vereins- und Versammlungsfreiheit wird gewährleistet. 
Die Familie als Urzelle jeder Gemeinschaft und die Grundlage aller sozialen Ordnung hat 
ihren eigenen Rechtsbereich, den der Staat zu schützen hat. 
Die Gerechtigkeit ist das Fundament des Staates. Die einzige Richtschnur der freien und 
unabhängigen Gerichtsbarkeit ist, dass vor dem Gesetz alle Menschen gleich sind. 
Grundsatz allen wirtschaftlichen Handelns ist die Bedarfsdeckung des Volkes. Deshalb wird 
die Vorherrschaft des Großkapitals gebrochen und stattdessen Mittel- und Kleinbetriebe 
gefördert. 
Für die Beziehungen zu anderen Völkern sollen die Grundsätze der Freiheit, Gerechtigkeit 
und Gleichberechtigung Geltung haben. 
 
2.3 Erste Bewährungsproben für den Kreisvorstand  
Im Hinblick auf die Gemeinderatswahlen 1946 gelang es nur bedingt, in den anderen 
Städten und Gemeinden des Kreises CSV-Ortsgruppen zu gründen. So konnten aber in den 
Orten Burgstall, Kirchberg, Oppenweiler und Murrhardt trotz noch nicht offiziell bestehender 
CSV-Ortsgruppen Kandidatenlisten als Wahlvorschläge eingereicht werden. Am 27. Januar 
1946 fanden in Württemberg-Baden die ersten Gemeinderatswahlen nach dem Krieg statt. 
Die CSV konnte außer in Backnang nur mäßige Ergebnisse in den Kreisgemeinden 
erreichen. Ganz anders entwickelte sich dies bei den kurz darauf durchgeführten 
Kreistagswahlen am 28. April1946, hier erreichte die kurz zuvor in CDU umbenannte Partei 
eine satte Mehrheit. Zur ersten wichtigen Wahl auf Landesebene, der Wahl zur 
Verfassungsgebenden Landesversammlung am 30. Juni1946, erreichte der Kandidat der 
CDU, Forstmeister Theodor Hepp aus Reichenberg, 45,4 Prozent der Stimmen. 
Im Frühjahr 1947 bahnte sich ein Stimmungswechsel innerhalb des Kreisvorstandes an. Die 
Katholiken in der Kreis-CDU fanden es an der Zeit, den Kreisvorsitz an einen aus ihren 
Reihen zu übertragen. Die Protestanten jedoch plädierten unter dem Hinweis auf die 
protestantische Bevölkerungsmehrheit für die Fortsetzung der Parteiarbeit mit dem 
amtierenden Vorsitzenden Wilhelm Kopp. Mit dieser unterschiedlichen Auffassung ging man 
in die Kreismitgliederversammlung am 20. April 1947 in Gaildorf. Bei den Vorstandswahlen 
erhielt Wilhelm Kopp die erforderliche Mehrheit als Vorsitzender, aber wegen eines 
Verfahrensfehlers bei der Wahl anderer Vorstandsämter beschlossen die Mitglieder, den 
amtierenden Vorstand bis zur nächsten Hauptversammlung beizubehalten. Diese 
Hauptversammlung fand am 8. Juni 1947 statt. Wilhelm Kopp wurde in seinem Amt bestätigt, 
zu seinem Stellvertreter wählten die Mitglieder Alois Baumann. Die ebenfalls aus Backnang 
stammende Hedwig Scholz schaffte als erste Frau den Sprung in den Kreisvorstand und 
wurde mit der Aufgabe der Schriftführung betraut. Die gewählten Beisitzer waren Emil 
Schmidgall und Wilhelm Hahn aus Murrhardt, sowie Wilhelm Dürr aus Gaildorf, Max Pfeffer 
aus Sulzbach und Ernst Mühleisen aus Unterrot. 
Nachdem am 19. Oktober 1946 abends um 19 Uhr von ehemaligen Angehörigen der 
Hitlerjugend und der SS ein Anschlag auf die Spruchkammerstelle in Backnang verübt 
worden war, rief ein Aktionsbündnis aus CDU, SPD, DVP und KPD sowie den 
Gewerkschaften die Bevölkerung zu einer Kundgebung auf. Man verfasste eine gemeinsame 
Entschließung „gegen die verbrecherischen Elemente der ehemaligen faschistischen 
Kriegstreiber“. Der Anschlag auf die Spruchkammer in Backnang stand offenbar in 
Zusammenhang mit den kurz zuvor erfolgten Hinrichtungen der in Nürnberg verurteilten 
Hauptkriegsverbrecher. Weitere Anschläge gab es in Stuttgart. In Gschwend wurde ein 
Kranz am Kriegerdenkmal gefunden mit den Namen von Hermann Göring, Alfred Jodl und 
Wilhelm Keitel. 
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2.4 Schwierige Aufbauarbeit 

Mit Blick auf die nächsten Wahlen musste die CDU alles daransetzen, die Wählerinnen und 
Wähler zur Wahlurne zu bringen. Zwar war sie aufgrund ihrer gut besuchten 
Wahlversammlungen und anderer Signale sicher, dass gerade sie als neue christlich 
orientierte Partei auf dem Lande einen erheblichen Vertrauensvorschuss bei der 
Bevölkerung genoss. Aber Analysen hatten gezeigt, dass sie bei einer niedrigen 
Wahlbeteiligung die höchsten Einbußen zu befürchten hatte. Gerade die Wahl zur 
Verfassungsgebenden Landesversammlung hatte dieses Stadt-Landgefälle der 
Wahlbeteiligung aufgezeigt. Um diese für die CDU positive Grundstimmung in der 
Bevölkerung für die Gründung neuer Ortsgruppen zu nutzen und die organisatorische 
Aufbauarbeit im Kreis voranzutreiben, beschloss der Kreisvorstand Mitte September 1946 
Albert Schramm aus Backnang als Verbindungsmann zu den Ortsverbänden und Mitgliedern 
einzusetzen. Seine Hauptaufgaben waren Kontaktpflege, Mitgliederwerbung und der Vertrieb 
der Parteizeitung „Union“. Über die Neuaufnahme von Mitgliedern entschied damals der 
Kreisverband, der damalige monatliche Mitgliedsbeitrag betrug 0,50 DM. Ein Drittel verblieb 
dabei dem jeweiligen Ortsverband. 
Nach der Bestellung von Alfred Elser zum ersten hauptamtlichen Geschäftsführer und dem 
ersten Geschäftsjahr wurde die Aufbauarbeit professioneller. Von Elser sind aus dem Jahr 
1947 einige wichtige Berichte überliefert, die hier im Original wiedergegeben werden sollen: 
Murrhardt, den 8.September 1947. Arbeitsbericht für die Woche vom 1. bis 6. September 
1947.  
Während der Berichtszeit wurden nachstehende Teilorte von Murrhardt aufgesucht: 
Karnsberg, Hinterbüchelberg, Hausen, Lutzensägmühle, Köchersberg, Käsbach, 
Waltersberg, Schwammhof und Siebenknie. Damit wurde die Tätigkeit der Vorwochen 
fortgesetzt mit dem Unterschied, dass nahezu überall alle Häuser aufgesucht wurden, um 
mit den einzelnen Familien in Verbindung zu kommen. 
Wenn in den Vorwochen die ganze Tätigkeit als eine negative Sache bezeichnet werden 
musste, so war der Erfolg hier kein besserer. Überall begegnet man den gleichen Fragen: 
Nahrung, Wohnung, Flüchtlinge und Kleidung. Die Leistungen der CDU werden ganz 
allgemein gefragt. Alles stütze sich auf leere Versprechungen und dergl. mehr. Diese und 
ähnliche Äußerungen lassen erkennen, dass für Parteipolitik ganz allgemein kein Interesse 
vorhanden ist. Im vorliegenden Fall war der Besuch doch mehr persönlicher Natur als 
geschäftlich, denn es ging ja schließlich auch darum, geeignete Leute ausfindig zu machen, 
die etwa als Kandidaten für die kommenden Gemeinderatswahlen aufgestellt werden 
können. So war ursprünglich angenommen worden, dass dieser Aktion ein größerer Erfolg 
beschieden wäre. Dem war jedoch nicht so und es bleibt für die kommenden Wochen und 
Monate noch sehr viel Kleinarbeit zu tun, die Aufklärung in die ganzen Verhältnisse bringen 
muss. Sollten auch dann keine Erfolge zu erzielen sein, so bleibt für die künftigen Wahlen 
eine geringe Chance der Partei. Keinesfalls werden so viele Mitglieder geworben werden 
können, als für den Posten eines Gemeinderates Leute erforderlich sind. 
Backnang, den 24 .November 1947 – an die Militärregierung Backnang. 
In der Berichtswoche fanden folgende Versammlungen statt: 
Am Dienstag den 18.11.47 in Murrhardt, Gasthaus zum Lamm, 20 Uhr, eine Versammlung 
der Mitglieder der Ortsgruppe Murrhardt und des Kreistagswahlbezirks 3. Anwesend waren 
32 Mitglieder. Die Leitung hatte Herr Schneiderobermeister Emil Schmidgall, Murrhardt. In 
geheimer Wahl wurden die Kandidaten für den Gemeinderat Murrhardt und für den 
Kreistagswahlbezirk 3 aufgestellt. 
Am Sonntag den 23. d.M., 15 ½ Uhr in Murrhardt, Gasthaus zum Schwanen eine öffentliche 
Versammlung. Anwesend waren 180 Teilnehmer. Die Leitung hatte Gemeinderat Emil 
Schmidgall, Murrhardt. Es sprach Minister a.D. Andre über die Lage. Er verbreitete sich über 
die Aufgaben der Länderregierungen und gab einen Überblick über die wirtschaftlichen 
Verhältnisse. Herr Schmidgall und Herr Inspektor Hipp gaben Aufklärung über die 
Wahlbestimmungen. 
Murrhardt, den 21.Dezember 1947, Betrachtungen über die Wahlen am 7. Dezember 1947  
Mit einer etwas kurzen, aber intensiven und auch überzeugenden Vorbereitung ging man in 
die Wahlen. Seitens der Parteien wurde eine aktive Propaganda- und Werbetätigkeit 
entfaltet, in deren Verlauf es an Gehässigkeiten in keiner Weise mangelte. Die CDU wurde in 
mannigfaltiger Art angeprangert, einmal als die Partei der Großkapitalisten, dann als die 
verkappte Zentrumspartei usw. Man musste hieraus die Überzeugung gewinnen, dass jede 
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Partei für sich allein den Anspruch erhob, sie und ihre Leistungen allein seien in der Lage, 
die Verhältnisse in unserer bescheidenen Zeit grundlegend neu zu gestalten. Dem Wähler 
wurde dies eindringlich zugerufen, damit er wisse, wem er seine Stimme zu geben hätte. 
Ganz abgesehen davon, dass diese Art Werbung etwas Abstoßendes an sich hat, ihren 
Zweck hat sie auf alle Fälle erfüllt. 
So war die Situation am Ende der Wahlkampagne. Allgemein wäre etwas mehr Toleranz 
wünschenswert und angebracht gewesen. Wir leben in einer Zeit, die uns täglich neue und 
z.T. schwierige Probleme stellt. Fest steht hierbei nur, dass es einer Partei kaum möglich 
sein wird, diese zur allgemeinen Zufriedenheit zu lösen. Dies im Besonderen schon deshalb 
nicht, weil jeder Einsichtige zugeben muss, dass von deutscher Seite aus wenig an der 
Umgestaltung unserer Verhältnisse getan werden kann, da alles der letzten Entscheidung 
des Kontrollrates in Berlin obliegt. 
Wenn angesichts dieser Sachlage sich dann irgendeine Partei zu der Kühnheit versteigt, 
man möchte ihr die Geschicke des Landes und des Volkes anvertrauen, dann darf man hier 
ruhig von einer Entgleisung sprechen. Hinzu kommt die Tatsache, dass das 
Einparteiensystem in Deutschland zur Genüge bekannt ist und daher wohl als 
abgewirtschaftet betrachtet werden sollte. Schließlich wäre über das Einparteiensystem nur 
eine neue Diktatur zu erwarten, wozu wir nicht willens sind! 
Wer diese Zeit miterlebt hat, der hat wenig Neigung mehr, sich in irgendeiner Form politisch 
zu betätigen- Aus allem spricht ein unaussprechlicher Hass! 
In der Tat dürfte aus den vergangenen Wahlen der Schluss für jede weitere Arbeit zu ziehen 
sein. Die gemachten Erfahrungen sind so mannigfach, dass es an geeignetem Material für 
künftige Wahlen in keiner Weise fehlen wird. Zu wünschen wäre, wenn diese in geeigneter 
Weise dabei zur Anwendung kommen würden. 
Was sind die Ursachen der schlechten Wahlbeteiligung? 
Einmal mag der nicht gerade als „fair“ zu bezeichnende Wahlkampf die Ursache dazu sein. 
Zum anderen eine gewisse Wahlmüdigkeit und nicht zuletzt das Desinteresse an allem 
Geschehen aus der Erkenntnis heraus, dass die Zustände dadurch doch nicht besser 
würden. 
Wie dem allem auch sei, es sollten Mittel und Wege gefunden werden, die auf einer 
friedlichen Basis alle Parteien zusammenfinden ließe, um in gemeinsamer Zusammenarbeit 
an die Lösung der Grundprobleme heranzugehen, um der Not und dem Elend zu steuern. 
Alles Beginnen muss schließlich zur Aussichtslosigkeit verdammt sein, wenn statt Liebe und 
Vernunft Hass und Zwietracht gesät wird. 
Zu den Wahlergebnissen im Besonderen: 
Mit einer Verschiebung der Ergebnisse musste ganz allgemein gerechnet werden. Dies war 
bei der CDU allein schon durch die eigene Liste bedingt, die bei den vergangenen Wahlen 
ihre Kandidaten mit denen der DVP vereinigt hatte. Den Hauptausschlag aber gaben m.E. 
die mit auf der Liste aufgenommenen Neubürger. Der Vorwurf, die CDU sei eine verkappte 
Zentrumspartei, verdichtete sich hier eindeutig zu Ungunsten der Gesamtliste, weil die 
Neubürgerkandidaten der katholischen Konfession angehören. Aus dem Ablauf der Wahl - 
örtlich gesehen - seien hier einige Punkte erwähnt, die das Ganze einhellig beleuchten. Das 
Vertrauen, das gerade die CDU in die Neubürger gesetzt hat, war auf Grund der allgemeinen 
Tätigkeit für diese armen Menschen berechtigt. Damit war selbst bei aktiver Wahlwerbung 
seitens der übrigen Parteien doch mit einem Stimmenzuwachs zu rechnen. Eine nähere 
Erläuterung an dieser Stelle zu diesem Problem erübrigt sich. 
Bei der Auswertung der Stimmzettel jedoch trat offensichtlich zutage, was zuvor nicht geahnt 
werden konnte. Wo die Neubürger ihre Stimme abgaben, da haben sie diese nur für die 
Neubürgerkandidaten abgegeben. Es ergaben sich Bilder, die das normale Maß an 
Intelligenz weit hinter sich ließen. Das folgende Beispiel aus einem Wahlbezirk soll diese 
Angaben bestätigen: 
Abstimmungsberechtigt:         447 Wähler 
Abgestimmt:                           245  „“       = 54,6 % 
Ungültige Stimmen:                   4 
Gültige Stimmen                    241 
Höchststimmenzahl               241x18 = 4338 Stimmen 
Tatsächlich abgegebene      Stimmen= 3651Stimmen 
Fehlstimmen:                                          687 Stimmen 
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Ähnlich lagen die Verhältnisse auch in den anderen Wahlbezirken. Zieht man die 
abgegebenen Stimmzettel nach Parteien auseinander und fügt man dem noch das 
Kumulieren und Panaschieren hinzu, so ergibt sich, dass die Parteien ganz allgemein einen 
gewaltigen Verlust an Stimmen zu verzeichnen haben. So hat auch die CDU eine gewaltige 
Einbuße an gültigen Stimmen auf ihr Konto zu buchen. Das Spiel Alt-Neubürger hat sich hier 
klar und deutlich aufgezeigt. Immerhin glaube ich offen sagen zu können, dass die 
Neubürger ihr Spiel mit einer gewissen Falschheit geführt haben. Ich neige heute zur 
Ansicht, dass die Hereinnahme der Neubürger als Kandidaten in die Parteiliste sich als der 
größte Fehler erwiesen hat. Auf Kosten der Neubürger wurden in zahlreichen Fällen die 
Kandidaten der Altbürger fein säuberlich aus der Liste gestrichen. Die Neubürger wurden mit 
bis zu 10 Stimmen kumuliert. Nicht wenige Stimmzettel enthielten als gültige Stimme nur 
noch den Namen eines Neubürgers. Daraus resultiert die hohe Zahle der Fehlstimmen. 
Wenn man nun nach Beendigung der Wahl erfahren muss, dass die Neubürger und hier im 
Besonderen ihre Kandidaten ihre Aufklärungsarbeit darin sahen, dass die Wähler von ihnen 
dahingehend aufgeklärt wurden, ihnen ihre Stimmen mit 3 kumuliert zu geben und dafür 
andere zu streichen, so rundet das das Bild ab und man tut gut daran, sich diese Tatsachen 
für die Zukunft genau zu merken und dann auch danach zu verfahren. Wer jedoch im Laufe 
seines Lebens schon öfters Enttäuschungen erleben musste, der wird diese ganz allgemein 
auf das Konto der Katholiken zu buchen haben. 
Zur technischen Seite der Durchführung sei bemerkt, dass es absolut nicht angängig 
erscheint, wenn das Personal der Wahlbezirke nur aus Männern einer Partei besteht. Hier 
müssen die örtlichen Verwaltungen ihr Augenmerk darauf richten, dass sämtliche Parteien 
vertreten sind. 
unterzeichnet A. Elser, gegengezeichnet Wilhelm Kopp 
 
 
2.5 Die ersten Redner und Politiker, „Gründungsväter“ 
 
Eine der ersten Versammlungen mit einer politischen Rede wurde am Sonntag, den 15. 
September 1946 um 14 Uhr im Gasthaus Waldhorn von Ministerialrat Felix Walter zum 
Thema: „Verfassungsfragen - Lebensfragen“ gehalten. 1945 zählte er zu den Gründern der 
CDU in Nordwürttemberg. Walter war 1946 Mitglied der Verfassunggebenden 
Landesversammlung und anschließend bis zu seinem Tode Abgeordneter im Landtag von 
Württemberg-Baden sowie 1946 Ministerialrat im Justizministerium Württemberg-Baden. Er 
vertrat im Parlament den Wahlkreis Aalen. 1948/49 war er Mitglied des Parlamentarischen 
Rates. In der englischsprachigen Genehmigung wird genauer formuliert. Es ging um Fragen 
der Verfassung, Bildung, Erziehung, Finanz- und Wirtschaftspolitik, Insolvenzprobleme und 
volkswirtschaftliche Aspekte, wie Wohnungsnot, Steuern und Ernährungslage. Der 
Versammlung ging am Vormittag eine Kundgebung, ein Gedenktag für die Opfer des 
Nationalsozialismus voraus. Ebenso ein Gottesdienst, in dem Stadtpfarrer Gotthilf Leitz eine 
Botschaft von Landesbischof Theophil Wurm verlas. Um 17 Uhr wurde der Tag mit einem 
Konzert im Schwanensaal beendet. 
 

 Traugott Paul Bausch 
 
 

https://de.wikipedia.org/wiki/Nordw%C3%BCrttemberg
https://de.wikipedia.org/wiki/Verfassunggebende_Landesversammlung_W%C3%BCrttemberg-Baden
https://de.wikipedia.org/wiki/Verfassunggebende_Landesversammlung_W%C3%BCrttemberg-Baden
https://de.wikipedia.org/wiki/Landtag_von_W%C3%BCrttemberg-Baden
https://de.wikipedia.org/wiki/W%C3%BCrttemberg-Baden
https://de.wikipedia.org/wiki/Parlamentarischer_Rat
https://de.wikipedia.org/wiki/Parlamentarischer_Rat
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Als weiteren politischen Redner konnte die Ortsgruppe Murrhardt am 20. November 1946 
Regierungsrat Paul Traugott Bausch begrüßen. Er sprach im Saal des Gasthaus Schwanen. 
Für die Veranstaltung wurden „rote oder sonst auffällige Streifen, sehr zahlreich mit 
entsprechend aufgedrucktem Hinweis in der Stadt angebracht“. Von 1946 bis 1950 war 
Bausch Landtagsabgeordneter in Württemberg-Baden. 1947 bis 1949 war er Mitglied im 
Länderrat der amerikanischen Zone. Dem Deutschen Bundestag gehörte er seit der ersten 
Bundestagswahl 1949 bis 1965 an, er vertrat den Wahlkreis Böblingen im Parlament. 1953 
bis 1957 war er Vorsitzender des Bundestagsausschusses für Fragen der Presse, des 
Rundfunks und des Films. 
 

 Wilhelm Simpfendörfer 

 
Wilhelm Simpfendörfer kam ebenso zu Versammlungen und Wahlauftritten nach Murrhardt 
und Backnang. Nach 1945 beteiligte sich Simpfendörfer an der Gründung der CDU in 
Württemberg-Baden. 1946 wurde er Abgeordneter in der Vorläufigen Volksvertretung, dann 
in der Verfassunggebenden Landesversammlung und schließlich im Landtag von 
Württemberg-Baden, wo er bis 1950 den Wahlkreis Leonberg-Vaihingen und anschließend 
den Wahlkreis Leonberg vertrat. Ab Dezember 1946 war er für wenige Monate 
Kultusminister des Landes Württemberg-Baden, trat jedoch 1947 zurück. Von 1948 bis 1958 
war Simpfendörfer Vorsitzender des CDU-Landesverbands Nord-Württemberg. Nach 
Gründung des Landes Baden-Württemberg 1952 gehörte er bis 1960 als Abgeordneter des 
Wahlkreises Leonberg dem Landtag von Baden-Württemberg an. Im Herbst 1953 holte ihn 
Ministerpräsident Gebhard Müller in sein erstes Kabinett, wieder als Kultusminister, dieses 
Ressort leitete er bis zu seinem Rücktritt 1958. 
 
 

 Josef Andre 

 
Minister a.D. Josef Andre kam als Redner am 23. November 1947 nach Murrhardt in den 
Schwanensaal. André sprach im Vorfeld der Kommunalwahl über die allgemeine Lage in 
Württemberg-Baden und die Aufgaben der Länderregierungen. Ebenso gab er einen 
Überblick über die wirtschaftlichen Verhältnisse. Nach dem Zweiten Weltkrieg beteiligte 
André sich am Aufbau der CDU, deren Vorsitzender für Nordwürttemberg er von 1946 bis 
1948 war. 1946 war er Mitglied der Vorläufigen Volksvertretung und der 
Verfassunggebenden Landesversammlung in Württemberg-Baden. Bis zu seinem Tode war 
er als Vertreter des Wahlkreises Schwäbisch Gmünd Abgeordneter des ersten Landtags von 
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Württemberg-Baden. Josef Andre war nach dem Zweiten Weltkrieg von September 1945 bis 
Mai 1946 Wirtschaftsminister im Kabinett des Ministerpräsidenten Reinhold Maier in 
Württemberg-Baden. Auf Drängen der US-Militärregierung wurde er am 31. Mai 1946 aus 
diesem Amt entlassen. Vom 1. Juni bis zum 20. Dezember 1946 war André Minister zur 
besonderen Verwendung. Emil Schmidgall leitete die Versammlung und Inspektor Hipp von 
der Stadtverwaltung erklärte die Wahlbestimmungen. 
 
 

  
 
3.0 Die Auflagen der Militärregierung  
Das Office of Military Governement for Germany (U.S.) (OMGUS; Amt der Militärregierung 
für Deutschland (U.S.)) war die höchste Verwaltungseinrichtung der amerikanischen 
Besatzungszone Deutschlands und des amerikanischen Sektors von Berlin in den ersten vier 
Jahren nach dem Zweiten Weltkrieg. Hauptsitz von OMGUS war Berlin, zusätzlich gab es 
auch Außenstellen in Frankfurt am Main. OMGUS ersetzte ab dem 29. September 1945 das 
US Group Control Council (USGCC) der US-Armee, welches bereits im August 1944 in 
London geschaffen worden war, als Kern einer künftigen amerikanischen Militärregierung. 
Seine Personalstärke belief sich auf 5.000 Personen. USGCC hatte Vorstellungen und Pläne 
für das besiegte Deutschland entwickelt, die sich als nicht praktikabel erwiesen. Es war 
davon ausgegangen, dass die Rolle einer amerikanischen Militärregierung darauf beschränkt 
werden könne, fortbestehende deutsche Ministerien und Zentralbehörden funktionsfähig zu 
übernehmen und diese zu überwachen. Inzwischen war es aber zu einer vollständigen 
Auflösung der deutschen Verwaltung gekommen. 
Übergang der Verantwortung auf eine Militärbehörde 
General Lucius D. Clay übernahm die Aufgabe, eine amerikanische Militärregierung aus der 
Befehlsstruktur der amerikanischen Armee herauszulösen und eine geeignete Organisation 
aufzubauen, die die Bezeichnung OMGUS erhielt. Der US-Armee stand die Demobilisierung 
bevor. Die Militärverwaltung Deutschlands, die in der Kampfphase vom September 1944 bis 
zum Mai 1945 unter Dwight D. Eisenhower geschaffen worden war und von der Abteilung G-
5 des Supreme Headquarters, Allied Expeditionary Force (SHAEF/G-5) geführt wurde, sollte 
von einer fest etablierten Militärregierung abgelöst werden, die die politischen Ziele der 
amerikanischen Regierung umsetzen sollte. Im Juni 1945 wurde das Oberkommando der 
regulären US-Truppen von der Leitung der örtlichen Detachements für „Civil Affairs“ und 
„Military Governement Operations“ befreit, im November 1945 verloren diese Detachements 
auch das unmittelbare Weisungsrecht an die deutschen Behörden, einen Monat später das 
Weisungsrecht in den Regierungsbezirken. Clay beabsichtigte, die amerikanischen 
Weisungsbefugnisse unterhalb der Länderebene stark zurückzunehmen. Daher sollten 
möglichst früh deutsche Länderregierungen installiert werden, um die Verwaltungsaufgaben 
zu übernehmen. Parallel zum Aufbau der OMGUS-Behörde mussten daher die Länder 
politisch neu organisiert werden. 
Zu den Aufgaben der OMGUS-Mitarbeiter gehörte auch die Entnazifizierung und damit die 
Neueinsetzung von durch den Nationalsozialismus unbelasteten Deutschen in sämtliche 
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Positionen des öffentlichen Lebens. Ein weiterer Schwerpunkt war die Beschaffung 
detaillierter Informationen über die Verstrickungen der deutschen Wirtschaft in die NS-
Herrschaft. Diese umfangreiche Dokumentation (auch „OMGUS-Akten“ genannt) diente bei 
den Nürnberger Prozessen als Beweismaterial. In einem Abschlussbericht empfahl OMGUS 
unter anderem die Auflösung der drei deutschen Großbanken (Deutsche Bank, Dresdner 
Bank und Commerzbank) sowie der I.G. Farben. 
Unter dem Militärgouverneur General Lucius D. Clay wechselte die Richtlinie der 
amerikanischen Besatzungspolitik von der Direktive JCS 1067 (dem Fraternisierungsverbot 
für amerikanische Soldaten, der wirtschaftlichen Demontage und der Umerziehung der 
Bevölkerung) ab 1947 zur Direktive JCS 1779. Der „besiegte Feindstaat“ Deutschland sollte 
im Zeichen des sich anbahnenden Kalten Krieges gegen die Sowjetunion zu einem westlich 
orientierten demokratischen Bündnispartner aufgebaut werden: Re-Orientation statt Re-
Education. OMGUS führte bis September 1949 über 70 Umfragen in der amerikanischen 
Besatzungszone durch, mit welchen die Einstellung der deutschen Bevölkerung zu den 
Besatzern, zur Entnazifizierung sowie zur Demokratie geprüft werden sollte. Allmählich 
wurde dabei der Schwerpunkt immer weiter in Richtung Antikommunismus verlagert. 
Die Behörde wurde am 5. Dezember 1949 offiziell aufgelöst; weiterbestehende Aufgaben 
übernahm von da an der U.S. Hohe Kommissar für Deutschland (HICOG). 
Für die politische Betätigung gab es genaue Vorgaben. In der Anweisung Nr. 40 der 
Militärregierung standen die Richtlinien, an die sich die deutschen Politiker und die deutsche 
Presse zu halten hatten: 
Mit Berücksichtigung der Notwendigkeit, die militärische Sicherheit beizubehalten, soll es 
den deutschen demokratischen Parteien gestattet sein, politische Probleme frei zu 
diskutieren. Kommentare über die Politik der Besatzungsmächte sind erlaubt. 
Mitglieder der deutschen Parteien und der deutschen Presse müssen sich fernhalten von 
allen Feststellungen und Veröffentlichungen von Reproduktionen von Artikeln, welche: 
a) beitragen zu der Verbreitung von nationalen, allgermanischen, militärischen, 
faschistischen oder antidemokratischen Ideen. 
b) Gerüchte verbreiten, die dazu dienen, die Einheit zwischen den Alliierten zu zerstören, 
oder Misstrauen und eine feindliche Einstellung auf der Seite des deutschen Volkes gegen 
eine der Besatzungsmächte zu verursachen. 
c) Kritik an den Beschlüssen der Konferenzen der alliierten Mächte verkörpern, oder gegen 
die Entscheidungen des Kontrollrates. 
d) an Deutsche appellieren, sich gegen demokratische Maßnahmen, die von den 
Chefkommandanten in den Zonen erlassen wurden, zu wehren. 
3. Zuwiderhandelnde werden strafrechtlich verfolgt für jede Missachtung dieser Anordnung. 
Nach einem weiteren Erlass der Militärregierung mussten darüber hinaus sämtliche 
Parteiversammlungen – ob parteiintern oder öffentlich – spätestens 48 Stunden vor Beginn 
unter Angabe von Thema, Redner, Versammlungsort, Uhrzeit und der Zahl der 
voraussichtlichen Besucher beantragt werden. Selbst für die Fraktionssitzungen waren stets 
Genehmigungen einzuholen, ja sogar Versammlungen im privaten Bereich bedurften eines 
Antrages, sobald der Teilnehmerkreis voraussichtlich mehr als sechs Personen betrug. 
Annoncen, Plakate und Handzettel mussten in sechsfacher Kopie bei der entsprechenden 
Dienststelle der Militärregierung eingereicht werden. Und selbst die parteiinternen 
Wahlergebnisse unterlagen der Meldepflicht. Für die CDU bedeutete diese bis 1947 
anhaltende strenge Kontrolle der politischen Arbeit durch die Militärregierung eine 
beträchtliche Steigerung des organisatorischen Aufwandes, zumal auch die CDU- 
Landesgeschäftsführung monatliche Berichte über die Tätigkeit der Basis verlangte. 
 
 
3.1 Andere Widrigkeiten 
 
Da in den ersten Gründungsjahren nur die beiden Ortsgruppen Backnang und Murrhardt 
bestanden und Backnang Kreisstadt war, entfiel die überwiegende Last der Wahlkämpfe im 
Kreis auf den Backnanger Ortsverband. Dabei stellte sich die schlechte Motorisierung immer 
wieder als besonderes Hindernis heraus, denn die wenigsten Menschen waren motorisiert, 
Benzin gab es lediglich auf Antrag an die Militärregierung, und das auch nur in geringen 
Zuteilungsmengen. Das Problem spiegelt sich auch in alten Schreiben wider. „Wir machen 
die Kreisgeschäftsstellen darauf aufmerksam, dass die uns zur Verfügung stehende Menge 
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Benzin und Treibstoff bei weitem nicht ausreicht, um allen Anforderungen gerecht zu 
werden. Es muss also daran gedacht werden, Wagen mit Holzgasantrieb in Erfahrung zu 
bringen, sowie Freunde der Union, die einen eigenen Wagen besitzen. Im äußersten Notfall 
kann auch versucht werden, leihweise Benzin oder Kraftstoff zu bekommen oder diesen 
gegen andere Waren einzutauschen.“ 
Hier hatte der Ortsverband Murrhardt mit dem Fuhrunternehmer Hugo Nothwang, den 
Fahrzeugen der Wirte Bofinger und Gauss sowie dem Holzvergaser der Firma Gampper 
einen strategischen Vorteil, und die Backnanger mussten sogar in der Not auf den Fuhrpark 
der Murrhardter zurückgreifen. Eine besondere Rolle, da absolute Mangelware, spielten die 
Reifen. So wurden die Kreisverbände angewiesen, der Landesgeschäftsstelle die genutzten 
Fahrzeuge und deren Reifengröße mitzuteilen. Dadurch sollte die Straßenverkehrsdirektion 
in die Lage versetzt werden, eine entsprechende Reifenversorgung für die Parteien sicher zu 
stellen –ein echter Staatsakt! 
Erschwerend kam hinzu, dass für Fahrten mit dem Auto an Sonn- und Feiertagen Gebühren 
entrichtet werden mussten. Dies änderte sich erst im Februar 1947 mit der Erteilung von 
Ausnahmegenehmigungen für Fahrzeuge der Parteien. Wie sehr damals Mangelwirtschaft 
betrieben wurde, zeigte sich auch an den Kleisterzuteilungen für die Plakataktionen. 
Schließlich waren die Fahrzeuge bei den weiten Fahrten auf das Land und in die Teilorte 
unersetzlich, auch im Tal, solange die Eisenbahn nicht oder nur bedingt funktionierte 
Die Eisenbahn war durch Kriegsschäden und Brückensprengungen nur teilweise 
funktionsfähig. So fuhr die Bahn Mitte 1946 von Backnang nur bis Neustadt, da das 
Remstalviadukt zerstört war, ab 3. Juni von Backnang wieder bis nach Sulzbach. Am 10. 
August 1946 wurde dann die gesamte Strecke von Neustadt bei Waiblingen bis nach 
Hessental wieder durchgängig befahrbar. Man jubelte in Murrhardt, dass man nun wieder 
Anschluss an die Welt hatte, nach Nürnberg, ja sogar Berlin fahren konnte, aber noch nicht 
nach Stuttgart oder Ludwigsburg. Einen Nachteil hatte die Bahn – sie brachte die Stuttgarter 
zu ihren Hamsterfahrten aufs Land.  

     
Holzvergaser der Firma Gampper und Opel P4 von Hugo Nothwang 

 
Schlimmer war aber dann noch der leere Magen der Wahlkämpfer. Essen gab es in diesen 
Zeiten nur gegen Lebensmittelmarken. Deshalb scheint es nicht verwunderlich, wenn in 
Einladungsschreiben zu einer Parteiversammlung Ende 1946 und auch noch 1947 darauf 
hingewiesen wird, entsprechende Lebensmittelmarken mitzubringen. In Murrhardt wurden 
die Versammlungen ja auffallend nur in bestimmten Gaststätten durchgeführt, denen 
wiederum eine intern stadtbekannte Fähigkeit nachgesagt wurde, trotz Mangel einen stets 
gut gefüllten Keller und Speisenvorrat zu besitzen. Und da der für diese Markenwirtschaft 
und Kontrolle zuständige Beamte der Stadt dann auch noch Kreisgeschäftsführer wurde, 
scheinen hier die die Missstände recht schnell abgestellt worden zu sein. 
Die allgemeinen Lebensumstände der Jahre 1946 und 1947 waren von großer Not und 
Entbehrung gekennzeichnet. Krankheiten wie Typhus und Ruhr brachen aus, Hungersnot, 
strenge kalte Winter, schlechte Ernten und der Kartoffelkäfer. Dazu kamen die Probleme mit 
immer mehr ankommenden Flüchtlingen aus dem Osten und der völlig darniederliegenden 
Wirtschaft und Produktion. Die Widrigkeiten ein Staats- und Gemeinwesen neu aufzubauen 
waren immens. 
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Langsam ging die Stadt wieder einer besseren Zukunft entgegen: 1. Gewerbeschau 1949 

 
 
3.2 Weitere Entwicklung des Ortsverbandes / Stadtverbandes in Ausschnitten 
 
1955 erfolgte eine für die CDU Baden-Württemberg und auch bundesweit wichtige Gründung 
eines Arbeitskreises der CDU, die UDV – Union der Vertriebenen – in Murrhardt in der 
Sonne-Post. Die Gründung wurde durch Josef Wolff aus Stuttgart initiiert. Die Union der 
Vertriebenen und Flüchtlinge (heute UdVF) ist die Vereinigung der CDU Baden-Württemberg 
für die Vertriebenen, Flüchtlinge und Aussiedler. Sie tritt aus christlicher Verantwortung für 
das Selbstbestimmungsrecht aller Deutschen und das unveräußerliche Menschenrecht auf 
die Heimat, gemäß Artikel 2, Absatz 2 der Landesverfassung von Baden-Württemberg ein. 
Sie arbeitet für einen europäischen Bundesstaat als Grundlage einer gesamteuropäischen 
Friedensordnung aller Völker und Volksgruppen Europas; sie fördert die Schaffung eines 
Volksgruppenrechts als Teil des allgemeinen Völkerrechts. Die Vereinigung bekennt sich, 
wie es die Vertriebenen bereits in der Charta der deutschen Heimatvertriebenen vom 5. 
August 1950 taten, zu den Menschenrechten, wie sie in der Menschenrechtsdeklaration der 
Vereinten Nationen niedergelegt und in der Europäischen Menschenrechtskonvention und im 
Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland verankert worden sind. 
Aus dem Jahr 1956 ist ein aufschlussreiches Protokoll erhalten, das eine lebendige und 
politisch höchst anspruchsvolle Auseinandersetzung mit dem „dialektischen Materialismus“ 
aufzeigt. Ein sehr philosophisches und hochgeistiges Referat und eine sehr intellektuelle 
Diskussion in den Zeiten des Kalten Krieges über den Marxismus und Sozialismus erfasste 
den Stadtverband. 
1958 referierte ein Herr Helmut Plumbohm über das Thema „Droht uns der Atomtod?“ In der 
Einladung beschreibt der damalige Vorsitzende Emil Schmidgall diese höchst spannende 
Frage. „Da Herr Plumbohm in der Lage ist, uns Authentisches über die atomare Bewaffnung 
unserer Bundeswehr und alles was dies mit sich bringt zu berichten…“  Anmerkung: Helmut 
Plumbohm war ehemaliger Wehrmachtsoffizier der Artillerie, bei der Aufstellung der 
Bundeswehr kurz wieder aktiv. Jedoch war die atomare Bewaffnung immer eine Sache der 
Verbündeten, sprich der USA und zudem streng geheim. Mitglieder der Familie Plumbohm 
wurden nach Auflösung der DDR als sehr erfolgreiche Spione enttarnt, ein Teil der Familie 
floh 1989 nach Moskau… 
Ein sehr guter Informationsstand über die Struktur und Arbeit der CDU in Murrhardt, aber 
auch auf Kreisebene in den 1960er Jahren, kann aus den Archivalien des ehemaligen 
Stadtverbands- und späteren Kreisvorsitzenden, Sparkassendirektor Gustav Feil gewonnen 
werden. Es war die Zeit der wirtschaftlichen Konsolidierung und dem Aufbau der Infrastruktur 
– man konnte sich wieder „etwas leisten“. Außenpolitisch streng in den Banden des Kalten 
Krieges, innenpolitisch die Königsjahre der Union auf allen Ebenen. 
In Murrhardt existierten zu Beginn der 1960er Jahre starke Unternehmen, die Stadt 
prosperierte und der CDU-Stadtverband hatte nahezu alle gesellschaftlichen Ebenen 
personell und politisch belegt. 
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Im Sommer 1964 fand ein informelles Gespräch mit Eugen Gerstenmaier und den 
Murrhardter Honoratioren, Stadtpfarrer Müller, Gewerkschaftssekretär Ernst Eisenmann 
(späterer IG-Metall Chef und Murrhardter SPD-Stadtrat), sowie den Unternehmern Erich 
Schumm, Richard Schweizer, Richard Franke und Egon Stiehl statt, um die Infrastruktur des 
Wirtschaftsstandortes Murrhardt zu stärken. Die Netzwerke und engen Bindungen zum 
Wahlkreisabgeordneten und Präsidenten des Deutschen Bundestages wurden genutzt, 
brachten aber auch eine gewisse Schärfe in die örtliche Diskussion, schließlich schaute auch 
die örtliche und überregionale Presse immer wieder gerne auf den Wahlkreis des nicht 
unumstrittenen Eugen Gerstenmaier. 
Eine große, ja emotionale Diskussion über die gesellschaftliche Entwicklung und 
Jugendgefährdung löste Mitte 1964 der Film „Das Schweigen“ im Stadtverband Murrhardt 
aus. Das Schweigen (Original: Tystnaden) ist ein in Schwarzweiß gedrehtes schwedisches 
Filmdrama von Ingmar Bergman aus dem Jahr 1963. Dieses Werk Bergmans führte wegen 
der für die Entstehungszeit offenen Darstellung sexueller Handlungen zu einem der größten 
Filmskandale der 1960er Jahre und löste eine breite Zensurdebatte aus. Hochkritische 
Schreiben wechselten zwischen Murrhardt und Bonn. Nicht nur Pornographie war das 
Thema, sondern der Sittenverfall, das Bild und die Ehre der Frau, sowie die skrupellose 
Geldmacherei der Produzenten und Filmverleiher. Eugen Gerstenmaier reagierte darauf in 
einem persönlichen Brief an den CDU-Stadtverband – einem Lehrstück der jungen 
Demokratie – dass dieser Film in einer Fragestunde des Bundestages erörtert worden sei, 
die Strafverfolgungsbehörden entsprechende Strafanzeigen gegen den Film nicht 
aufgegriffen haben und dass der Artikel 5 des Grundgesetzes das Recht auf freie 
Meinungsäußerung deckt, bzw. eine Zensur ausdrücklich verbietet. 
Im Oktober 1964 wurde Gerstenmaier wieder einmal nach Murrhardt eingeladen, um 
angesichts der bevorstehenden Nominierung als Bundestagskandidat, im Rahmen eines 
Vortrages über seine Japan- und Koreareise zu berichten. Begründet wurde die Einladung 
mit dem starken SPD-Zuwachs in Murrhardt. Die „neutrale“ Volkshochschule wurde als 
Vortragsort gewählt, obwohl ja Wilhelm Seibold der Leiter der VHS war, somit also durchaus 
der CDU nahestand. Gerstenmaier legte auf eine Einladung durch die VHS Wert und sagte 
für den 31.Oktober sein Kommen zu. Der Vortrag fand vor 150 Zuhörern im neu eröffneten 
„Nägele-Saal“ der Walterichschule statt. 
Weitere Veranstaltungen, so mit dem Vorsitzenden des Verkehrsausschusses, Rolf Schöck 
MdB, zur Verkehrsinfrastruktur und Straßenbau, oder dem Geschäftsführer der Industrie und 
Handelskammer Dr. Erich Dürrwächter und dem Vorsitzenden des wirtschaftspolitischen 
Ausschusses der CDU-Landesgruppe, Herrn Dr. Klaus Holtermann, sowie 
Bundeswohnungsminister Lücke und Bundesverteidigungsminister von Hassel 
vervollständigten die ambitionierten Veranstaltungsreihen der Murrhardter CDU und machten 
auch die politische wie geographische, zentrale Lage Murrhardts im Wahlkreis und Altkreis 
Backnang deutlich. 
 
Frauenpolitik: 
 
Die wenigen Frauen des Stadtverbandes wussten sich durchaus zu behaupten, so in einem 
Schreiben von Grete Landsgesell, die deutlich machte, dass sie den Termin und Inhalt der 
Aussprache mit Eugen Gerstenmaier aus der Zeitung entnehmen musste und sie es daher 
aus Sicht der Frauen, Heimatvertriebenen und auch der einfachen Mitglieder bedauert, bzw. 
für unangebracht hält, hierzu nicht eingeladen worden zu sein, zumal „da er seit der 
Bundestagswahl in keine Versammlung mehr kommt und spricht, was uns sehr leid tut ...“ 
Der damalige Vorsitzende reagierte und kündigte im Antwortschreiben an Grete Landsgesell 
den Aufbau einer eigenen Frauengruppe im Stadtverband an. Schon wenige Wochen später 
wurde zu diesem Zweck Annemarie Griesinger zu einer Veranstaltung im September 1964 
eingeladen, um über das Thema „Frauen und Politik“ zu sprechen. Doch Annemarie 
Griesinger ließ sich ob ihrer Verpflichtungen Zeit, um den Besuch in Murrhardt zu realisieren, 
und sagte dann unter der Bedingung, einen Fahrer gestellt zu bekommen, schließlich für die 
Veranstaltung am 29. Oktober 1964 im Gasthof Engel zu. Dort erfolgte daraufhin die 
Gründung der CDU-Frauengruppe Murrhardt, immerhin waren 20 Damen anwesend.  
In dieser Zeit war Frau Käthe Eichhorn sehr agil und bemühte sich erfolgreich um eine 
Veranstaltung mit dem altbekannten Redner Paul Bausch, mittlerweile MdB, mit dem Thema: 
„Die außenpolitische Lage und die Aufgaben der CDU“.  

https://de.wikipedia.org/wiki/Schwarzwei%C3%9Ffilm
https://de.wikipedia.org/wiki/Schweden
https://de.wikipedia.org/wiki/Spielfilm
https://de.wikipedia.org/wiki/Ingmar_Bergman
https://de.wikipedia.org/wiki/Filmjahr_1963
https://de.wikipedia.org/wiki/Skandalfilm
https://de.wikipedia.org/wiki/1960er_Jahre
https://de.wikipedia.org/wiki/Zensur_%28Informationskontrolle%29


20 
 
Im Mai 1965 bemühte sich Käthe Eichhorn um weitere Veranstaltungen, so mit Stefanie 
Roeger MdL und dem Frauensekretariat der Landes-CDU. Stephy Roeger sprach im Engel 
über das Thema; „Das Bild der Frau im Blick auf die Zukunft“. Das durchaus eindrucksvolle, 
kritische Referat ist erhalten und fordert schließlich die Eigeninitiative und das Engagement 
der Frauen in der Politik. 
Am 4. September 1965 sprach wiederum Annemarie Griesinger zum Thema: „Unsere 
Aufgaben als Frauen in einer sich wandelnden Welt“ im Saal des Gasthof Engel. 1972 fand 
unter Ruth Locher die begonnene Arbeit eine gute Fortsetzung, sie war auch die erste Frau, 
die in den Murrhardter Gemeinderat eingezogen ist. In den Folgejahren engagierten sich 
besonders Gisela Maier und Rosely Schweizer. 
 
Der Stadtverband in den Jahren 1965, 1966 – beispielhafte Berichte 
 
1965 fanden nicht nur Bundestags- sondern auch Kommunalwahlen statt. Der Stadtverband 
bemühte sich eifrig um die Aufstellung einer gemeinsamen bürgerlichen Liste, bei der auch 
die Vertreter der Heimatvertriebenen und Neubürger berücksichtigt wurden. Dabei einigte 
man sich auch mit der FDP auf eine Zusammenarbeit in dieser Sache. So fanden diverse 
interne Kreishauptversammlungen und Wahlveranstaltungen in diesem Jahr im Gasthof 
Engel statt. 
Die „politische Großwetterlage“ war wieder einmal sehr gespannt, so versuchte man einen 
„Blick hinter den Eisernen Vorhang“ und lud dazu zu einem Vortrag mit einem Sachkenner 
der kommunistischen Politik, Herrn Erich Smutnik, ein. Er sprach über: „Der Konflikt Moskau-
Peking und die neuen Herren im Kreml“. Smutnik war ein enger Mitarbeiter von General 
Hans Speidel. 
Im selben Jahr waren auch die immer noch großen Probleme der Heimatvertriebenen und 
Neubürger wichtige Themen, so das Wohngeld und die Sozialhilfe, denen sich der 
Stadtverband mit Veranstaltungen annahm. 
Das Jahr 1966 war nicht nur durch das Zwanzigjährige Bestehen des jungen Stadtverbandes 
gekennzeichnet, sondern besonders durch die zahlreichen in den Archivalien vermerkten 
Bemühungen zur Begründung einer Städtepartnerschaft mit Château-Gontier. Dieser Schritt 
nach Europa wurde in Murrhardt gleich zu Beginn dieses Kontaktes hoch bewertet, was sich 
in der erhaltenen Rede des Bundestagspräsidenten Gerstenmaier zur Partnerschaftsfeier 
1967 deutlich widerspiegelt. 
Einige wichtige Kreisparteitage fanden in Murrhardt statt, wobei die Themen „Gastarbeiter“ 
und „Kulturpolitik“ einen großen Teil der Diskussionen einnahmen. Murrhardt wurde 
geradezu ein Zentrum der CDU-Veranstaltungen im Altkreis Backnang, was schließlich in 
der Wahl von Gustav Feil zum neuem Kreisvorsitzenden und Nachfolger von Dr. D. Kalb 
gipfelte. 
 
Nachwuchsgewinnung, Gründung einer JU-Ortsgruppe 
 
In diesen Jahren ist nach längerer Pause auch wieder von Aktivitäten der Jungen Union in 
Murrhardt zu lesen. Nach den Aufbaujahren unter Wilhelm Hahn kam der Parteinachwuchs 
bis in die 1950er Jahre in Murrhardt nicht so recht zum Erfolg. Darum versuchten Dr. Oswald 
Seitter und Gustav Feil über die Kreisschiene wieder neuen Schwung in die Jugendarbeit zu 
bringen. Hier wurden die Querverbindungen genutzt und die jungen Auszubildenden und 
Mitarbeiter der Kreissparkasse in Murrhardt zu einer Veranstaltung am 30. Juli 1965 
eingeladen, darunter auch Peter Schütt. 
Am 18. Februar 1971 wurde dann eine JU-Ortsgruppe gegründet, die schließlich nach 
Jahrzehnten wieder in der JU-Oberes Murrtal aufgehen sollte. Im Gasthof Engel trafen sich 
damals eine Anzahl junger Menschen, denn allein 30 der in der JU-Kreisgruppe als 
Mitglieder gelisteten Jung-Unionler wohnten damals in Murrhardt. Als ersten Vorsitzenden 
wählte die Gruppe Rolf Kirschbaum. Peter Kamrad und Bernhard Wagner gehörten ebenfalls 
zum Vorstand. Ein erster sehr gut besuchter Diskussionabend fand im März 1971 im 
Gasthaus Traube statt unter dem Motto: „Die Jugend soll kritisch mitdenken“. Man einigte 
sich darauf, künftig jeden ersten Freitag im Monat einen Stammtisch zu veranstalten, um die 
große Politik zu diskutieren und Aktivitäten in Murrhardt und der Region zu koordinieren. 
1972 wurde nach dem Münchner Olympia-Massaker die Absage an jegliche Radikalität 
gefordert, 1973 in einer Mitgliederversammlung Titus Simon zum Schriftführer gewählt. 
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Aktivitäten wurden geplant, der Paragraph 218 beherrschte als bundespolitisches Thema die 
Diskussion in der Jugend, aber auch der Bau eines Jugendhauses in Murrhardt. Da dieser 
Wunsch in den bürgerlich-konservativen Kreisen keine Mehrheiten fand, etablierte sich 
schnell die linke Jugend, zu der dann Titus Simon wechselte. Die JU-Murrhardt und ihre 
Mitglieder machten sich aber in den folgenden Jahren durch ihre Altglas-Sammelaktionen 
und die daraus erfolgten Spenden an soziale Einrichtungen einen guten Namen. Insofern 
waren die Themen Umweltschutz, Ökologie und Wertstoffrückgewinnung schon vor der 
Gründung einer Grünen Partei fest in der praktischen Parteiarbeit angekommen. 
1984 übernahm dann ein neues JU-Team den Vorsitz: Thomas Zeeb und Lorenz Wiegers, 
Rainer Haller, Stephan Elser, Bernhard Oesterle, Hans Peter Hawle und Norbert Maier. 
Insgesamt hat die JU-Arbeit in Murrhardt vier spätere Stadtverbandsvorsitzende und 
zahlreiche Stadträte hervorgebracht. 
 
Nachsatz 
 
Eine vielleicht etwas überraschende Tatsache ist, dass in den Jahren um 1975 Herbert 
Schilling als Kandidat zu den Kommunalwahlen bei der CDU-FWV Fraktion kandidierte. 
(Prof. Dr.) Titus Simon war einer der ersten JUler in Murrhardt, bevor er einmal 
Landtagskandidat für die Linken werden sollte. Die Artikel im Murrhardter Stadtanzeiger 
(Rundschau) in dieser Zeit schrieb Frau Dr. Elisabeth Sladek, deren Sohn Michael ebenso 
anfänglich zu den jungen politisch engagierten Murrhardtern gehörte. So sind die Gründer 
der MD/AL (Murrhardter Demokraten/Alternative Liste), einer weitgehend in den Bereich der 
Ökobewegung zu zählenden Fraktionsneugründung, und ein bundesweit bekannt 
gewordener „Schwarzwälder-Energie-Rebell“ eng mit den Murrhardter politischen 
Netzwerken zu verknüpfen. 
 
1996 feierte der Stadtverband das Jubiläum seines 50-jährigen Bestehens. Festredner 
waren Dr. Christoph Palmer, Staatsekretär im Ministerium für Wissenschaft und Kunst, sowie 
der Murrhardter Wirtschaftshistoriker und (Alt-)Stadtrat Dr. Peter Steinle zur Geschichte der 
Murrhardter CDU. 
 
 
 

  
Wahlplakat 1950 und Wappen von Murrhardt, Fornsbach und Kirchenkirnberg 
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4.0 Gemeinderat, Fraktion, CDU-FWV 
 
4.1 Erste Kommunalwahlen nach dem Krieg 
 
Kommunalpolitisch beginnt die Zeit der CDU in Murrhardt als gemeinsame Liste zur 
Gemeinderatswahl am 27. Januar 1946 mit Heinrich Horn, Elektromeister, Mitglied der 
Kreishandwerkerschaft und Mitglied im TVM. Weiterhin Wilhelm Klenk, Schlossermeister, 
und Emil Schmidgall, sowie Ernst Jung. Von den Teilorten waren Friedrich Noller aus 
Hausen, Ernst Dietrich aus Karnsberg und Gottlieb Noller aus Siegelsberg vertreten. Als 
Neubürger kamen dann über die Liste der Vertriebenen Friedrich Karger, Kurzwarenhändler 
und Beauftragter für Flüchtlinge, und Oberstudienrat Felix Knoll, Mitglied der katholischen 
Kirchengemeinde, in den jungen Gemeinderat. Eine zweite Kommunalwahl fand am 7. 
Dezember 1947 statt. 
Gürr vermerkt dazu in seiner Chronik: „Gemeinderatswahl. Nach dem Besuch der 
Versammlungen konnte man keine Voraussage über den Wahlausgang machen, vollends 
jetzt nach 13 Jahren. Nach der Propaganda hätten die Kommunisten die meisten Sitze 
erringen müssen. Denn sie operierten am meisten mit dem Wort Demokratie. Die 3 anderen 
Parteien: Sozial-Demokratie, Demokratische Volkspartei, Christliche Volkspartei, betonen 
schon im Namen den Willeninhalt, Demos gleich Volk. Die Wahl verlief in aller Ordnung. Die 
Kommissionen taten gut ihre Pflicht. Hauptsächlich nach dem Mittagessen setzte der 
Anmarsch der meisten Wähler ein. Frauen 69%, Männer 40%, der letzte Schlussstrich des 
Ergebnisses wurde nach Durcharbeit am 28. Januar 46 früh 3 Uhr gemacht. Nächstes Mal 
geht’s schneller. Ein entlassener Soldat, der 2 Jahre in Russland war, sagte: „Kein Soldat, 
der Russland kennen lernen musste, wählt kommunistisch.“.  
Das Wahlergebnis fiel wie folgt aus: 
Stimmberechtigt waren ca. 3000 Bürger, wegen der großen Zahl an neu nach Murrhardt 
gekommenen Vertriebenen und Flüchtlinge war keine korrekte Angabe möglich. 
Abgegebene Stimmen, tatsächliche Wähler: 2592, was etwa einer Wahlbeteiligung von 86,5 
Prozent entspricht. 
Wahlvorschlag 1 der SPD bekam 11435 Stimmen 
Wahlvorschlag 2 der Kommunisten bekam 1551 Stimmen 
Wahlvorschlag 3 der Demokraten und Christlichen bekam 20553 Stimmen 
„Mit weitaus höchster Stimmenzahl wurde Eichenwirt, Schmiedemeister, Landwirt, Wilhelm 
Lamprecht gewählt, 2802. Gustav Rößle, 2311, Gottlieb Grau, 2150, Karl Pfizenmaier, 1876. 
Albert Elser, Malermeister, 1626. Mit diesen Demokraten auf demselben Vorschlag die 
Christliche Volkspartei:  Elektro Heinrich Horn 1392. Schneidermeister Schmidgall 118. Dazu 
alle 4 von den Teilgemeinden, Friedrich Noller, Hausen,1283; Dietrich, Karnsberg1243; 
Gottlieb Noller, Baumwart, Siegelsberg 1331; Eugen Jung, Vorderwestermurr 1328.“ …. Man 
weiß nicht, ob man den Gewählten gratulieren soll. Sicher muß man sie aber unterstützen 
bei ihrem schweren Amt: 2 Jahre Aufbau aus Trümmerhaufen... 
Ergebnis im Kreis für Murrhardt (Backnang in Klammern): 
Wahlberechtigte 32027 
Wahlbeteiligung 26203 (ungültig 682) = 81,6 % 
Christlich Soziale Volkspartei         19,2 %  (28,7 %) =   39 Sitze (40) 
Kommunisten                                    3,0 %   (5,7 %) =     3 Sitze, in Backnang 
SPD                                                   8,8 % (15,1 %) =   14 Sitze (16) 
Demokr. mit Christlichen                   6,0 %   (6,5 %) =   11 Sitze, in Murrhardt 
Parteilose                                        61,0 % (44,0 %) =    67 Sitze (364) 
Ungültig                                             2,0 % 
 
4.2 Die Fraktionsvorsitzenden der CDU-FWV Murrhardt  
Heinrich Horn, Elektromeister 
Emil Schmidgall, Innungsmeister des Schneiderhandwerks 
Felix Knoll, Oberstudiendirektor  
Dr. Werner Wagner, Apotheker 
Günter Richter, Dipl.-Handelslehrer, Studiendirektor a.D. 
Andreas Winkle, Unternehmer 
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Emil Schmidgall+                  Felix Knoll+                           Dr. Werner Wagner +                  Günter Richter                   
 

    
Andreas Winkle 
 

4.3 Liste der Altstadträte  
 

Heinrich Horn 1946 CSVP/CDU 

Emil Schmidgall 1946 CSVP/CDU 

Wilhelm Klenk            1946 CSVP/CDU 

Ernst Jung                 1946 CSVP 

Friedrich Noller          1946 CSVP 

Ernst Dietrich             1946 CSVP 

Gottlieb Noller 1946 CSVP 

Ernst Schlotter           1947 CDU 

Felix Knoll                  1947 CDU 

Friedrich Karger         1947 CDU 

Hoyer, Wilhelm           1947 CDU 

Franz Braulik              1947 CDU 

Walter Kemmner 1953  

Otto Kiefer                  1953  

Willi Weidle                1953  

Otto Kirschbaum        1953  

Theodor Trentberg     1953-1959 CDU 

Richard Scheerer       1953-1959 CDU 

Wilhelm Rößle            1953  

Dr. Werner Wagner    1962 - 1993  

Heinrich Dieterich       1965 – 1971, 1975 – 1980, 
1984 - 1994 

 

Albert Dietrich             1965 – 1971  

Gustav Feil                  1965 – 1971 CDU 

Dr. Helmut Frömel      1965 – 1971 CDU 

Walter Geist                1965 – 1968  

Karl Wurst                   1965 – 1971  

Gerhard Bodura          1968 – 1986 CDU 

Willi Müller                  1971 – 1989  
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Günter Richter            1971 – 2008 ab 2005 CDU 

Fritz Fegert                 1975 – 1984  

Manfred Geiger           1975 – 1984  

Erich Häussermann     1975 – 1980  

Ruth Locher                 1975 – 1980 CDU 

Dr. Peter Steinle                1975 – 1991 CDU 

Michèle Hartmann 1980 – 2009  

Reinhard Pohl                    1980 – 1996   

Rolf Kiefer 1984 – 2002  

Otto Rößle                         1975   

Dr. Hans-Ulrich Luther       1984 – 1994 CDU 

Rosely Schweizer              1984 – 2006 CDU 

Manfred Jäger                   1986 – 1989 CDU 

Walter Großberger            1989 – 2003  

Helmut Wurst                    1991 – 1994  

Dr. Ralf Belafi                    1994 – 1999   

Sascha Willkomm             1999 – 2006  

Richard Rauch                  1994 -1999 und 2012-2014  

Dietmar Hochreiter            2003 – 2004 CDU 

Christian Schweizer          1994 – 1999 und 2004 – 
2012 

CDU 

 
 

 Ruth Locher, die erste CDU-Frau im Murrhardter Gemeinderat 
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Die CDU-FWV Fraktion 1975. Hoyer, Braulik, Wagner, Richter, Kemmner 
 
Bild rechts: Wurst, Kemmner, Richter, Bodura, Wagner, Braulik (dahinter Locher), Hoyer, Rössle (dahinter 
Hohbaum), Fritz, Kiefer, Knoll 
 
 
 

4.4 Murrhardter Bürgermeister 
 
Am Vormittag des 18. März1946 fand im Saal des Murrhardter Rathauses die erste Wahl 
eines Bürgermeisters durch den Gemeinderat statt. Es war eine öffentliche Wahl, bei der Dr. 
(Vorname?) Sladek von der Kreisverwaltung den Vorsitz führte. Drei Personen standen zur 
Wahl. Der von den Amerikanern eingesetzte Bürgermeister Georg Krissler wurde dabei 
einstimmig, wie erwartet, für die nächsten zwei Jahre gewählt.  
Georg Krissler (SPD) 1945-1947 
Fritz Ehrmann (CDU) 1966 
Helmut Götz (parteilos) 1966 – 1986 
Ulrich Burr (CDU) 1986 – 2003 
Dr. G. Strobel (parteilos) 2003 – 2011 
Armin Mößner (CDU) seit 2011 
 
 

  
Die Bürgermeister und Mitglieder der CDU von Murrhardt, (von links): Fritz Ehrmann+, Ulrich Burr, Armin Mößner 
 
 

 

      
 
Wappen des Altkreises Backnang und des Rems-Murr Kreises 
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5.0 Kreistag 

 
Am 28. Juni 1946 fanden die ersten regulären Kreistagswahlen statt. Dabei hatte in 
Murrhardt der Umstand, dass drei gewählte Stadträte zuvor von der Militärregierung nicht zur 
Wahl zugelassen worden waren, da ein Spruchkammerverfahren gegen sie eröffnet worden 
war, einige Auswirkungen. Es handelte sich um Albert Elser, Heinrich Horn und Eugen Jung, 
alle von der CSVP. Nichtsdestotrotz verlief die Wahl ruhig und ordnungsgemäß. Von 3205 
Wahlberechtigten gingen 1913 zur Wahl gingen, somit lag die Wahlbeteiligung bei 60 
Prozent. Damit wurden gewählt: 
Bürgermeister Georg Krissler, SPD mit 923 Stimmen 
Sparkassenleiter Gustav Rößle, DVP mit 717 Stimmen 
Ersatzkandidat Gottlieb Grau, DVP mit 607 Stimmen 
Alle vier Parteien hatten jeweils zwei Kandidaten aufgestellt: 
I CDU, Schmidgall (415) und Bay, Waltersberg (259), II DVP, Rößle (717) und Grau (607) 
III SPD, Krissler(923) und König(438), IV KPD, Metzger (112) und Sinn(123) 
Im Kreistag waren somit 5 CDU Abgeordnete, 5 von der SPD, 4 ohne Parteizugehörigkeit, 1 
von der DVP und 1 von der KPD (Backnang), leider aber kein Murrhardter CDU-Vertreter.  
 
Am 29. Juli wurden dann  wie Eugen Gürr nennt, aus dem Kreistag in den damals noch 
bestehenden „Kreisrat“ gewählt: Georg Krissler 25 Stimmen; Kaelble, Backnang; Dietz, 
Kirchberg; Kaufmann, Gaildorf; Schulrat Schweikert aus Burgstall je 16 Stimmen; 
Dietermann, Backnang 15 Stimmen. Eine weitere Kreistagswahl am 7. Dezember 1947 
brachte für die CDU 36 %= 11 Sitze; DVP 28,5.% = 9 Sitze; SPD 23.5% = 8 Sitze; KPD 6.0% 
= 1 Sitz und sonstige = 6.0% = 1 Sitz. 
 
 
5.1 Wahl des ersten Landrates 
 
Am 7. Juni1946 fand die erste Wahl eines Landrates statt. Zuvor wurde das Amt seit 
Kriegsende mehr oder weniger gut kommissarisch verwaltet. Diese Wahl wirkte sich 
nachhaltig auf den CDU-Kreisvorstand aus. Der CDU-Kreisvorsitzende Karl Limbeck wurde 
mit den Stimmen der CDU-Mehrheit zum neuen Landrat gewählt. Er gewann mit 14 zu 11 
Stimmen gegen den ehemaligen Backnanger Bürgermeister Friedrich Tränkle. 
 
 
5.2 Landräte: 
 
1945: Albert Rienhardt (kommissarisch)  
1945: Josef Schäfer (kommissarisch)  
1945–1946: Friedrich Tränkle (kommissarisch)  
1946–1960: Karl Limbeck (CDU) 
1961–1972: Wilhelm Schippert (CDU) 
1973–2002: Horst Lässing (CDU) 
 

 
 
 

https://de.wikipedia.org/w/index.php?title=Albert_Rienhardt&action=edit&redlink=1
https://de.wikipedia.org/w/index.php?title=Josef_Sch%C3%A4fer_%28Landrat%29&action=edit&redlink=1
https://de.wikipedia.org/w/index.php?title=Friedrich_Tr%C3%A4nkle&action=edit&redlink=1
https://de.wikipedia.org/w/index.php?title=Karl_Limbeck&action=edit&redlink=1
https://de.wikipedia.org/w/index.php?title=Wilhelm_Schippert&action=edit&redlink=1
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5.3 CDU-Mitglieder des Kreistages aus Murrhardt  

 
Emil Schmidgall 
Fitz Ehrmann 
Gustav Feil 
Otto Kirschbaum 
Peter Steinle 
Ulrich Burr 
Günter Richter 
Armin Mößner 
 

                  
 
Württemberg-Baden 
 

 
6.0 Die Landtagsabgeordneten 
 
Die erste wichtige Wahl auf Landesebene war die Wahl zur Verfassungsgebenden 
Landesversammlung Württemberg-Baden am 30. Juni 1946. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg wurden die Länder Baden und Württemberg zwischen der 
amerikanischen Besatzungszone im Norden und der französischen im Süden aufgeteilt. 
Innerhalb der französischen Zone wurden die Länder Württemberg-Hohenzollern und Baden 
gegründet, in der amerikanischen Zone das Land Württemberg-Baden. 
Im entstehenden Land Württemberg-Baden wurden erste parlamentarische Aufgaben 
zunächst von einer Landrätekonferenz und ab Januar 1946 von der Vorläufigen 
Volksvertretung für Württemberg-Baden wahrgenommen. Am 11. Februar 1946 ordnete die 
amerikanische Militärverwaltung an, dass die Vorläufige Volksvertretung eine vorbereitende 
Verfassungskommission einsetzen sollte, deren Aufgabe es war, eine Verfassung 
vorzubereiten und einen Gesetzentwurf über die Wahl einer Verfassunggebenden 
Landesversammlung zu erstellen. In dieser Kommission waren die Mitglieder des Ständigen 
Ausschusses der Vorläufigen Volksvertretung vertreten, die durch Staatsrechtler wie Carlo 
Schmid ergänzt wurden. Unter Federführung Carlo Schmids erarbeitete die Kommission 
einen Verfassungsentwurf. Ein vom Innenministerium unter Fritz Ulrich ausgearbeiteter 
Gesetzentwurf über die Wahl einer Verfassunggebenden Landesversammlung wurde von 
der Kommission beraten, von der Militärregierung genehmigt und am 21. März 1946 
verkündet.  
Die Wahl zur Verfassunggebenden Landesversammlung fand am 30. Juni 1946 statt. 
Wahlberechtigt waren 1.790.403 Bürger des Landes Württemberg-Baden. Die 
Wahlbeteiligung lag im Land bei 67,5 Prozent. Die erste Sitzung der Versammlung fand am 
15. Juli 1946 im Furtbachhaus in Stuttgart statt und wurde von Wilhelm Keil als 
Alterspräsident geleitet. Zum Präsidenten wurde Wilhelm Simpfendörfer gewählt. Die 
Versammlung setzte einen Verfassungsausschuss ein, der unter Leitung von Wilhelm Keil 
und mit Beratung durch Carlo Schmid den von der vorbereitenden Verfassungskommission 
erarbeiteten Entwurf weiterentwickelte. Am 24. Oktober 1946 nahm die Verfassunggebende 
Landesversammlung den Verfassungsentwurf an. Die Volksabstimmung über die Verfassung 
fand zeitgleich mit der Wahl zum ersten Landtag von Württemberg-Baden am 24. November 
1946 statt. Insgesamt stimmten 921.628 Bürger mit Ja und 140.657 mit Nein. 

https://de.wikipedia.org/wiki/Zweiter_Weltkrieg
https://de.wikipedia.org/wiki/Baden_%28Land%29
https://de.wikipedia.org/wiki/W%C3%BCrttemberg
https://de.wikipedia.org/wiki/Franz%C3%B6sische_Besatzungszone
https://de.wikipedia.org/wiki/Baden_%28S%C3%BCdbaden%29
https://de.wikipedia.org/wiki/W%C3%BCrttemberg-Baden
https://de.wikipedia.org/wiki/Vorl%C3%A4ufige_Volksvertretung_f%C3%BCr_W%C3%BCrttemberg-Baden
https://de.wikipedia.org/wiki/Vorl%C3%A4ufige_Volksvertretung_f%C3%BCr_W%C3%BCrttemberg-Baden
https://de.wikipedia.org/wiki/Office_of_Military_Government_for_Germany_%28U.S.%29
https://de.wikipedia.org/wiki/Carlo_Schmid
https://de.wikipedia.org/wiki/Carlo_Schmid
https://de.wikipedia.org/wiki/Fritz_Ulrich
https://de.wikipedia.org/wiki/Office_of_Military_Government_for_Germany_%28U.S.%29
https://de.wikipedia.org/wiki/Verfassunggebende_Versammlung
https://de.wikipedia.org/wiki/Wilhelm_Keil
https://de.wikipedia.org/wiki/Wilhelm_Simpfend%C3%B6rfer
https://de.wikipedia.org/wiki/Landtag_von_W%C3%BCrttemberg-Baden
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Die Verfassung trat mit dem Tage ihrer Verkündung, dem 28. November 1946, in Kraft. 
Somit war es die erste Verfassung eines deutschen Landes nach dem Zweiten Weltkrieg, vor 
der Hessischen Verfassung. 
Das Wahlergebnis für Murrhardt nennt eine örtliche Wahlbeteiligung von 48 Prozent, was 
nicht überzeugend war. Von 3414 Wahlberechtigten gaben 1682 ihre Stimme ab, 1644 
waren gültig. Auf die CDU entfielen 516, auf die DVP 502, auf die SPD 504 und auf die KPD 
122 Stimmen. 
Gewählt waren somit Theodor Hepp, als Ersatzbewerber Wilhelm Vogelmann, ebenfalls aus 
Reichenberg, und Ernst Hornung, Bürgermeister von Schwäbisch Hall. Gürr schreibt, dass 
der Besuch der Wahlversammlungen nicht stark war und so auch die Wahlbeteiligung nur 
mäßig ausfiel. Als Grund vermutete er die Heuerntezeit, bzw. eine gewisse Abneigung gegen 
die Wahl an sich. Er konstatierte den Wählern zwar eine politische Reife, aber auch Scheu 
vor der Verantwortung. 
 
6.1 Schwierige Kandidaten-Nominierung für die erste Landtagswahl 
 
Die Wahl zum ersten Landtag des jungen Staates Württemberg-Baden fand am 24. 
November 1946 statt. Es wurde richtig spannend, als es um die Nominierung eines 
gemeinsamen Kandidaten im damaligen Wahlkreis Backnang/Schwäbisch Hall für die 
Landtagswahl ging. Schwäbisch Hall beanspruchte den Platz des Erstkandidaten aus zwei 
Gründen. Erstens kam der Erstkandidat bei der Wahl zur Verfassungsgebenden 
Landesversammlung aus dem Wahlkreis Backnang. Zweitens hatte seinerzeit Schwäbisch 
Hall das bessere Wahlergebnis für die Partei erreicht. Demgegenüber argumentierten die 
Backnanger, dass die bisherigen Abgeordneten der SPD und DVP aus Hall kämen und dies 
voraussichtlich so bleiben werde, somit stünde der Kreis Backnang künftig ohne 
Abgeordneten da. Außerdem konnten sich die beiden Kreisverbände auf kein gemeinsames 
Wahlverfahren zur Nominierung einigen; die Haller sprachen sich für eine Wahl durch 
Delegierte aus, die Backnanger favorisierten die Wahl durch über eine 
Mitgliederversammlung. 
Die Landesgeschäftsstelle wurde um Vermittlung und Vorgabe eines Wahlmodus gebeten. 
Ihre Anweisung lautete: „Die Aufstellung der Kandidaten hat in gemeinsamer Versammlung 
der beiden Kreisverbände in geheimer Wahl zu erfolgen. Die Wahl wird durch Delegierte 
beider Kreise vorgenommen. Die Zahl der Delegierten ist auf die Einwohnerzahl der Kreise 
abzustimmen.“ Kurz vor der Nominierungsversammlung kam der geschäftsführende 
Landesvorstand sogar mit einem eigenen Vorschlag: Er sprach sich für den Backnanger 
CDU-Vorsitzenden Kopp aus. Falls die beiden Kreisverbände damit nicht einverstanden 
seien, schlage man den Stuttgarter Stadtrat und Oberregierungsrat Dr. (Vorname) 
Scheffbuch als Spitzenkandidat vor. Er sei ein „überzeugt evangelischer und gläubiger Christ 
und gilt als Sachverständiger in Geld- und Wirtschaftsfragen.“ Das Hin und Her zwischen 
den Kreisverbänden ging jedoch weiter, da man sich auf keinen Spitzenkandidaten einigen 
konnte. Schließlich wählten die Mitglieder des Backnanger Kreisverbandes, 20 Teilnehmer 
waren anwesend, am 27. Oktober 1946 in Sulzbach ihre Favoriten, die bei der 
Nominierungsversammlung mit Hall als mögliche Landtagskandidaten aufgestellt werden 
sollten: Wilhelm Fischer aus dem Fürstenhof bei Großaspach und Eugen Dietermann, 
Lagerarbeiter und ehemaliger Mitarbeiter der US-Militärregierung aus Backnang. Als 
Ersatzmann wurde Wilhelm Häußer, Schreiner aus Unterweissach, gewählt. Die Wahl war 
allerdings nicht endgültig, da sich Fischer Bedenkzeit erbeten hatte und die beiden anderen 
Kandidaten nicht anwesend waren. In Sulzbach wurde an diesem Tage ferner beschlossen, 
dass bei der auf den 6. November 1946 im „Schwanen“ in Schwäbisch Hall terminierten 
Nominierungsversammlung beider Kreisverbände Backnang durch folgende Delegierte 
vertreten wird: Alois Baumann, Otto Schad, Kurt Pohl, sowie Bürgermeister Hugo Bezler aus 
Sulzbach und ein noch zu benennender Vertreter aus Murrhardt. Weil Eugen Dietermann auf 
sein Delegiertenmandat verzichtete, fuhr damals Gottfried Kuhn aus Mittelrot nach 
Schwäbisch Hall. Auf der Nominierungsversammlung wurden dann Otto Vatter aus 
Schwäbisch Hall auf Platz 1, Willy Fischer auf Platz 2 und die Ersatzbewerber Gottfried Kuhn 
und Wilhelm Fritz gewählt. 
Bei der am 24. November 1946 durchgeführten Landtagswahl erreichte die CDU ein 
hervorragendes Ergebnis. Otto Vatter wurde mit 44 Prozent der Stimmen zum 
Landtagsabgeordneten gewählt. Nur 500 Stimmen fehlten zu einem zweiten CDU-Mandat. 
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DVP und SPD erhielten ebenfalls je einen Sitz, die KPD ging leer aus. Vatter legte jedoch 
sein Amt im August 1949 nieder, weshalb Wilhelm Fischer bis zur Ende der 
Legislaturperiode in das Landesparlament einzog. 
Für Murrhardt nennt Gürr folgendes Ergebnis: „Wahl zum Landtag. Vorher waren ziemlich 
viele Wählerversammlungen mit guten Rednern. Besuch 2/3 gut. Diskussion fand keine statt. 
Höchstens eine Anfrage. Ergebnis für Murrhardt (in Klammern das Ergebnis im Vergleich zur 
Wahl der Verfassungsgebenden Landesversammlung) CDU 623(+7); DVP 675(+173); SPD 
617(+113); KPD 196 (+74). Wahlbeteiligung 60 %. Die neuen Abgeordneten sind CDU = 
Otto Vatter, Kaufmann Schwäbisch-Hall; DVP = Wilhelm Vogelmann, Zentralheizungen, 
Schwäbisch-Hall; SPD = Ernst Hornung, Bürgermeister Schwäbisch-Hall. KPD = 0. In 
Württemberg ja 69 %, nein = 10 %, ungültig 21 % !, weil eben zwei Sachen auf einem Zettel 
offenbar zu viel verlangt ist.“ 
 
6.2. Die Landtagsabgeordneten: 
 

 Theodor Hepp in Forstuniform um 1939   
 
Theodor Hepp, (1876-1953), Oppenweiler-Reichenberg. 1946 (nur Verfassungsgebende 
Landesversammlung). Geboren in Hirsau, war Hepp ein Schulfreund von Hermann Hesse. 
Als Sohn des Hirsauer Oberförsters bekam er schon früh die Anregung zum Forstberuf. Von 
1895 bis 1899 studierte er Forstwissenschaften in Tübingen und München. Vor dem Ersten 
Weltkrieg war er als Förster in diversen oberschwäbischen Forstämtern und auf der 
Schwäbisch Alb tätig. 1915 wurde er zum Leiter des Forstamtes Reichenberg bestellt und 
blieb dies bis zu seiner Pensionierung 1948. 
Hepp leistete dort eine vorbildliche waldbauliche Arbeit auf naturgemäßer Grundlage. Er 
absolvierte eine steile Karriere als Reserveoffizier im Ersten Weltkrieg bei der Artillerie. Als 
Offizier im Generalstab eingesetzt und auch als Truppenführer erlangte Hepp durch die 
Zurückführung seiner Truppe aus Mazedonien 1918 hohes Ansehen. Er führte seine Truppe 
vollzählig ohne Verluste an Mensch und Material über tausend Kilometer durch die von 
Soldatenräten und Revolution beherrschten Balkanländer und Österreich bis zurück in die 
Heimat. Durch die Unruhen in Deutschland ernüchtert, legte er auf dem Reichenberg ein 
militärisches Depot an. 
Als 1922/23 ein kommunistischer Aufstand in Stuttgart drohte, gründete er eine Bürgerwehr 
als Gegenpol und zum Schutz der bürgerlichen Gesellschaft und Demokratie. Aufgrund 
seines Ansehens bei den Kollegen war Hepp von 1924 bis 1933 Vorsitzender des Vereins 
der „Württembergischen Staatsforstbeamte“. Da Hepp 1933 politisch demokratische 
Ansichten vertrat und Mitglied der Deutschen Volkspartei war, zudem trotz Anfeindungen 
und Gefahr nicht in die NSDAP eintrat, hatte er keinen leichten Stand. Das obige Portraitfoto 
zeigt Hepp in einer der seltenen Forstuniformen mit militärischen Ehrenzeichen – keine 
Parteiuniform. 
Als der „reitende Forstmeister vom Reichenberg“ wurde er weithin bekannt und hoch geehrt. 
Als einziger Forstmann in Württemberg wurde er 1946 Mitglied der Verfassungsgebenden 
Landesversammlung. Hepps Wahlsieg provozierte einen Streit zwischen der CDU im Murrtal 
und im Raum Schwäbisch Hall, da sein persönliches Ergebnis zwar besser wie das von Otto 
Vatter war, jedoch das Gesamtergebnis für die CDU im Raum Hall das bessere darstellte, so 
trat Hepp nicht mehr zur Wahl an. Dieser Streit setzte sich beim Nachfolger weiter fort:  
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Otto Vatter (1890-1982) geboren in Urach, saß als Vertreter für Schwäbisch Hall von 1946 
bis 1949 im Landtag, Kaufmann, Schriftsteller und Lyriker. Ein durchaus als intellektuell zu 
bezeichnendes Urgestein. Er kam als Soldat im Ersten Weltkrieg nach Schwäbisch Hall. 
1919 war Vatter Vorstandsmitglied der Baumwollspinnerei Herbrechtingen und machte sich 
anschließend mit einem Textilhandel in Schwäbisch Hall selbstständig. Als profunder Kenner 
des Textilwesens wurde er gleich nach 1945 als Fachmann in das Landratsamt in 
Schwäbisch Hall gerufen, um bei der Versorgung der Bevölkerung, Einheimische wie 
Flüchtlinge, entscheidend mitzuwirken.  
Als Mann der ersten Stunden der neuen Demokratie war er ein durchaus streitbarer, 
aufrechter Charakter. Stadtrat in Schwäbisch Hall von 1946 bis 1953, Mitglied im Kreistag 
des Landkreises Schwäbisch Hall von 1947 bis 1959. Otto Vatter hat sich um den Aufbau 
der kommunalen Selbstverwaltung nach dem Zweiten Weltkrieg in Schwäbisch Hall verdient 
gemacht. Bei der Wahl zum Haller Kreistag am 26. April 1946 bekam Vatter über 800 
Stimmen, obwohl er nicht kandidiert hatte! Als Beiratsmitglied der Industrie- und 
Handelskammer Heilbronn hatte er natürlich enge Verbindungen zum Obermeister des 
Schneiderhandwerks im Raum Backnang, Emil Schmidgall. 1946 bis 1949 war er 
Abgeordneter im Landtag von Württemberg-Baden, legte jedoch wegen anhaltender, interner 
Streitigkeiten in der CDU am 3. August 1949 sein Mandat nieder. In Erinnerung bleibt Otto 
Vatter als lokaler Dichter und Schriftsteller und höchst angesehener Bürger, sowie 
ungewöhnlich vielseitige Persönlichkeit in der Stadt Schwäbisch Hall. 
 
 
Ihm folgte der Interimsabgeordnete Wilhelm Fischer (1900 bis 1982). Im Landtag von 1949 
bis 1950. Landwirt, Fürstenhof. Als Nachrücker für Otto Vatter gehörte Wilhelm Fischer 1949 
für ein Jahr dem Landtag von Baden-Württemberg an. 1947 wurde Wilhelm Fischer in den 
Gemeinderat von Großaspach gewählt. In den Jahren 1956 bis 1962 auch ehrenamtlich 
stellvertretender Bürgermeister. Als Kreisrat war er im Altkreis Backnang bis zur Kreisreform 
1971 aktiv. Von 1946 bis 1971 gehörte Fischer auch dem evangelischen 
Kirchengemeinderat in Großaspach an. Weiterhin bekleidete er eine Zeitlang das Amt des 
Vorsitzenden des Kreisbauernverbandes Backnang. 
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Nächster Landtagsabgeordneter im Wahlkreis Backnang-Schwäbisch Hall wurde Heinrich 
Gottlob Stooß (1896 bis 1971) im Landtag von 1950 bis 1952. Stooß wurde als Sohn eines 
Landwirts in Radelstetten, Oberamt Blaubeuren, geboren. Er wuchs in sehr bescheidenen 
Lebensumständen in einer streng pietistischen Familie auf. Nach dem Besuch der 
Volksschule ging er der schweren Arbeit auf dem elterlichen Hof nach, besuchte zunächst 
eine Landwirtschaftsschule, um dann als Soldat im Ersten Weltkrieg zu dienen, wo er 
aufgrund der schwierigen finanziellen Verhältnisse seiner Mutter 1917 entlassen wurde. Von 
1920 bis 1922 besuchte Stooß die Landwirtschaftliche Hochschule Hohenheim. 
Er übernahm 1930 den elterlichen Betrieb und war daneben Mitglied des 
Direktionsausschusses der Landwirtschaftskammer Württemberg. Während der Zeit der 
Weimarer Republik war Stooß Mitglied des Württembergischen Bauern- und 
Weingärtnerbundes (WBWB), der mit dem württembergischen Landesverband der DNVP, 
der Bürgerpartei, eng zusammenarbeitete. 1926 bis 1932 war er Mitglied im 
württembergischen Landtag. Nachdem 1933 der Landtag aufgelöst wurde, ging er zurück in 
seinen Betrieb, wurde aber im NS-Staat Kreisbauernführer, was später immer wieder starke 
Kritik hervorrief. Nach dem Zweiten Weltkrieg trat Stooß in die CDU ein. Stooß war von 1926 
bis 1933 für den WBWB Mitglied des württembergischen Landtages, 1932/33 als Gast der 
NSDAP-Fraktion. 
Stooß war 1945/46 Direktor der Abteilung Ernährung und Landwirtschaft im 
Wirtschaftsministerium des Landes Württemberg-Baden. Er fungierte von 1952 bis 1968 als 
Präsident des Landesbauernverbandes Württemberg-Baden, war Präsident der 
Arbeitsgemeinschaft baden-württembergischer Bauernverbände und wirkte als Vorstands- 
und Verwaltungsratsmitglied in verschiedenen Organisationen und Institutionen. Außerdem 
war er Mitglied im Rundfunkrat des Süddeutschen Rundfunks (SDR). 
Nach dem Kriegsende war Stooß 1946 Mitglied der Vorläufigen Volksvertretung und der 
Verfassunggebenden Landesversammlung in Württemberg-Baden. Im November 1946 
wurde er über den Wahlkreis 25 (Ulm) als Abgeordneter in den Landtag von Württemberg-
Baden gewählt, im November 1950 erfolgte seine Wahl über den Wahlkreis 3 (Backnang). 
Als sich die Landtagswahl 1950 ankündigte, war Stooß seit fünf Jahren verantwortlicher 
Leiter der Ernährungs- und Landwirtschaftswesens im Land Württemberg-Baden. Zunächst 
wies nichts darauf hin, dass er bei diesen Wahlen im Herbst 1950 nicht erneut im Wahlkreis 
Ulm kandidieren würde. Die CDU im Wahlkreis Backnang-Schwäbisch Hall litt aber unter 
einem vergleichsweise häufigen Wechsel ihrer Abgeordneten. Es fehlte ein zugkräftiger 
Kandidat, den man in Stooß gefunden zu haben glaubte. Alle Hoffnungen der Partei in 
Backnang und Schwäbisch Hall, durch den „Import-Kandidaten“ Boden gut zu machen, 
waren jedoch nach der Wahl zerschlagen. Der Streit ging weiter und gipfelte in persönlichen 
Vorwürfen. Die Landes CDU trug schwer am Gesamtergebnis, einer Wahlschlappe und 
entschied sich, obwohl zweitstärkste Parlamentsfraktion, für den Rückzug aus der 
Regierungsverantwortung. 
Dem Parlament gehörte Heinrich Stooß bis 1952 an. Danach war er Mitglied der 
Verfassunggebenden Landesversammlung für Baden-Württemberg. Von 1953 bis zu seiner 
Mandatsniederlegung am 19. Dezember 1961 war er Abgeordneter des Baden-
Württembergischen Landtages und dort von 1956 bis 1961 stellvertretender Vorsitzender der 
CDU-Fraktion. Im Parlament vertrat er den Wahlkreis Ulm-Land. Stooß amtierte vom 16. 
Dezember 1946 bis zum 11. Januar 1951 als Minister für Ernährung und Landwirtschaft in 
der von Ministerpräsident Reinhold Maier geführten Regierung des Landes Württemberg-
Baden. 
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Erich Schneider, Burgstetten, 1933 geboren im Pritschenhof, damals Teilort der Gemeinde 
Altersberg, Landtagspräsident, Landtagsabgeordneter von 1968 bis 1992. Schneider 
besuchte die Volks- und Fachschule, die er mit der Fachhochschulreife abschloss. Dann 
begann er eine Ausbildung für den gehobenen nichttechnischen Verwaltungsdienst, die er 
als Diplom-Verwaltungswirt (FH) abschloss. 1956 begann Schneider eine Beamtentätigkeit 
bei der Stadt Gaildorf. Schon vier Jahre später wurde er zum Bürgermeister der Gemeinde 
Burgstall gewählt. Auch die nach der Gemeindereform neu gebildete Gemeinde Burgstetten 
führte er als Bürgermeister bis 1979 an. 
In den 1960er Jahren schloss sich Schneider der CDU an. 1968 wurde er als Abgeordneter 
in den Landtag von Baden-Württemberg gewählt. 1971 zog er auch in den Kreistag des 
Landkreises Backnang bzw. später des Rems-Murr-Kreises ein. 
Im Landtag stieg er 1976 zum stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden der CDU auf, die 
damals von Erwin Teufel geführt wurde. Nachdem Schneider 1979 sein Bürgermeisteramt 
aufgegeben hatte, widmete er sich ganz der Politik im Landtag und wurde 1982 nach dem 
Rücktritt von Lothar Gaas zum Präsidenten des Landtags gewählt. In diesem Amt wurde er 
auch nach den Landtagswahlen 1984 und 1988 bestätigt. Bei der Landtagswahl 1992 
verzichtete Schneider auf eine neue Kandidatur und schied aus dem Landtag aus. Zu 
seinem Nachfolger wählte der Landtag einen seiner beiden Stellvertreter, Fritz Hopmeier. 
Schneider wurde 1996 zum ehrenamtlichen Präsidenten des Christlichen Jugenddorfwerks 
Deutschland (CJD), das im württembergischen Ebersbach an der Fils seinen Sitz hat, 
gewählt. Dieses Amt bekleidete er bis 2008. 1987 erhielt er die Verdienstmedaille des 
Landes Baden-Württemberg und 1992 das Große Bundesverdienstkreuz mit Stern und 
Schulterband. 
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Rosely Schweizer, geb. Oetker, Murrhardt, im Landtag von 1992 bis 2001, ist eine deutsche 

Unternehmerin und Politikerin (CDU). Rosely Schweizer wurde als älteste Tochter von 
Marlene und Rudolf-August Oetker am 16. Juli 1940in Hamburg geboren. Sie studierte nach 
dem Abitur in Rendsburg Wirtschaft in Innsbruck und wurde 1964 Diplomvolkswirtin. 1976 
wurde sie Mitglied des Vorstands des Deutschen Kinderschutzbundes. Sie wurde persönlich 
haftende Gesellschafterin und Beiratsvorsitzende von Henkell & Söhnlein. Nach dem Tod 
ihres Vaters 2007 wurde sie Beiratsvorsitzende der Oetker-Gruppe. Schweizer ist verheiratet 
und hat drei Kinder. Schweizer war von 1984 bis 2006 Mitglied des Gemeinderats von 
Murrhardt. 1987 wurde sie in den Bundesvorstand des Wirtschaftsrates der CDU und 1995 
zur baden-württembergischen Landesvorsitzenden gewählt. Von 1992 bis 2001 war sie 
Abgeordnete im Landtag von Baden-Württemberg. Sie vertrat dort den Wahlkreis 17 
Backnang und war wirtschaftspolitische Sprecherin der CDU-Landtagsfraktion. 
Ehrenvorsitzende des CDU-Stadtverbandes Murrhardt. R. Schweizer nahm mehrfach an 
einer Bundesversammlung zur Wahl eines Bundespräsidenten teil. 
 

 
 
Wilfried Klenk, (* 1959 in Oppenweiler), Landtagspräsident bis 2015 und Vizepräsident des 
Landtages. Ehemaliger Rettungsdienstleiter. Ausbildung zum Rettungsassistenten mit der 
Zusatzqualifikation Lehrrettungsassistent. Weiterqualifizierung an der DRK-Bundesschule 
und an der Akademie für Krisenmanagement, Notfallplanung und Zivilschutz für Führungs- 
und Leitungsaufgaben. Von 1983 bis 1986 war er Leiter der Rettungswache in Murrhardt und 
von 1986 bis 1991 der Rettungswache in Backnang. Von 1991 bis 2015 war er Leiter des 
Stuttgarter Rettungsdienstes und der Oberleitstelle Baden-Württemberg. Nach seiner Wahl 
zum Präsidenten des Landtags schied er 2015 nach über 38-jähriger hauptamtlicher 
Tätigkeit beim DRK aus. 
Wilfried Klenk ist seit 1980 Gemeinderat in Oppenweiler und seit 1994 Stellvertreter des 
Bürgermeisters. Seit 1995 ist er Vorsitzender des CDU-Ortsverbandes Oppenweiler und seit 
2002 zusätzlich Vorsitzender des CDU-Ortsverbandes Sulzbach/Murr. Seit 1999 ist er 
Mitglied des Kreistags im Rems-Murr-Kreis und seit 12. April 2001, dem Beginn der 13. 
Wahlperiode, Mitglied des Landtags in Baden-Württemberg. Er wurde in der 13., 14., 15. und 
16. Wahlperiode jeweils über das Direktmandat im Wahlkreis Backnang gewählt. Seit 2006 
gehört er dem Fraktionsvorstand der Landtags-CDU an, von 2006 bis 2015 war er 
Vorsitzender des Arbeitskreises Sozialpolitik. In dieser Zeit war er auch Mitglied des Beirates 
der Landesstiftung Familie in Not und der Stiftung Kinderland Baden-Württemberg. Von 2013 
bis 2015 war er Mitglied des Rundfunkrates des Südwestrundfunks. 2015 wurde er zum 
Präsidenten des Landtags von Baden-Württemberg gewählt. 
Nachdem die CDU bei der Landtagswahl am 13. März 2016 erstmals nicht mehr die stärkste 
Fraktion im Landtag stellt, lag das Vorschlagsrecht für das Amt des Landtagspräsidenten bei 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, die Muhterem Aras nominierte. Aras wurde bei der 
konstituierenden Sitzung am 11. Mai 2016 zur Nachfolgerin Klenks gewählt, Klenk zu ihrem 
Stellvertreter. 
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Exkurs: Gründung und Entstehen des Südweststaates  
 
Eine besondere politische Aufgabe speziell für die CDU war die Gründung des 
Südweststaates. Dieser Prozess zog sich über Jahre hin, führte zu heftigen 
Auseinandersetzungen bis hin zu Volksabstimmungen und forderte das Land und die 
Parteien emotional wie rational heraus. 
Für die in der Union heftig umstrittene Südweststaatfrage fand man in den Freudenstädter 
Beschlüssen am 20. Oktober 1949 einen Kompromiss der vier CDU-Landesvorsitzenden, 
der die Voraussetzung für die Volksabstimmung am 9. Dezember 1951 bildete. Danach 
sollte die Neugliederungsfrage alternativ gestellt werden – Vereinigung der drei Länder oder 
Wiederherstellung der neuen Länder – und nach den alten Ländern getrennt ausgezählt 
werden. Die Regierung Württemberg-Badens bestand auf einer Auszählung nach den vier 
Bezirken. 
Im Januar 1950 lehnte Baden die Vorschläge Württemberg-Badens zum 
Abstimmungsmodus ab. Die Staats- und Ministerpräsidenten Badens (Wohleb), 
Württemberg-Badens (Maier) und Württemberg-Hohenzollerns (Müller) vereinbarten am 15. 
April in Freudenstadt, eine informatorische Volksbefragung abzuhalten. In allen drei Ländern 
führte man leidenschaftlichen Wahlkampf. Bei einer Volksbefragung über die Neugliederung 
des Südwestraums als Probeabstimmung am 24.September 1950 stimmte in Württemberg-
Baden und Württemberg-Hohenzollern die Mehrheit (76,7 bzw. 92,5 Prozent) für einen 
Südweststaat; im Land Baden wünschte die Majorität (59,6 Prozent) die Wiederherstellung 
der alten Länder, in Gesamtbaden knapp die Hälfte der Wähler (51,1, Prozent). 
Am 15. Januar 1951 kam das 1. Neugliederungsgesetz: Der Bundestag beschloss die 
Verlängerung der Wahlperiode der Landtage von Württemberg-Hohenzollern und Baden bis 
zum 31. März 1952 gemäß Art.118 GG. 
Am 25. April folgte das 2. Neugliederungsgesetz: Der Bundestag legte auf Initiative der 
Tübinger Regierung die Abstimmungsfrage (Südweststaat oder Wiederherstellung der alten 
Länder) und den Modus der Volksabstimmung über den Südweststaat fest. Dazu erfolgte die 
Bildung von vier Abstimmungsbezirken (die Länder Baden, Württemberg-Hohenzollern sowie 
die beiden Landesbezirke des Landes Württemberg-Baden). Ein Südweststaat sollte gebildet 
werden, wenn in mindestens drei der vier Abstimmungsbezirke eine Mehrheit für die 
Vereinigung der Länder stimmte, sonst sollten die alten Länder Baden und Württemberg 
(inkl. Hohenzollern) wiederhergestellt werden. Zwei konträre Entwürfe der FDP und des 
südbadischen CDU-Abgeordneten Hilbert waren zuvor in den Ausschussberatungen 
gescheitert. 
Die beiden Neugliederungsgesetze traten am 4.Mai in Kraft. Bereits am 25. Mai reichte 
Baden Klage beim Bundesverfassungsgericht (BVerfG) gegen die Neugliederungsgesetze 
des Bundes (Das BVerfG ist noch nicht konstituiert) ein. Nach einer einstweiligen Anordnung 
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des BVerfG am 9.September musste die Volksabstimmung auf unbestimmte Zeit verschoben 
werden. 
Der Bundestag lehnte den Gesetzesantrag Badens ab, die Neugliederung auszusetzen. Das 
BVerfG erklärte das 1. Neugliederungsgesetz für nicht verfassungskonform, lehnte aber eine 
Beschwerde gegen das 2. Neugliederungsgesetz ab. Darüber hinaus entschied es, dass die 
Volksabstimmung spätestens am 16. Dezember 1951 stattfinden sollte. 
Die Volksabstimmung über die Bildung des Südweststaats fand dann am 9. Dezember statt. 
In drei Bezirken stimmte die Mehrheit für die Bildung des Südweststaates in Württemberg-
Hohenzollern (91,4 Prozent) sowie in beiden Bezirken Württemberg-Badens (Württemberg 
93,5 Prozent, (Nord-)Baden 57,1 Prozent), während in (Süd-)Baden die Majorität für die 
Wiederherstellung des alten Landes votierte (62,2 Prozent); in Gesamtbaden entschieden 
sich 52,2 Prozent der Wähler für die Wiederherstellung. Im Südwesten insgesamt stimmten 
69,7 Prozent für die Bildung eines neuen Bundeslandes. Auf der Grundlage des 
Neugliederungsgesetzes war somit die Entscheidung zugunsten des Südweststaates 
gefallen. 
Die badische Regierung forderte vom Bundestag am 14. Dezember, den Vollzug des 2. 
Neugliederungsgesetzes auszusetzen, bis die Neufestsetzung der Ländergrenzen im 
gesamten Bundesgebiet nach Art. 29 GG vollzogen ist. 
 
 
 
Am 16. Januar 1952 lehnte der Bundestag es ab, die Bildung des Südweststaats 
auszusetzen. Die Wahlen zur Verfassunggebenden Landesversammlung von Baden-
Württemberg am 9. März brachten folgendes Ergebnis: CDU 50 Sitze, SPD 38, FDP/DVP 
23, BHE 6, KPD 4. 
Die Konstituierende Sitzung der Verfassunggebenden Landesversammlung fand am 23. 
März unter dem Vorsitz von Dr. Carl Neinhaus (CDU) in Stuttgart statt. Am 2. April erfolgte 
die Bildung eines Verfassungsausschusses in der Landesversammlung. Der Vorschlag für 
die Namensgebung „Baden-Württemberg“ für den Südweststaat kam aus dem 
Generallandesarchiv Karlsruhe. Am 25 April erfolgte die Bildung der 1. Vorläufigen 
Regierung (nach §11 des 2. Neugliederungsgesetzes der Gründungsakt des Landes): Die 
Landesversammlung wählte Dr. Reinhold Maier zum 1. Ministerpräsidenten Baden-
Württembergs, der eine Koalitionsregierung von FDP/DVP, SPD und BHE führte. 
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7.0  Die Bundestagsabgeordneten 
 

 Eugen Gerstenmaier , MdB  
 
Die Wahl zum ersten Bundestag der Bundesrepublik Deutschland fand am 14. August 1949 
statt, die Wahl des ersten Bundespräsidenten am 12.September 1949. 
Die historische Hauptversammlung des CDU-Kreisverbandes mit Vorschlagsdiskussion über 
den ersten Bundestagskandidaten für den Kreis Backnang fand in Murrhardt statt. So wurde 
für den Sonntag, 12. Juni 1949, um 14.30 Uhr nach Murrhardt in das Gasthaus zum Bahnhof 
(Steißlinger, nicht zu verwechseln mit Rittberger zur Eisenbahn) eingeladen. Die 
Tagesordnung sah neben einem Jahresbericht den Bericht über den Landesparteitag, einige 
Organisationfragen, den Bericht des Kassiers und die Wahl des neuen Kreisvorstandes vor. 
Wesentlich aber war die Nominierung des Kandidaten. „Der Wichtigkeit der Tagesordnung 
halber und angesichts der bevorstehenden Wahlen, die für unser Volk von größter 
Bedeutung sein werden, bitten wir unsere Mitglieder und Freunde, vollzählig an der 
Hauptversammlung teilzunehmen und möglichst auch andere Gemeindeglieder 
mitzubringen. Falls unsere Vertrauensleute eine Einladung durch die Ortsschelle für 
notwendig halten, wird die Kreiskasse die Kosten erstatten. Ebenfalls werden auf Antrag 
Reisekosten bezahlt. Wir bitten Sie, sich wegen der Verkehrsangelegenheiten rechtzeitig zu 
vergewissern und nötigenfalls – z.B. im hinteren Bezirk im Einvernehmen mit Herrn Kienzle, 
Gschwend – gemeinsam einen Omnibus zu benützen. Wir bemerken noch, das bei der 
Versammlung die Landesgeschäftsstelle vertreten sein wird.“ 
Als erster Abgeordneter für den Bundestag im Wahlkreis Backnang-Schwäbisch Hall wurde 
eine außerordentliche Persönlichkeit aufgestellt und gewählt: Dr. Eugen Gerstenmaier 
(1906 bis 1986), deutscher evangelischer Theologe und Politiker. Als Mitglied des Kreisauer 
Kreises war er in der Zeit des Nationalsozialismus in Pläne zum Attentat auf Adolf Hitler 
eingeweiht und wurde am 20. Juli 1944 verhaftet. 1945 organisierte er das Hilfswerk der 
EKD, das er bis 1951 leitete. 1949 wurde er Bundestagsabgeordneter für die CDU. 
Gerstenmaier war von 1954 bis 1969 mit einer Amtszeit von 14 Jahren, 2 Monaten und 15 
Tagen der am längsten amtierende Bundestagspräsident. 
Nach der Realschule und einigen Jahren als kaufmännischer Angestellter holte 
Gerstenmaier das Abitur nach, studierte ab 1930 Philosophie, Germanistik und Evangelische 
Theologie. Im aufkommenden Kirchenkampf trat Gerstenmaier im Sommer 1933 als 
Studentensprecher der Theologischen Fakultät Rostocks öffentlich für Friedrich von 
Bodelschwingh ein, den die Kirchenleitungen der Deutschen Evangelischen Kirche (DEK) 
zum Reichsbischof ernannt hatten. 1934 initiierte er eine Protestnote der Rostocker 
Theologiestudenten gegen die im Oktober 1933 erfolgte Wahl des von Hitler und den 
Deutschen Christen (DC) favorisierten Ludwig Müller zum Reichsbischof. Daraufhin wurde er 
kurzzeitig verhaftet. Mit Martin Niemöller arbeitete er im Pfarrernotbund zusammen, einer 
Initiative gegen staatliche Übergriffe in den Raum der Kirche und zur Bewahrung der Freiheit 
der Verkündigung.  
Von 1935 bis 1936 bekleidete Gerstenmaier das Amt des Stadtvikars in Gaildorf, was ihn mit 
dieser Gegend vertraut machte und für seine spätere Karriere noch von Bedeutung sein 
sollte. 
1939 wurde Gerstenmaier zur nebenamtlichen Mitarbeit in der kulturpolitischen Abteilung 
des Auswärtigen Amtes kriegsverpflichtet. Dort begegnete er seinen späteren Freunden aus 
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dem Kreisauer Kreis, Hans Bernd von Haeften und Adam von Trott zu Solz. Sein Dienst 
verschaffte Gerstenmaier weitere Kontakte zu Staatsbeamten, die Hitlers Politik zunehmend 
kritisch beurteilten. 1942 lud Helmuth James Graf von Moltke ihn in seine 
Widerstandsgruppe ein, den Kreisauer Kreis. Dieser strebte damals zwar einen Putsch und 
Regimewechsel an, lehnte aber ein Attentat auf Hitler noch ab. Gerstenmaier gehörte zu den 
wenigen, die für ein Attentat auf Hitler plädierten. Als Mitglied dieser Gruppe besuchte 
Gerstenmaier im Sommer 1942 Schweden, traf dort Bischof Yngve Torgny Brilioth und 
informierte diesen über die deutschen Widerstandspläne. Zwischen Moltke und dem Bischof 
der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Württembergs, Theophil Wurm, wie auch dem 
Oberregierungsrat Peter Graf Yorck von Wartenburg, der ebenfalls dem Kreisauer Kreis 
angehörte, arrangierte Gerstenmaier 1942 und 1943 Begegnungen in Berlin. Wurm kam so 
über den Kirchenkampf hinaus mit führenden Personen der Widerstandsbewegung in 
Verbindung und erhielt im Januar 1944 in Stuttgart auch Kenntnis von einer Proklamation, 
die Moltke nach gelungenem Putsch veröffentlichen wollte. 
Am 20. Juli 1944 hielt sich Gerstenmaier im Berliner Bendlerblock auf, um den 
Umsturzversuch nach dem Attentat auf Hitler zu unterstützen. Dort wurde er verhaftet und 
vom Volksgerichtshof am 11. Januar 1945 als einer der wenigen Widerstandskämpfer, der 
Nichtanzeige seiner Kenntnisse über den Widerstand beschuldigt, nicht zum Tod, sondern 
unter Vorsitz des Präsidenten des Volksgerichtshofs Roland Freisler zu sieben Jahren 
Zuchthaus verurteilt, obwohl der Vertreter des Oberreichsanwaltes beim Volksgerichtshof 
(Anklagevertreter) die Todesstrafe beantragt hatte. In der mündlichen Begründung des für 
Freislers Verhältnisse milden Urteils führte er aus, Gerstenmaier sei „weltfremd und unter 
Umständen noch für die Gemeinschaft wiederzugewinnen“. Der stellvertretende 
Reichspressechef Helmut Sündermann und dessen Frau sollen sich auf Bitten von 
Gerstenmaiers Schwester Hanna für Gerstenmaier bei Freisler eingesetzt haben. Am 14. 
April 1945 befreiten die amerikanischen Truppen Gerstenmaier aus dem Zuchthaus 
Bayreuth, ehe die Nationalsozialisten die dort einsitzenden politischen Gefangenen 
erschießen konnten. 
Im Gefängnis hatte Gerstenmaier den Entwurf für ein gesamtdeutsches Hilfswerk für die 
Nachkriegszeit ausgearbeitet. Auf dem ersten Treffen der evangelischen Kirchenführer in 
Treysa (29. bis 31. August 1945) wurde ihm die Leitung des Evangelischen Hilfswerkes in 
Stuttgart übertragen, die er bis zum 30. September 1951 innehatte. Das Evangelische 
Hilfswerk war das größte gesamtdeutsche Hilfswerk. Es leistete neben der humanitären Hilfe 
wie Kinderspeisung und Flüchtlingshilfe auch Hilfe zur Selbsthilfe und initialisierte damit 
einen wirtschaftlichen Wiederaufbau noch vor dem Marshall-Plan, indem statt Fertigwaren 
aus dem Ausland gespendete Rohstoffe in Deutschland weiterverarbeitet wurden. Damit 
wurden sowohl Arbeitsplätze wie Wertschöpfung im Lande geschaffen. Durch die Koppelung 
von Auslandshilfe und Selbsthilfe kam ein Hilfsprogramm von großer Leistungsfähigkeit 
zustande. Die Wiederansiedlung von Flüchtlingen in neu gegründeten Städten wurde 
ebenfalls vom Hilfswerk unterstützt. 
Bis Sommer 1949 unterließ Gerstenmaier ein Eingreifen in die Parteipolitik. Doch erwuchs in 
ihm zunehmend der Gedanke, sein kirchliches Engagement und seine Führungsposition 
durch ein Mandat effizient aufzuwerten. In seinen Memoiren führte Gerstenmaier aus, dass 
seine Mitarbeiter in Stuttgart in seiner Abwesenheit nach langer Beratung zu dem Ergebnis 
gekommen seien, er müsse für den neuen Bundestag kandidieren. In Anbetracht der 
Persönlichkeit Gerstenmaiers scheint es jedoch eher ungewöhnlich, dass er sich zu so 
einem Schritt von wohlmeinenden Freunden überreden ließ. Noch war Gerstenmaier nicht 
bereit in die CDU einzutreten, doch machten sich eine Reihe von Freunden aus alten CVJM-
Tagen, dazu zählte speziell Paul Collmer, aber auch alte Bekannte wie Paul Bausch und 
Wilhelm Simpfendörfer daran, ihn zu überzeugen. In Stuttgart wurden so in Abwesenheit 
Gerstenmaiers, er war zu jener Zeit mit seiner Familie im Urlaub in Schweden, die 
Bundestagskandidatur vorbereitet. Es war nicht einfach, Gerstenmaier zum Wechsel in die 
Politik zu bewegen, und man suchte in Nordwürttemberg nach einem sicheren Wahlkreis. So 
wurde der Wahlkreis Backnang-Schwäbisch Hall als geeignet beurteilt. Paul Collmer 
verdeutlichte in einem Schreiben an Gerstenmaier, dass dieser Wahlkreis als einer der 
wenigen „für die CDU sicher ist“. 
Gerstenmaier und die CDU stellten natürlich seine während der vierjährigen Leitungszeit für 
das Hilfswerk gewonnene Erfahrung, sein sozialpolitisches Engagement und seine 
Führungskompetenz, aber auch seine Erfahrung mit dem Ausland in den Vordergrund. Dazu 
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wurde auch die Wochenzeitung „Christ und Welt“ eingesetzt, die die Kandidatur des 
Theologen lobte. Kaum hatte sich Gerstenmaier zur Kandidatur entschieden, meldete dies 
„Christ und Welt“ mit überschäumendem Eifer, auch seine Mitgliedschaft in der CDU. 
Allerdings hatte das Blatt dabei die Delegiertenversammlung der CDU vom 17. Juni voreilig 
übergangen. Die württembergische CDU zeigte sich über dieses Vorpreschen des Umfeldes 
von Gerstenmaier verstimmt. Die Verärgerung war umso größer, da sich ein ähnlicher Vorfall 
kurz zuvor zu wiederholen schien. Noch während der Sondierungsgespräche hatte bereits 
die Stuttgarter Zeitung am 16. Juli offenbar aufgrund einer Indiskretion von der Nominierung 
Gerstenmaiers berichtet. Durch diese Berichterstattung hatten sich die Unterstützer 
Gerstenmaiers wohl erhofft, den Druck auf die Delegierten zu erhöhen. Hierdurch wurde 
aber zugleich die starke Reserviertheit im Wahlkreis verstärkt. Der maßgebende Mann 
innerhalb der CDU von Backnang-Schwäbisch Hall, der Landtagsabgeordnete Vatter, hatte 
noch Mitte Juli 1949 seine Bedenken hinsichtlich einer Kandidatur Gerstenmaiers nicht 
verhehlt und sich stattdessen für die Nominierung eines örtlichen Kandidaten 
ausgesprochen. Eugen Gerstenmaier schrieb selbst in seinen Lebenserinnerungen, dass er 
als Theologe, zumal aus Stuttgart und als Oberkonsistorialrat, innerhalb der Bevölkerung 
seines Wahlkreises manche Widerstände auszuräumen hatte. Für den Freundes- und 
Mitarbeiterkreis Gerstenmaiers, dessen harter Kern in und um Backnang und Murrhardt 
sowie Gaildorf zu finden war, galt es deshalb Schadensbegrenzung zu betreiben und den im 
Wahlkreis entstandenen Verdruss nach Kräften zu begegnen. 
 

   
 
Zu einem Zeitpunkt, zu dem die CDU bereits in die heiße Phase des Wahlkampfes 
eingetreten war, hatten die Christdemokraten in Wahlkreis ihren eigenen Kandidaten noch 
nicht zu Gesicht bekommen. Die Abwesenheit Gerstenmaiers war insofern ein Ärgernis, da 
der Wahlkampf auf seine Persönlichkeit und weniger auf Sachthemen zugeschnitten war. 
Insbesondere kam hierbei die Konkurrenz der Liberalen, sprich der DVP zu tragen, die die 
größte Herausforderung für die CDU stellten. Ebenso bestand das Problem der inhaltlichen 
Abgrenzung, auch hin zur SPD, was ja ein Schlüssel des Wahlerfolges sein sollte. 
Der Eugen Gerstenmaier zugewiesene Wahlkreis war weniger eine SPD-Hochburg, wie aus 
den vergangenen Wahlen zu erkennen war, als eine Hochburg der Liberaldemokraten, was 
es insbesondere für Murrhardt und seine starke Bindung an Reinhold Maier, Theodor Heuss 
und das örtliche Netzwerk und die Wahlkämpfer um Eugen Gürr zu erkennen galt. Der 
liberale Kandidat, der Eutendorfer Landwirt Georg Schuster (DVP) galt als gut verwurzelt und 
Kenner der Probleme und Anliegen der hiesigen Bevölkerung. Schuster war als Sprecher der 
Bauernschaft und durch seine Tätigkeit bei der Volksbank im Landkreis Backnang bekannt. 
Der SPD-Bewerber für das Mandat war Hermann Lachenmaier. Die kommunistische Partei 
schickte Karl Sinn. Einen weiteren ernsthaften Konkurrenzbewerber entsandte die 
„Notgemeinschaft der Heimatvertriebenen“, die lokal mit der CDU eigentlich verbunden war, 
hier jedoch mit dem aus Schlesien vertrieben Politologen und ehemaligen 
Reichstagsabgeordneten, Dr. Fritz Kleiner aus Murrhardt, einen Wahlvorschlag machte. 
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 Dr. Fritz Kleiner 

 
Die Wahlkampfkonzeption Eugen Gerstenmaiers war in Abstimmung mit den CDU-
Kreisverbänden Backnang und Schwäbisch Hall sowie seinem Freundeskreis erarbeitet 
worden. Bis zur Bundestagswahl am 14. August bereiste er den Wahlkreis und stellte sich 
rund 82.000 Wahlberechtigten vor. Maßgebliche Unterstützung erhielt er dabei von Personen 
aus seinem beruflichen und privaten Umfeld, da die Partei selbst nur wenige Kapazitäten 
hatte. Die Unterstützung beschränkte sich dabei nicht nur auf die Koordinierung, sondern 
umfasste auch die Finanzierung. Der Einsatz des persönlichen Umfeldes des Kandidaten 
war absolut nötig, da die lokalen christdemokratischen Gruppierungen der Kreise 
Schwäbisch Hall und Backnang weder über einen ausreichenden Organisationsapparat, 
noch die Mitgliederzahlen verfügten, um allein die Vorbereitung der Parteiveranstaltungen 
über einen Zeitraum von zwei Wochen hinweg bewerkstelligen zu können. 
Wie wir uns erinnern, war ja der fähige Kreisgeschäftsführer Alfred Elser beruflich bedingt 
nicht mehr aktiv. Die Kreisgeschäftsführung lag im Argen. Da seitens des CDU-
Generalsekretariats aufgrund der prekären finanziellen Situation der Partei über die 
Bereitstellung von einigen Wurfzetteln und Plakaten hinaus nur eine geringe 
Wahlkampffinanzierung erfolgen konnte, war die Privatinitiative des Kandidaten und seines 
Freundeskreises gefragt. Auch die Unterstützung durch überregional bekannte CDU-Politiker 
als Wahlkampfredner beschränkte sich auf ein Minimum. 
So wurden sämtliche Verbindungen und Möglichkeiten des Freundeskreises genutzt, um 
Strukturen und Unterstützung zu organisieren. Rein aus verkehrstechnischen Gründen, 
Murrhardt lag im Zentrum des Wahlkreises, aber auch wegen dem vermuteten Interesse der 
Presse konnten die notwendigen Besprechungen nicht in Gasthäusern stattfinden, sondern 
wurden im privaten Rahmen organisiert, oftmals eben in der schon bekannten „Schönstube“ 
von Emil Schmidgall. 
Hier fand auch das entscheidende Treffen mit Dr. Rudolf Hartmann statt, der ja zu Ludwig 
Erhard die besten Verbindungen hatte. So erhielt Gerstenmaier nur einen Tag vor der Wahl 
Hilfestellung durch den prominenten Mann, der selbst im Wahlkreis Ulm-Heidenheim für die 
CDU kandidierte. Erhart hatte sich bereit erklärt, vor allem die wirtschaftspolitischen Anliegen 
Gerstenmaiers zu unterstützen. Die gemeinsame Wahlkundgebung fand dann kurzfristig 
unter freiem Himmel auf dem Backnanger Marktplatz statt. 
Es wurde mit härtesten Bandagen gekämpft. So ließ der DVP-Kandidat Schuster nach 
Beendigung des Wahlkampfauftrittes Lautsprecherwagen durch Backnang und auch 
Murrhardt fahren, die verkündeten, dass Gerstenmaier versucht hätte, ihn durch Bestechung 
zum Verzicht auf seine Kandidatur zu bewegen. Auf seinen Flugblättern war zu lesen „Lasst 
Euch nicht für die selbstsüchtigen Zwecke eines auswärtigen Mannes missbrauchen!“ Da der 
DVP-Mann gegenüber der Presse seine ungeheuerlichen Anschuldigungen nicht belegen 
konnte, musste er davon Abstand nehmen. 
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Der knappe Wahlausgang am Abend des 14. August 1949 bestätigte die Bedenken des 
Umfeldes von Gerstenmaier und belohnte die harte Arbeit. Eugen Gerstenmaier hatte sich 
mit einem nur kleinen Vorsprung von 617 Stimmen vor dem DVP-Kandidaten Georg 
Schuster durchgesetzt. Überraschenderweise hatte die Flüchtlingsgruppierung 
„Notgemeinschaft“ mit Fritz Kleiner dem sozialdemokratischen Kandidaten Hermann 
Lachenmaier den Rang abgelaufen und war mit rund 19 Prozent drittstärkste politische Kraft 
geworden. Die CDU hatte jedoch einen herben Rückschlag gegenüber der Landtagswahl im 
November 1946 erlitten und über 12 Prozent verloren. 
Bei der Wahlanalyse wurde festgestellt, dass Gerstenmaier gerade in den Städten Murrhardt 
und Gaildorf eine Niederlage einstecken musste. In den Städten Ilshofen und Vellberg 
konnte er sich stark durchsetzen. In Schwäbisch Hall hatte Gerstenmaier die Wahl mit 37,6 
Prozent auch eindeutig für sich entschieden, dieser klare Wahlausgang in Schwäbisch 
bestimmte den Wahlausgang. Eugen Gerstenmaier war im 1. Deutschen Bundestag, die 
Arbeit konnte beginnen. 
1949 wurde ihm von Adenauer das Vertriebenenministerium angeboten. 1949 bis 1953 war 
er stellvertretender Vorsitzender des Auswärtigen Ausschusses im Bundestag und 
anschließend bis zum 17. Dezember 1954 dessen Vorsitzender. Von 1956 bis 1966 war er 
stellvertretender Bundesvorsitzender der CDU. Gerstenmaier unterstützte Adenauers Politik 
der Westbindung und der damals unpopulären Wiederbewaffnung. 
In der ersten deutschen Rede im Straßburger Europaparlament erklärte er 1950, dass die 
Vereinigung Europas eine historische Notwendigkeit sei. Die Mehrheit der Deutschen 
wünsche die Wiederbewaffnung nicht, sie verabscheuten den Krieg, aber „wir erwarten nicht, 
dass andere uns verteidigen, ohne dass wir selber bereit sind, an dieser Verteidigung 
teilzunehmen auf der Grundlage der Gleichberechtigung.“ Dies unterstrich Gerstenmaier 
auch deutlich in einer international beachteten Wahlrede am 14. November 1950 in 
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Murrhardt. Nach Meinung Gerstenmaiers mussten die Deutschen selbst ihren Willen zur 
Verteidigung und ihre ernste Einschätzung der Sicherheitsfrage beweisen, da das Verlangen 
unbillig sei, dass die Bauern von Texas die deutsche Freiheit ohne deutsche Beteiligung 
verteidigen sollten. 
 

 
 
Nach dem plötzlichen Tod von Hermann Ehlers wurde Gerstenmaier am 16. November 1954 
auf Vorschlag Konrad Adenauers dessen Nachfolger als Bundestagspräsident. Bei seiner 
Wahl musste er sich – ein im Bundestag einmaliger Vorgang – gegen einen 
Gegenkandidaten aus der eigenen Fraktion durchsetzen. Gerstenmaier prägte dieses Amt. 
Neuerungen, die er einführte, waren unter anderem die Aktuelle Stunde für Abgeordnete und 
das Verfahren zur Großen Anfrage. 
1958 kam Gerstenmaier zu einem Vortragsabend nach Murrhardt in die Sonne-Post. Bei der 
gut besuchten Veranstaltung referierte der Bundestagspräsident über das Thema: 
„Deutschland in Südamerika – ein Bericht.“ Es ging um Auswanderer, wirtschaftliche und 
außenpolitische Kontakte, sowie strategische Bündnisse gegen die Sowjetunion. 
Gerstenmaier hatte zuvor im Juli eine ausgedehnte Reise durch Südamerika unternommen, 
die in der Presse mit viel Kritik aufgenommen wurde, denn Eugen Gerstenmaier wurde bei 
seinem Eintreffen in Chile von einem Ehrenaufgebot der chilenischen Streitkräfte 
empfangen, dessen Musikkorps den "Badenweiler Marsch" und die Melodie "Es braust ein 
Ruf wie Donnerhall" intonierte. Die Ausrüstung der chilenischen Paradesoldaten im 
kaiserreichsdeutschen Stil - mit Pickelhaube, Federbusch und buntem Waffenrock - 
veranlasste den Bundestagspräsidenten zu der Feststellung, sie erinnere ihn an die 
preußischen Traditionen vergangener Zeiten. Diese Bemerkung wurde natürlich in der 
Presse der sozialistischen Staaten als „militaristisch und ewig gestrig“ kritisiert. 
Nachdem die Zeiten der großen richtungsweisenden politischen Entscheidungen, 
insbesondere der der Wiederbewaffnung und Gründung der Bundeswehr, in den späten 
1950er Jahren vorbei waren, konzentrierte sich Gerstenmaier wieder auf die Parteiarbeit. 
Der Christdemokrat sah sich nun vor die Aufgabe gestellt, Angriffe abzuwehren, die auf den 
von der CDU reklamierten Alleinvertretungsanspruch für die Verfechtung christlicher Werte 
abzielten. In diesem Zusammenhang erlangte Gerstenmaiers Disput mit dem evangelischen 
Theologen Helmut Gollwitzer besondere Bedeutung. Die Kontroverse hatte sich an einer 
Publikation Gollwitzers entzündet, in der er sowohl außerordentlich kritisch zur Deutschland- 
und Verteidigungspolitik der Regierung Adenauer Stellung genommen als auch der Union 
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vorgeworfen hatte, in ihrer Vorgehensweise ebenso unchristlich zu agieren, wie die übrigen 
bundesdeutschen Parteien. Eugen Gerstenmaier war nicht gewillt, diese Vorwürfe 
unkommentiert stehen zu lassen. In seiner Funktion als Unionsabgeordneter bezog er daher 
in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung gegen Gollwitzer Stellung. 
Neben der generellen Verteidigung der politischen Entscheidungen Adenauers lag es 
Gerstenmaier am Herzen, die Öffentlichkeit von der christlichen Grundtendenz in der CDU 
zu überzeugen. Im Sommer 1961 war ihm diese Unterstreichung des christlichen Profils im 
Hinblick auf den anstehenden Bundestagswahlkampf besonders willkommen. 
Weniger mitteilsam zeigte sich Gerstenmaier jedoch, wenn ihn seine Parteikollegen um 
Redebeiträge im Plenum des Deutschen Bundestages baten. Im Verlauf seiner 
vierzehnjährigen Amtszeit als Parlamentspräsident ergriff Eugen Gerstenmaier nur fünfmal 
das Wort, um als Abgeordneter im Plenarsaal seinen Standpunkt darzulegen. Seine Beiträge 
konzentrierten sich dabei auf die von ihm als Kernpunkte deutscher Politik erachteten 
Themenbereiche. 
Parteidienlicher verhielt sich der Bundestagspräsident in seiner Eigenschaft als 
Wahlkämpfer, obwohl er auch hierbei nicht alle seine innerparteilichen Kritiker zum 
Verstummen bringen konnte. Er tat sich jedoch – wie bereits der Verlauf seines 
Wahlkampfes 1949 im Wahlkreis Backnang-Schwäbisch Hall gezeigt hatte – schwer damit, 
sich auf die Bedürfnisse seines bäuerlich geprägten Wahlkreises einzustellen. Seine 
Verpflichtungen gegenüber dem eigenen Wahlkreis gerieten zunehmend in den Hintergrund, 
Priorität hatten die Termine der Bundesparteileitung, und die nordwürttembergische CDU 
war bei Wahlkampfveranstaltungen weitgehend auf sich allein gestellt. Im Vorfeld 
anstehender Bundestagswahlen war es deshalb ein sich ständig wiederholendes Ritual, 
dass die Kreisvorsitzenden in Backnang und Schwäbisch Hall für den Wahlkampf um 
zusätzliche Rednerunterstützung beim Landesverband bzw. beim Bundesverband 
nachsuchten. So sind Brandbriefe des Kreisgeschäftsführers Martin Schetter an 
Bundestagsabgeordnete bekannt, „da Gerstenmaier nicht oft in seinen Wahlkreis komme“. 
Gerstenmaier war zwar bemüht, sich trotz seiner zahlreichen Verpflichtungen an einigen 
Wochenenden dem Wahlkreis zur Verfügung zu stellen, doch reichte es zu nicht viel mehr 
als einigen Terminen ganz in der Endphase des Wahlkampfes. 
In der Notiz einer Besprechung Gerstenmaiers mit dem Kreisverband Backnang wurde 
vereinbart, dass der Kandidat es aufgrund seiner anderweitigen Verpflichtungen für 
wünschenswert hielte, wenn im Verlauf des Wahlkampfes eine Tonbildschau oder ein 
Kandidatenfilm über ihn gezeigt werden könnte. 
Um Gerstenmaier mit den Problemen der Kreise Backnang und Schwäbisch Hall vertraut zu 
machen, gingen die Verbände dazu über, dem Bundestagspräsidenten eine Aufstellung der 
wichtigsten Themenkomplexe wie beispielsweise die Flurbereinigung oder über die 
wirtschaftlichen Aussichten in der Landwirtschaft zukommen zu lassen. Deutlich sprach der 
Kreisgeschäftsführer Martin Schetter die mit der Unkenntnis des Parlamentspräsidenten 
einhergehenden Probleme an: „Da unser Kandidat… verhältnismäßig sehr wenig aufgrund 
seiner Position im Wahlkreis sein kann und mehr auf innen- und außenpolitischem Gebiet 
tätig ist, also in den Fragen der Landwirtschaft nicht so bewandert ist, ist es für uns eine 
Notwendigkeit, Agrarpolitiker als Referenten zu erbitten.“ 
Ein gutes Ergebnis im Wahlkreis und das Erringen des Direktmandates wurden von 
Gerstenmaier allenfalls nur noch aus Prestigegründen angestrebt. Seinem Renommee hatte 
er es zu verdanken, dass er trotz halbherziger Bemühungen noch durchaus ansehnliche 
Wahlergebnisse vorweisen konnte. 
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Gerstenmaier hielt es nicht für nötig, die Arbeit im Bundestag zugunsten des Engagements 
im Wahlkreis zu beschneiden. So wurde es spätestens im Zuge seines 
Wiedergutmachungsskandals deutlich, dass er es nicht vermocht hatte, sich in rund zwei 
Jahrzehnten eine starke loyale Anhängerschaft in seinem Wahlkreis aufzubauen. 
Gerstenmaier konzentrierte sich auf staatstragende Themen und die große Politik. 
Am 30. Juni 1961 schloss Gerstenmaier die Sitzungsperiode des Bundestags mit dem 
Vorschlag, eine Einigung zwischen den Westmächten und der Sowjetunion darüber 
herbeizuführen, auf welchem Weg ein Friedensvertrag zustande kommen könnte. Der 
militärische und politische Status Gesamtdeutschlands, der Grenzverlauf und das 
Selbstbestimmungsrecht für das ganze deutsche Volk sollten verhandelt werden. Damit 
widersprach er Adenauers Politik, der freie Wahlen in der DDR als nicht diskutierbare 
Vorbedingung für solche Verhandlungen forderte und Verhandlungen ohne vorherige freie 
Wahlen in der DDR ablehnte. Gerstenmaier näherte sich damit den in der SPD-Opposition 
verbreiteten Vorstellungen, Adenauer brachte ihn jedoch durch ein gemeinsames 
Kommuniqué des CDU-Parteivorstandes wieder auf seine Linie. 
1966 trat Eugen Gerstenmaier mit einer Rede beim Kreisparteitag der CDU in Murrhardt 
noch einmal in den Fokus der Presse. Es war in der Hochphase des Kalten Krieges und der 
schwierigen Beziehungen zur DDR. Gerstenmaier thematisierte mit Entschiedenheit die 
Einigung Europas. „Es ist von geschichtlicher Notwendigkeit, dass sich die Völker Europas 
gemeinsam orientieren und ihre Zukunft unter den Aspekt der Gemeinsamkeit stellen.“  Als 
Schutzschirm vor dem Osten garantiere die NATO die Lebensgrundlage der freien Welt. Auf 
gesamtdeutsche Fragen eingehend, erklärte der Bundestagspräsident, man solle sich vor 
Hoffnungslosigkeit ebenso hüten wie vor Illusionen. „… alles muss unternommen werden, 
um die Menschen in Mitteldeutschland in ihren berechtigten Hoffnungen zu unterstützen, 
alles muss unterlassen werden, was Ulbricht stärken könnte. Was wir brauchen ist ein langer 
Atem.“ 

https://de.wikipedia.org/wiki/Freie_Wahlen


44 
 
Ende 1966 eskalierte die innenpolitische Lage in Deutschland, im Oktober machte der 
Rücktritt von drei hohen Generalen Schlagzeilen. Der Inspekteur der Luftwaffe, 
Generalleutnant Panitzki, bat offiziell wegen Differenzen mit Verteidigungsminister von 
Hassel und der „Starfighter-Krise“ um seine Entlassung. Am nächsten Tag folgte der 
Generalinspekteur, General Trettner, und aus „Solidarität“ folgte später der Befehlshaber im 
Wehrbereich III, Generalmajor Pape. Das Motiv für Trettners Rücktritt lag in einem langen 
Streit um die Position des Generalinspekteurs innerhalb des BMVg. Ausschlaggebend für 
seinen Rücktritt war die Auseinandersetzung mit dem zivilen Staatssekretär Gumbel. Dieser 
hatte an Trettner vorbei den sogenannten Gewerkschaftserlass in die Truppe gegeben. 
Dessen nicht genug geriet auch Bundeskanzler Ludwig Erhard in den Strudel der Unruhen 
und Wirren. So ist ein erhaltenes Telegramm der Kreisvorsitzenden von Schwäbisch Gmünd, 
Backnang und Schwäbisch Hall vom 5. Oktober 1966 ein außerordentliches Dokument, in 
dem eine Staatskrise, der Wahlsieg der SPD und das Erstarken der radikalen Kräfte der 
Rechten befürchtet und die politische Stabilität als gefährdet eingestuft wird. „Das deutsche 
Volk fordert einen energischen und zielbewussten Kanzler. Als solcher kommt allein 
Bundestagspräsident Dr. Gerstenmaier in Betracht. Bundeskanzler Erhard kann den 
nächsten Bundestagswahlkampf nicht mehr führen. Er ist deshalb sobald als möglich 
abzulösen“. 
 

 
 
Schließlich folgte die große Koalition unter dem Bundeskanzler und Württemberger Kurt 
Georg Kiesinger. Die Krise setzte sich in den Studentenunruhen 1968 fort. 
Als Bundestagspräsident hatte Gerstenmaier den Bau des Abgeordnetenhochhauses in 
Bonn besonders gefördert. Deshalb gab der Volksmund diesem Gebäude in ironischer 
Anspielung auf die geringe Körpergröße von Gerstenmaier den Namen „Langer Eugen“. 
Am 23. Januar 1969 legte Gerstenmaier das Amt als Bundestagspräsident nieder, nachdem 
er wegen der Inanspruchnahme von Wiedergutmachungsleistungen und eines 
Grundstückgeschäfts in die öffentliche Kritik geraten war. Zwar standen ihm 
Besoldungsnachzahlungen aus einer Hochschullehrertätigkeit rechtlich zu, die ihm die 
Nationalsozialisten verwehrt hatten. Doch die Höhe der Summe erregte Anstoß. So blieben 
auch seine anspruchsvollen Pläne, noch in das Amt des Bundespräsidenten zu kommen 
unrealistisch. 
Nach seinem Rücktritt zog Gerstenmaier sich aus der Politik zurück. Er legte 1981 seine 
Memoiren vor und starb 1986. 
Anmerkung: Die damalige Konkurrenz zwischen Gerstenmaier und Kleiner hat sich für 
Murrhardts Siedlungsbau höchst positiv ausgewirkt. Man wollte die Ergebnisse der Politik 
praktisch zeigen und die Menschen für sich gewinnen. So entstanden gleich ganze 
Straßenzüge und Siedlungshäuser unter Federführung von Eugen Gerstenmaier durch die 
„Gemeinnützige Siedlungsgesellschaft des Hilfswerks der EKD“, (Eichwiesenstraße) und 
durch Dr. Fritz Kleiner, Vorsitzender der Flüchtlings-Wohnungsbau-Genossenschaft Flüwo 
Bauen Wohnen eG, gegründet am 6. August 1948 unter dem Namen „Gemeinnützige 
Flüchtlings-Wohnungsbaugenossenschaft Stuttgart eGmbH“ in Stuttgart, (Eichendorffstraße 
und Kaiser-Ludwig-Straße). 
 

https://de.wikipedia.org/wiki/Bonn
https://de.wikipedia.org/wiki/Langer_Eugen


45 
 
Dr. Dieter Schulte (1941 in Schwäbisch Gmünd), 1969 bis 1998, Parlamentarischer 

Staatssekretär im Bundesministerium für Verkehr 1982 bis 1993. Seine Nominierung fand im 
Gasthof zum Engel in Murrhardt statt, somit wurde er damals zum jüngsten Abgeordneten 
gewählt. Seine Abgeordnetenzeit dauerte fast 30 Jahre. Davor stand aber eine 
Kampfabstimmung um die Nominierung für die Wahl 1969. Er gewann sie, wie die folgenden 
Bundestagswahlen. Sein Rekordergebnis mit 59,2 Prozent im Wahlkreis holte er 
ausgerechnet im Jahr der Nachrüstungsdebatte 1983. 
Von 1980 bis 1982 war er Vorsitzender der Arbeitsgruppe Verkehr/Post der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion. Dieter Schulte ist stets als direkt gewählter Abgeordneter des 
Bundestagswahlkreises Backnang – Schwäbisch Gmünd in den Bundestag eingezogen. 
Acht Mal wählten ihn die Bürger im Wahlkreis direkt in den Bundestag. Am 4. Oktober 1982 
wurde er als Parlamentarischer Staatssekretär beim Bundesminister für Verkehr in die von 
Bundeskanzler Helmut Kohl geführte Bundesregierung (Kabinett Kohl I) berufen. Eigentlich 
sollte er als Verkehrsminister das Ministerium übernehmen, doch die Wiedervereinigung 
erbrachte eine andere personelle Lösung. Am 21. Januar 1993 schied er im Kabinett Kohl IV 
aus dem Amt. 1998 trat er nicht mehr zur Wahl an. 
 

     
 
Dr. Dieter Schulte MdB und parlamentarischer Staatsekretär 

 
1976, am 17. September, fand eine Veranstaltung zum Bundestagswahlkampf mit Dr. Dieter 
Schulte und dem Präsidenten des Berliner Abgeordnetenhauses Peter Lorenz in der 
Stadthalle in Murrhardt statt, für die damalige Zeit ein spektakuläres Ereignis. Die 
Ankündigung: „Der Mann, der in die Hände der Anarchisten fiel“. Lorenz sprach zum Thema 
„Deutschland – heute und morgen“. 
Peter Lorenz war von 1969 bis 1981 Landesvorsitzender der Berliner CDU und von 1982 bis 
1987 Parlamentarischer Staatssekretär beim Bundeskanzler und Bevollmächtigter der 
Bundesregierung in Berlin. Am 27. Februar 1975 wurde er von Mitgliedern der Terrorgruppe 
„Bewegung 2. Juni“ entführt. 
Nach dem Abitur 1941 leistete Lorenz Reichsarbeitsdienst und Kriegsdienst. Als Soldat 
überlebte er die Schlacht von Stalingrad. Nach Kriegsende arbeitete er zunächst als 
Sachbearbeiter beim Magistrat von Berlin und dann ab 1947 als freier Journalist. Er 
absolvierte schließlich ein Studium der Rechtswissenschaft an der Humboldt-Universität und 
der Freien Universität Berlin, welches er 1952 mit dem ersten und 1956 mit dem zweiten 
juristischen Staatsexamen beendete. An der Freien Universität Berlin war er zeitweise 
Vorsitzender des Studentenparlaments. Seit seinem Abschluss war er als Rechtsanwalt 
zugelassen. Ab 1965 war er auch Notar. Von 1967 bis 1977 arbeitete er als Justitiar des 
RIAS Berlin. 1949 war Peter Lorenz in der Kampfgruppe gegen Unmenschlichkeit (KgU) 
aktiv. 
Ab 1945 war er Mitglied der CDU. Hier engagierte er sich zunächst in der Jungen Union, 
deren erster Landesvorsitzender in Berlin er von 1946 bis 1949 war. 1953 übernahm er das 
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Amt erneut für kurze Zeit. Von 1950 bis 1953 war er außerdem stellvertretender 
Bundesvorsitzender der Jungen Union. 
1961 wurde er zum Zweiten Vorsitzenden der Berliner CDU gewählt und war von 1969 bis 
1981 schließlich Landesvorsitzender der CDU in Berlin. Von 1971 bis 1981 war er außerdem 
Mitglied im CDU-Bundesvorstand. 1971 und 1975 war er als Spitzenkandidat Herausforderer 
des Regierenden Bürgermeisters Klaus Schütz (SPD), konnte sich jedoch trotz deutlicher 
Stimmengewinne nicht gegen ihn durchsetzen. Lorenz gehörte von 1954 bis 1980 dem 
Abgeordnetenhaus von Berlin an. Hier war er zugleich auch Vorstandsmitglied der CDU-
Fraktion, dann von 1967 bis 1975 Vizepräsident und von 1975 bis 1980 Präsident des 
Abgeordnetenhauses von Berlin. 
Von 1976 bis 1977 sowie von 1980 bis zu seinem Tod war er als Berliner Abgeordneter 
Mitglied des Deutschen Bundestages. Hier war er von 1980 bis 1982 Vorsitzender der 
Arbeitsgruppe Innerdeutsche Beziehungen und Berlinfragen der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion. Nachdem Helmut Kohl am 1. Oktober 1982 zum Bundeskanzler gewählt 
worden war, wurde Lorenz zum Parlamentarischen Staatssekretär beim Bundeskanzler und 
Bevollmächtigten der Bundesregierung in Berlin ernannt. Nach der Bundestagswahl 1987 
schied er am 12. März 1987 aus dem Amt. 
Für die Abgeordnetenhauswahl 1975 war Peter Lorenz zum zweiten Mal Spitzenkandidat der 
Berliner CDU für das Amt des Regierenden Bürgermeisters. 
Am 27. Februar 1975, drei Tage vor der Wahl, zwangen Terroristen der Bewegung 2. Juni 
Lorenz' Chauffeur, der den Politiker mit einem Mercedes-Dienstwagen ins Büro bringen 
sollte, an der Ecke Quermatenweg / Ithweg in Zehlendorf mit einem die Straße 
blockierenden Lastwagen zum Halten. 1500 Meter von dessen Haus entfernt rammten sie 
den Wagen des Politikers mit einem Fiat 124 Spezial. Der Fahrer wurde niedergeschlagen, 
Lorenz entführt und in einem Kellerraum in der Schenkendorfstraße 7 in Berlin-Kreuzberg, im 
Jargon als „Volksgefängnis“ bezeichnet, festgehalten. Am nächsten Tag erhielt die Deutsche 
Presse-Agentur ein Polaroid-Foto, das Lorenz mit einem Plakat zeigt: „Gefangener der 
Bewegung 2. Juni“. Die Entführer verlangten die Freilassung und Ausreise der sechs 
inhaftierten Gesinnungsgenossen Horst Mahler, Verena Becker, Gabriele Kröcher-
Tiedemann, Ingrid Siepmann, Rolf Heißler und Rolf Pohle in ein Land ihrer Wahl und 
erklärten die Auswahl ihres Opfers mit den Worten: Lorenz sei ein „Vertreter der Reaktionäre 
und der Bonzen, verantwortlich für Akkordhetze und Bespitzelung am Arbeitsplatz“. 
Die Bundesregierung entschloss sich, auf die Forderung der Entführer einzugehen. Bis auf 
Horst Mahler, der einen Austausch abgelehnt hatte, wurden die Gefangenen am 3. März 
1975 mit einer Boeing 707 nach Aden im damaligen Südjemen ausgeflogen. Nachdem der 
Pastor und ehemalige Regierende Bürgermeister Heinrich Albertz, der die Gefangenen auf 
diesem Flug begleitet hatte, die festgelegte Losung („So ein Tag, so wunderschön wie 
heute“) im Fernsehen bekanntgab, wurde Peter Lorenz am 4. März freigelassen. Bei der 
Wahl vom 2. März war die CDU mit 43,9 Prozent der Stimmen erstmals stärkste Partei 
geworden. Bürgermeister blieb jedoch der bisherige Amtsinhaber Klaus Schütz, der eine 
sozialliberale Koalition führte. 
Als Täter verurteilt wurden Ralf Reinders, Ronald Fritzsch, Gerald Klöpper, Andreas Vogel 
und Till Meyer. Die Entführung von Peter Lorenz war der einzige erfolgreiche Versuch der 
Bewegung 2. Juni, Strafgefangene für eine Geisel auszutauschen. Die Tatsache, dass einige 
der freigelassenen Gefangenen später wieder terroristisch aktiv waren und Menschen 
ermordeten, bestärkte die Bundesregierungen, nicht noch einmal den Forderungen von 
Entführern bedingungslos nachzugeben. Für Peter Lorenz selbst wurde die Entführung zu 
einer traumatisierenden Erfahrung. Nach Einschätzung Helmut Kohls verlor Lorenz hierdurch 
viel von seinem Elan. 
 
Ein besonderer Kandidat aus dem eigenen Stadtverband 
 
1972 ging es um den richtigen Weg! Einzigartig in der Geschichte des Stadtverbandes war 
die Kandidatur von Dr. Peter Steinle über die Landesliste für die Wahl zum Deutschen 
Bundestag. Martin Schetter aus Sulzbach kandierte auf Platz 14 und erreichte sein Mandat 
als Nachrücker. Der agile Murrhardter stand auf Platz 34. In den Hochzeiten der CDU war 
dieser nicht einmal so unrealistisch, um ein Mandat zu erlangen. 
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Dr. Peter Steinle 

 

 
 
Norbert Barthle (* 1952 in Schwäbisch Gmünd), seit 2015 Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Verkehr und digitale Infrastruktur. 
Barthle war als Lehrer am Parler-Gymnasium in Schwäbisch Gmünd tätig, bis er 1990 als 
Referent für Öffentlichkeitsarbeit in das Ministerium für Kultus, Jugend und Sport des Landes 
Baden-Württemberg wechselte. Seit 1992 war er dort Pressesprecher und Leiter des 
Referats für Öffentlichkeitsarbeit. Barthle trat 1990 in die CDU ein. Von 2001 bis 2015 war er 
Vorsitzender des CDU-Kreisverbandes Ostalb. Seit 1998 ist er Mitglied des Deutschen 
Bundestages. Norbert Barthle ist stets als direkt gewählter Abgeordneter des Wahlkreises 
Backnang – Schwäbisch Gmünd in den Bundestag eingezogen. Bei der Bundestagswahl 
2009 erreichte er 44,7 Prozent der Erststimmen. Im 17. Deutschen Bundestag war er 
ordentliches Mitglied im Haushaltsausschuss und im Unterausschuss für Angelegenheiten 
der Europäischen Union. Bei der Bundestagswahl 2013 erreichte er 55,4 Prozent der 
Erststimmen. Im 18. Deutschen Bundestag ist er ordentliches Mitglied im 
Haushaltsausschuss, im Vertrauensgremium nach § 10a II BHO, im Sondergremium gemäß 
§ 3 Absatz 3 des Stabilisierungsmechanismus-Gesetzes sowie im 
Bundesfinanzierungsgremium. Am 11. Februar 2015 wurde er zum Parlamentarischen 
Staatssekretär beim Bundesminister für Verkehr und digitale Infrastruktur ernannt. Seit 2002 
gehört er dem Vorstand der CDU/CSU-Bundestagsfraktion an. Von 2009 bis 2015 war 
Norbert Barthle Vorsitzender der Arbeitsgruppe Haushalt der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
und damit haushaltspolitischer Sprecher. Zudem ist er stellvertretender 
Landesgruppenvorsitzender in der CDU-Landesgruppe Baden-Württemberg im Deutschen 
Bundestag. 
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Exkurs: Währungsreform 1948 
 
Am 18. Juni 1948 hatten die Militärgouverneure der westlichen Besatzungszonen das 
„Gesetz zur Neuordnung des Geldwesens“ verkündet. Die Schlagworte hießen 
Währungsreform und Kopfgeld. Natürlich war es kein Kopfgeld im üblichen Sinne. 40 
Deutsche Mark waren nicht auf den Kopf der Bevölkerung ausgesetzt, sondern wurden am 
20. Juni 1948 pro Kopf der Bevölkerung gegen die alte Reichsmark umgetauscht. Innerhalb 
der nächsten zwei Monate sollten weitere 20 Reichsmark gegen das neue Geld, die 
Deutsche Mark, ausgegeben werden. Gleichzeitig mit den Kopfbeträgen erhielt jeder Abholer 
für jeden Haushalt den Vordruck „A“, der zur Einzahlung des noch vorhandenen Bargeldes 
und zur Anmeldung aller Reichsmarkguthaben bei Geldinstituten diente. Rein rechnerisch 
ergab sich nach der Umstellung der Währung, d. h. der Abwertung der Altgeldbestände, eine 
Umtauschrelation von 100 Reichsmark zu 6,50 DM. Wer z.B. 1000 Reichsmark auf dem 
Konto gehabt hatte, besaß jetzt nur noch 65 DM. 
Die Neuordnung des deutschen Geld- und Währungswesens war durch die Wirtschaftspolitik 
der Nationalsozialisten notwendig geworden. Die Kriegsvorbereitungen und dann der Krieg 
selbst waren durch eine inflationäre Geldvermehrung mit Hilfe der Notenpresse finanziert 
worden. Bei Kriegsende betrugen die Schulden Deutschlands 380 Milliarden Reichsmark, 
denen kein Warenangebot gegenüberstand, weil „Kanonen“ statt „Butter“ produziert worden 
waren. Die Folge war eine Inflation, die aber durch Lohn- und Preisstopps, Bewirtschaftung 
und Rationierung der Konsumgüterindustrie zurückgestaut war. Als das 
nationalsozialistische System zusammenbrach, wurde die Zerrüttung der deutschen 
Währung sichtbar. Die Reichsmark hatte ihren Wert verloren. Die vier Besatzungsmächte 
stimmten darin überein, dass eine Währungsreform zur Gesundung der deutschen Wirtschaft 
notwendig sei. Über deren Ausführung und Zeitpunkt gab es aber seit Beginn des Kalten 
Krieges vor allem mit der Sowjetunion Kontroversen. So fiel im Herbst 1947 die 
Entscheidung, die Währungsreform nur in den drei westlichen Besatzungszonen gemeinsam 
durchzuführen, wenn die wirtschaftlichen Hilfsmaßnahmen des amerikanischen 
Marshallplanes, die für 1948 angekündigt waren, Aussicht auf Erfolg haben sollten. 
Die Währungsreform lag allein im Geltungsbereich der Militärgouverneure. Aber gleichzeitig 
mit der Umstellung der Währung wurden die Weichen für eine neue Wirtschaftsordnung 
gestellt. Ludwig Erhard, der auf Vorschlag der FDP mit den Stimmen der CDU/CSU vom 
Frankfurter Wirtschaftsrat zum Direktor der Verwaltung für Wirtschaft gewählt worden war, 
setzte sich für die Wiederbelebung der Marktwirtschaft ein mit Angebot und Nachfrage als 
wichtigsten Regelmechanismen. Dies war angesichts der unzureichenden Versorgungslage 
in Deutschland ein risikoreicher Schritt, den auch der linke Flügel der CDU scharf kritisierte. 
Dennoch wurden mit der Währungsreform die meisten Preis- und Rationierungsvorschriften 
aufgehoben. Nur besonders wichtige Güter blieben noch eine Zeitlang mit festgesetzten 
Höchstpreisen bewirtschaftet, darunter Kohle, Stahl, Düngemittel und Treibstoffe. Für 
Grundnahrungsmittel gab es überwachte Festpreise. Die Rationierung für Kartoffeln wurde 
im Oktober 1948 aufgehoben, für Zucker dagegen erst im April 1950. Benzin blieb bis 1951 
rationiert, Kohle bis 1952. 
 
Exkurs: Gründung der BRD 1949 
 
Nachdem Konrad Adenauer als Präsident des Parlamentarischen Rates am 23. Mai 1949 
das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland verkündet hatte, fand am 14. August 
1949 die erste Wahl zum Deutschen Bundestag statt, der sich ebenso wie der Bundesrat am 
7. September 1949 in Bonn konstituierte. Nach seiner Wahl zum ersten Bundeskanzler gab 
Adenauer am 20. September 1949 die Bildung der ersten Bundesregierung auf der 
Grundlage einer Koalition aus CDU/CSU, FDP und Deutscher Partei bekannt. Am 23. Mai 
1949 verkündete Konrad Adenauer als Präsident des in Bonn zusammengetretenen 
Parlamentarischen Rates das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland. Diese sollte 
ein freiheitlich-demokratischer und sozialer Rechtsstaat sein, föderalistisch aufgebaut und 
vertreten von einer nach dem Verhältniswahlrecht gewählten Bundesregierung, der die 
Länder im Bundesrat als einflussreicher Machtfaktor im Gesetzgebungsverfahren 
gegenüberstehen. So definiert das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland das 
Selbstverständnis der neuen Staatsorganisation. Ihr zentrales Anliegen ist der Aufbau 
stabiler westlich-demokratischer Verhältnisse in Deutschland. 
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Die erste Wahl zum Deutschen Bundestag in den drei westlichen Besatzungszonen fand am 
14. August 1949 statt. Die drei Westmächte und die überwiegende Mehrheit der 
westdeutschen Parteien sahen in der hohen Wahlbeteiligung ein zustimmendes Votum der 
Bevölkerung zu dem Grundgesetz und den neuen Verfassungsorganen. Die 
Ministerpräsidenten-Konferenz berief daraufhin den Bundesrat und den Deutschen 
Bundestag für den 7. September 1949 zu konstituierenden Sitzungen ein. In der 
Bundesrepublik wurde dieses Ereignis 1950 im Rahmen einer Festveranstaltung als 
nationaler Gedenktag gewürdigt. Nach der Wahl des Bundespräsidenten Theodor Heuss und 
Konrad Adenauers zum ersten Bundeskanzler am 15. September 1949 gab dieser am 20. 
September 1949 auf der Grundlage einer Koalition aus CDU/CSU, FDP und Deutscher 
Partei die Bildung der Bundesregierung bekannt. Die Alliierten Hohen Kommissare setzten 
am nächsten Tag das Besatzungsstatut in Kraft. Sie vollzogen damit einen staatspolitischen 
Akt. Die Regierungen Frankreichs, Großbritanniens und der Vereinigten Staaten von 
Amerika waren bereit, ihr Handlungsmonopol für Deutschland aufzugeben, dessen oberste 
Gewalt sie gemeinsam mit der Sowjetunion durch die Erklärung vom 5. Juni 1945 
übernommen hatten. Ihre Beziehungen zur Bundesrepublik standen nunmehr auf einer 
Rechtsgrundlage. Deutschland erlangte auf einem Teil seines Territoriums wieder 
beschränkte völkerrechtliche Handlungsfähigkeit. Allerdings behielten sich die Westmächte 
in auswärtigen Angelegenheiten grundlegende Befugnisse vor. Dazu gehörten die Kontrolle 
über den Außenhandel und Devisenverkehr sowie das Recht, internationale Abkommen für 
die Bundesrepublik abzuschließen. 
 
 

          
Besuch von Bundespräsident Heinrich Lübke und Ministerpräsident Dr. Hans Filbinger bei Erich Schumm in 
Murrhardt, 1967 

 
9.1.1 Mitgliederentwicklung und Struktur 
 
Leider sind in den Archiven der Partei keine vollständigen Mitgliederlisten erhalten. Der Geist 
des Saubermannes und der Wahn des Datenschutzes beseitigten hier wichtige Dokumente, 
die fundierte und umfassende Aussagen zur Anzahl, Sozialstruktur und Konfession der 
Mitglieder erlaubt hätten. So muss auf Sekundärquellen wie Publikationen und Zeitungen 
zurückgegriffen werden. Manche Quelle könnte auch durch aktive Mitarbeit der ehemaligen 
Protagonisten für die CDU erschlossen werden, aber da müsste in Kellern und auf 
Dachböden eine fleißige Suche beginnen… 
Im April 1946 waren im Kreisverband Backnang 60 Mitglieder offiziell gemeldet, im März 
1948 bereits 85 und im Dezember 1949 86 Mitglieder, die sich auf die zwei bestehenden 
Ortsgruppen Murrhardt und Backnang verteilten. Für 1946 geht man von einem Anteil an 
Katholiken von 17,3 Prozent im Kreisverband Backnang aus. Dies erklärt sich nicht nur durch 
die steigende Zahl von Flüchtlingen und Vertriebenen, sondern auch durch die meist 
mehrheitlich katholischen Gemeinden Ebersberg, Oppenweiler, Hausen an der Rot, 
Untergröningen am Kocher und Randgebiete in den Gemeinden Gschwend und nahe 
Mainhardt. 
Eine erhaltene Mitgliederliste des Ortsverbandes Murrhardt führt neben den 10 
Gründungsmitgliedern für 1946/47 26 Mitglieder auf, darunter 7 Katholiken, davon 6 
Neubürger (Heimatvertriebene). Für den Stichtag 27. November 1947 sind 32 Mitglieder 
überliefert. 
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Für den Stadtverband Murrhardt können aus persönlichen Notizen folgende Mitgliederzahlen 
entnommen werden:  
1946 = 10; 1947 = 26; 1947 = 32; 1958 = 18; 1964 = 20; 1967 = 19; 1979 = 36; 1981 = 43; 
1983 = 45; 1985 = 40; 1987 = 39; 1989 = 37; 1991 = 49; 1993 = 46; 1995 = 46; und 1997 = 
49; 2011 = 39; 2014 = 50; und 2016 = 53 Mitglieder. 
 
 

 
 
Gedenkveranstaltung 1970 zur Landrätekonferenz (von links): unbekannt, Reinhold Maier, Wilhelm Seibold 
(Vorsitzender CDU-Murrhardt), dahinter Ehepaar Landrat Schippert, die Herren Palm und Römer. 

 
10. Wahlergebnisse: 
 
Die Konfessions- und Wirtschaftsstruktur der CDU-Wahlergebnisse 1946-1949 im Wahlkreis 
Backnang im Vergleich zu Nordwürttemberg: 
Wahlkreis Backnang-Schwäbisch Hall: Katholiken 17,5 Prozent. Berufsgruppe der Land- und 
Forstwirtschaft 22,7 Prozent. Arbeiter und Erwerbstätige 48,8 Prozent. 
Nordwürttemberg gesamt: Katholiken 31,3 Prozent. Berufsgruppe der Land- und 
Forstwirtschaft 14,2 Prozent, Arbeiter und Erwerbstätige 49,5 Prozent. 
Artikel in der BKZ vom 18.03.2011: CDU-Kandidaten liegen seit 1968 vorne 
Einst feierten die Liberalen im Wahlkreis Backnang große Erfolge, dann die 
Sozialdemokraten, und dann kam Erich Schneider 
Mit einer Überraschung endete die Landtagswahl 1952. Die Kandidaten von SPD und DVP 
lieferten sich im Wahlkreis Backnang ein Kopf-an-Kopf-Rennen. Die DVP gewann; ihr 
Kandidat holte 87 Stimmen mehr als der Sozialdemokrat. Die CDU rangierte auf Platz drei. 
Der Sozialdemokrat Wilhelm Traub aus Backnang mit beachtlichen 9391 Stimmen (31,2 
Prozent) unterlag 1952 dem Liberalen Georg Schuster aus Eutendorf, der mit 9478 Stimmen 
(31,4 Prozent) in den Landtag einzog. Der für die CDU kandidierende Wilhelm Fischer vom 
Fürstenhof bei Großaspach hatte vergleichsweise magere 5735 Stimmen (19 Prozent) 
geholt. Die Wahlbeteiligung lag bei 60 Prozent. 
Schon bei der Bundestagswahl im September 1953 wendete sich das Blatt. Die Wähler im 
Wahlkreis Backnang votierten mit 39,6 Prozent für die CDU, mit 26,4 Prozent für die SPD 
und mit 22 Prozent für die FDP, die aus der DVP hervorgegangen war. 
Bei der Landtagswahl 1956 schaffte es die CDU im Wahlkreis Backnang allerdings nicht, 
ihren Erfolg auf Bundesebene auch im jungen Bundesland Baden-Württemberg einzufahren. 
Bei einer Wahlbeteiligung von 71 Prozent im Wahlkreis Backnang trug Gewerbeoberlehrer 
Emil Erlenbusch (SPD) aus Backnang den deutlichen Sieg davon. 12322 Wähler hatten ihm 
ihre Stimme gegeben. Landrat Karl Limbeck (CDU) kam auf 11296 Stimmen. Die FDP 
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spielte mit ihren 8797 Stimmen, die ihr Kandidat Richard Sauer erhalten hatte, keine große 
Rolle mehr. 
Emil Erlenbusch, der Lehrer und Sportler, blieb der Politiker zum Anfassen. Mit 14000 
Stimmen bei der Landtagswahl 1960 ließ er seine Mitbewerber Eugen Dietermann (CDU) 
und Julius Zehender (FDP) weit hinter sich. Auch 1964 war das so, als bei der CDU Dr. 
Dietrich Kalb gegen ihn antrat. In Backnang war Erlenbusch klarer Sieger, in Gaildorf und in 
Murrhardt auch. Doch 1968, als Erlenbusch zum vierten Mal bei der Landtagswahl antrat, 
unterlag er dem Burgstaller Bürgermeister Erich Schneider (CDU): Erlenbusch hatte 15444 
Stimmen auf sich vereinen können, Schneider 15740. 
Vier Jahre später blieb das Mandat des CDU-Mannes Erich Schneider zwar unangetastet. 
Doch er bekam Gesellschaft. Der Murrhardter Giselher Gruber (SPD) erhielt ein 
Überhangmandat. Damit war der Wahlkreis Backnang erstmals durch zwei Abgeordnete im 
Landtag vertreten. 
Als 1976 wieder eine Landtagswahl anstand, gab es den Rems-Murr-Kreis, und die 
Wahlkreise waren neu aufgeteilt worden. Backnang ist seitdem der Wahlkreis 17. Erich 
Schneider erreichte das Traumergebnis von 55 Prozent der Stimmen. Giselher Gruber holte 
knapp 34 Prozent, die ihm nicht reichten, sein Mandat zu halten. Und noch ein Blick auf die 
FDP: Sie blieb mit 8 Prozent unbedeutend. 
1980 (53 Prozent), 1984 (51 Prozent) und 1988 (49 Prozent) zog Schneider in den Landtag 
ein. In seiner vierten Amtsperiode hatte sich Wesentliches getan: Erich Schneider wurde 
Landtagspräsident und damit protokollarisch der erste Mann in Baden-Württemberg. Und 
noch etwas war neu: 1980 hatten die Grünen den Sprung in den Landtag geschafft. 
Sechsmal war Schneider in den Landtag gewählt worden. 1992 trat die Murrhardter 
Unternehmerin Rosely Schweizer seine Nachfolge an. Allerdings sackten die 
Christdemokraten bei dieser Wahl von 48,6 Prozent im Jahr 1988 auf 36,2 Prozent ab. Die 
großen Sieger dieser Wahl waren auch an der Murr die Republikaner mit 15,6 Prozent. 
1996 kam es noch schlimmer. Rosely Schweizer holte zwar zum zweiten Mal das 
Direktmandat, verlor aber erneut Stimmen; sie kam nur noch auf 34 Prozent. Die SPD 
rutschte von 28 auf 25 Prozent, die Republikaner von 16 auf 14 Prozent. Freude dagegen 
bei den Grünen, diese verzeichneten einen Zuwachs von 1,1 auf 10,5 Prozent. Und Freude 
erst recht bei der FDP: Alfred Bauer hatte mit 13,4 Prozent das Ergebnis von 1992 mit 6,8 
Prozent bei Weitem überholt. 
2001 trat erstmals Wilfried Klenk als Kandidat der CDU an. Auf Anhieb holte er das 
Direktmandat für den Wahlkreis Backnang. 42 Prozent der Wähler stimmten für ihn; damit 
überflügelte er das Ergebnis seiner Vorgängerin um 8 Prozent. Auch bei der SPD ging’s 
aufwärts: von 24,5 auf 32,8 Prozent. Die Grünen erlitten Verluste von 10,5 auf 6 Prozent, 
ebenso die FDP und die Republikaner. 2006 legte Klenk nochmals 2,5 Prozent zu, die SPD 
verlor, die FDP und die Republikaner ebenfalls. Die Grünen holten fast 4 Prozent auf. 
Klenk ist nun am 27. März 2011 erneut in den Landtag eingezogen. Wegen der neuen 
Einteilung des Wahlkreises machten sich weitere Kandidaten große Hoffnungen. Zwei von 
ihnen sind in die Fußstapfen ihrer Väter getreten: Gernot Gruber (SPD) ist der Sohn des 
ehemaligen Landtagsabgeordneten Giselher Gruber. Und Gunnar Stuhlmann (FDP) ist der 
Sohn von Horst Stuhlmann, der zweimal für die Liberalen angetreten ist. 1976 holte er 8 
Prozent, 1992 waren es 6,8 Prozent. 
 
Exkurs: Wiedervereinigung 
 
Als deutsche Wiedervereinigung oder deutsche Vereinigung  (in der Gesetzessprache: 
Herstellung der Einheit Deutschlands) wird der durch die friedliche Revolution in der DDR 
angestoßene Prozess der Jahre 1989 und 1990 bezeichnet, der zum Beitritt der Deutschen 
Demokratischen Republik zur Bundesrepublik Deutschland am 3. Oktober 1990 führte. Die 
damit vollzogene deutsche Einheit, die seither an jedem 3. Oktober als Nationalfeiertag mit 
dem Namen Tag der Deutschen Einheit begangen wird, beendete den als Folge des Zweiten 
Weltkrieges in der Ära des Kalten Krieges vier Jahrzehnte währenden Zustand der 
deutschen Teilung. 
Richtungweisend für diese Entwicklung war die Öffnung der Berliner Mauer am 9. November 
1989, die den endgültigen Zerfall des politischen Systems der DDR bewirkte. Notwendige 
äußere Voraussetzung der deutschen Wiedervereinigung war das Einverständnis der vier 
Siegermächte des Zweiten Weltkrieges, die bis dahin völkerrechtlich noch immer die 
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Verantwortung für Deutschland als Ganzes innehatten beziehungsweise beanspruchten. 
Durch den Zwei-plus-Vier-Vertrag (Vertrag über die abschließende Regelung in Bezug auf 
Deutschland) wurde der Einheit der beiden deutschen Staaten zugestimmt und dem 
vereinten Deutschland die volle Souveränität über seine inneren und äußeren 
Angelegenheiten zuerkannt. 
Maßgebliche Zwischenstationen auf dem Weg zur deutschen Wiedervereinigung waren die 
Volkskammerwahl im März 1990 sowie der Staatsvertrag über die Währungs-, Wirtschafts- 
und Sozialunion. Am 20. September 1990 stimmten die Volkskammer der DDR und der 
Deutsche Bundestag dem Einigungsvertrag zu, am darauf folgenden Tag der Bundesrat. 
 
Zwei deutsche Staaten als Erben des Zweiten Weltkrieges 
 
Die parallele Existenz zweier deutscher Staaten in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts 
war den einschneidenden zeitgeschichtlichen Ereignissen und Entwicklungen geschuldet. 
Nach dem Ersten Weltkrieg und der Weimarer Republik, als große Teile der Bevölkerung 
infolge der Weltwirtschaftskrise in eine äußerst prekäre Situation gerieten, gelang es den 
Nationalsozialisten unter Adolf Hitler nach Wahlerfolgen, aber auch wegen gravierenden 
Fehlentscheidungen der alten Eliten, die Macht zu übernehmen, deren großdeutsche 
Expansionspolitik zum Zweiten Weltkrieg und in die bedingungslose Kapitulation führte. 
Heinrich August Winkler sieht den Zeitraum der deutschen Zweistaatlichkeit durch einen 
eigentümlichen 12-Jahres-Rhythmus gegliedert, der sich von der beiderseitigen 
Staatsgründung 1949 über das einschneidende Datum des Mauerbaus 1961 und das 
Inkrafttreten des Grundlagenvertrages zwischen der Bundesrepublik und der DDR 1973 bis 
zu der mit dem Amtsantritt Gorbatschows 1985 sich anbahnenden neuen Ära der 
internationalen Beziehungen im Ost-West-Konflikt erstreckte.  
 
Nachkriegssituation und Gründung der beiden deutschen Staaten 
 
Deutsche Länder in den Besatzungszonen (Stand Juni 1947 bis April 1949) 
 
Nach der deutschen Kapitulation im Mai 1945 wurde das Deutsche Reich nicht aufgelöst 
oder annektiert, sondern das nach der Westverschiebung Polens übrige Deutschland in die 
gemeinsame Verantwortung der Siegermächte übernommen. Gemäß den in der Anti-Hitler-
Koalition auf der Konferenz von Jalta getroffenen Vorvereinbarungen, die 1945 mit der Juni-
Deklaration umgesetzt wurden, teilten die alliierten Siegermächte Deutschland in vier 
Besatzungszonen auf: die sowjetische, die amerikanische, die britische und die französische. 
Eine entsprechende Aufteilung schuf die künftige Viersektorenstadt Berlin. In gleicher Weise 
verfuhren die Alliierten auch mit Österreich und Wien. 
Als gemeinsames Verwaltungsorgan der vier Hauptsiegermächte für Deutschland als 
Ganzes sollte ein Alliierter Kontrollrat fungieren, der auch die Beschlüsse der Potsdamer 
Konferenz hätte umsetzen sollen. Doch bereits 1947 bahnte sich der Kalte Krieg an, der den 
Westzonen im Zuge des Marshallplans wirtschaftliche Aufbauhilfen eintrug und getrennte 
Währungsreformen im Vereinigten Wirtschaftsgebiet und in der Sowjetischen 
Besatzungszone (SBZ) zur Folge hatte. Die Konfrontation zwischen den Westmächten und 
der Sowjetunion spitzte sich 1948 mit der Berlin-Blockade und Luftbrücke erstmals zu und 
mündete 1949 in die entgegengesetzte Gründung zweier deutscher Staaten. 
Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland wurde vom Parlamentarischen Rat als 
vorläufige Verfassung angelegt und gemäß Präambel mit dem Wiedervereinigungsgebot 
verknüpft. Es markiert mit der Ausfertigung und Verkündung am 23. Mai 1949 die 
Umwandlung der bisherigen Trizone in die Bundesrepublik Deutschland, Berlin behielt dabei 
einen Sonderstatus. Die Deutsche Demokratische Republik (Umwandlung der SBZ), deren 
Regierung sogleich den sowjetischen Sektor Berlins als Hauptstadt beanspruchte, wurde am 
7. Oktober 1949 durch die Verabschiedung der Verfassung der Deutschen Demokratischen 
Republik gegründet. 
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Krise, friedliche Revolution und Wende in der DDR 
 
Seit Mitte der 1980er Jahre erlaubte die Lockerung des Eisernen Vorhangs 
städtepartnerschaftliche Beziehungen zwischen DDR- und bundesdeutschen Gemeinden: 
Eisenhüttenstadt und Saarlouis (1986); Schwerin und Wuppertal (1987). Zur selben Zeit 
geriet die DDR immer mehr in einen Zustand der Stagnation und Krise. Dieser war zum 
einen bedingt durch die weiter wachsende Staatsverschuldung, zum anderen durch eine 
zunehmende Isolierung innerhalb des Ostblocks, da die DDR-Staatsführung jedes Eingehen 
auf die von der Sowjetunion unter Michail Gorbatschow angestoßenen Reformen im Zeichen 
von Glasnost und Perestroika ablehnte und nun sogar sowjetische Publikationen der Zensur 
unterwarf. Noch im August 1989 bekräftigte Otto Reinhold, Rektor der Akademie für 
Gesellschaftswissenschaften beim Zentralkomitee der SED und maßgeblicher Widerpart von 
Erhard Eppler, bei den besagten SED-SPD-Konsultationen, was für ihn die Kernfrage der 
„sozialistischen Identität der DDR“ darstellte. Dabei hob er einen entscheidenden 
Unterschied zu allen anderen sozialistischen Ländern hervor: „Sie alle haben bereits vor 
ihrer sozialistischen Umgestaltung als Staaten mit kapitalistischer oder halbfeudaler Ordnung 
bestanden. Ihre Staatlichkeit war daher nicht in erster Linie von der gesellschaftlichen 
Ordnung abhängig. Anders die DDR: Sie ist nur als antifaschistische, als sozialistische 
Alternative zur BRD denkbar. Welche Existenzberechtigung sollte eine kapitalistische DDR 
neben einer kapitalistischen Bundesrepublik haben? Natürlich keine. Nur wenn wir diese 
Tatsache immer vor Augen haben, wird klar erkennbar, wie wichtig für uns eine 
Gesellschaftsstrategie ist, die kompromisslos auf die Festigung der sozialistischen Ordnung 
gerichtet ist.“ 
 
Ausreisewelle und erstarkende Reformkräfte 
 
Im 40. Jahr nach der Staatsgründung geriet das SED-Regime nun auch von innen auf 
zweifache Weise unter Druck: Bei nachlassender Bereitschaft der „sozialistischen 
Bruderstaaten“, DDR-Bürger konsequent an der Flucht in bundesdeutsche Botschaften oder 
über noch bewachte Grenzen zu hindern und den DDR-Staatsorganen auszuliefern, gelang 
es einer zunehmenden Zahl politisch und ökonomisch frustrierter DDR-Bürger, sich über 
Drittstaaten in die Bundesrepublik abzusetzen. Zur „Wir-wollen-raus!“-Bewegung kam jedoch 
eine „Wir-bleiben-hier!“-Bewegung hinzu, die ein Ende der SED-Diktatur durch 
demokratische Reformen anstrebte. 
Aus landesweiten Protestansätzen gegen die gefälschten Kommunalwahlen vom Mai 1989 
entstanden Oppositionsgruppen wie das Neue Forum und Ansätze zu SED-unabhängiger 
Parteibildung wie im Falle der Ost-SPD. Insbesondere unter dem Dach kirchlicher 
Einrichtungen fanden Ausreisewillige wie Protestmotivierte Schutz und eigene 
Entfaltungsmöglichkeiten. Gotteshäuser waren auch die Ausgangspunkte der Leipziger 
Montagsdemonstrationen, durch die schließlich das Zurückweichen der Staatsmacht auf 
friedlichem Wege erzwungen wurde. 
Der „Republikgeburtstag“ am 7. Oktober 1989 fand bereits unter sehr spannungsgeladenen 
Umständen statt, mit Protestaktionen und polizeilichen Übergriffen am Rande der 
Festlichkeiten in Berlin. Zwei Tage später wichen in Leipzig die in großer Zahl drohend 
aufgebotenen Einsatzkräfte vor der schieren Masse von geschätzt 70.000 Demonstranten 
ohne Gewaltanwendung zurück. Es war nach Winkler eine „neuartige Revolution, die sich mit 
der Parole ‚Keine Gewalt!‘ selbst zügelte und nicht zuletzt deshalb ihr Ziel erreichte. Die 
‚friedliche Revolution‘ hatte bewusste und unbewusste Teilnehmer: Die bewussten waren die 
Gründer der Bürgerrechtsgruppen und die Demonstranten, die am 2. Oktober zur Masse zu 
werden begannen, die unbewussten jene, die um ebendiese Zeit die DDR in Massen 
verließen.“ 
Diesem zweifachen, zangenartigen Druck fortlaufend ausgesetzt, fiel das SED-Regime in 
sich zusammen. Wichtige Stationen dabei waren die Ablösung des Staatschefs Erich 
Honecker durch Egon Krenz am 18. Oktober 1989, die Großdemonstration auf dem Berliner 
Alexanderplatz am 4. November, die Grenzöffnung an der Berliner Mauer am 9. November, 
die Kontrolle der neu gebildeten Regierung Hans Modrow durch den Zentralen Runden Tisch 
und die erzwungene Auflösung des Stasi-Apparats. 
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Der Weg zum Einigungsvertrag 
 
Unmittelbar nach dem Inkrafttreten der Währungsunion wurden am 6. Juli 1990 
innerdeutsche Verhandlungen über einen zweiten Staatsvertrag aufgenommen, der auf 
Wunsch der DDR-Vertreter aber so nicht heißen sollte. Dem Eindruck der Zweitrangigkeit 
sollte entgegengetreten werden und in dem Begriff Einigungsvertrag zum Ausdruck kommen, 
dass die DDR anders als bei der Währungsunion wesentlich Eigenes einzubringen hatte. Die 
Hauptverantwortlichen für die Vertragsverhandlungen waren auf westlicher Seite 
Bundesinnenminister Wolfgang Schäuble und für die DDR der Parlamentarische 
Staatssekretär beim Ministerpräsidenten Günther Krause, der die DDR-Seite bereits bei den 
Verhandlungen zum Ersten Staatsvertrag vertreten hatte und gleichzeitig CDU-
Fraktionsvorsitzender in der Volkskammer war. 
Das Verhandlungsergebnis musste aber nicht nur mit Krause und de Maizière abgestimmt 
werden, sondern es brauchte auch jeweils Zweidrittelmehrheiten in der Volkskammer, im 
Bundestag und im Bundesrat. Daher kam es für Schäuble auch darauf an, die Vertreter der 
westlichen Bundesländer erfolgreich in die Verhandlungen einzubinden, zumal im Bundesrat 
die SPD-geführten Länder unterdessen eine Mehrheit besaßen. Länderinteressen waren u.a. 
bei finanziellen Regelungen und bei der künftigen Stimmenverteilung im gesamtdeutschen 
Bundesrat, bei der Aushandlung eines Wahlgesetzes für die ersten Bundestagswahlen nach 
der Vereinigung und in der Hauptstadtfrage zu berücksichtigen. Weitere wichtige 
Verhandlungsgegenstände betrafen die verfassungsrechtliche Form der Vereinigung, die 
partielle Fortgeltung von DDR-Recht, die Klärung von Eigentumsfragen bzw. 
Rückerstattungsansprüchen, die Reorganisation von Verwaltung und Bildungseinrichtungen 
auf DDR-Gebiet sowie den Umgang mit der Stasi-Erblast. 
 
Abschiede nach vier Jahrzehnten getrennter Vergangenheit 
 
Als letzter Tag in der DDR-Geschichte war der 2. Oktober ein von ganz unterschiedlichen 
Emotionen geprägter Tag der Abschiede, nicht erst bei der Ostberliner Abendveranstaltung 
im Konzerthaus am Gendarmenmarkt, sondern bereits am frühen Nachmittag, als der 
Berliner Senat die drei westlichen Stadtkommandanten in der Philharmonie feierlich 
verabschiedete. Ihre besondere Funktion als Träger der obersten Gewalt in der Westhälfte 
der Stadt ging nun zu Ende. Laut Duisberg ließen sie deutlich erkennen, dass ihnen der 
Rückzug aus diesen für hohe Militärs sowohl einträglichen als auch seit langem recht 
ruhigen Schutzmächte-Posten nicht leichtfiel. „Ich meinte auch bei den Berlinern einen 
Hauch von Wehmut zu spüren, da für sie ebenfalls eine Zeit zu Ende ging, in der West-Berlin 
als von Bonn alimentiertes, sonst aber quasi-autonomes Gebilde zuletzt ganz gut gelebt 
hatte.“  
Bundeskanzler Helmut Kohl betonte in einer Fernsehansprache nicht zuletzt die wichtige 
Rolle der westlichen Verbündeten im Rahmen des Einigungsprozesses, außerdem die von 
Gorbatschow dafür geschaffenen Voraussetzungen und den entscheidenden Anteil der 
demokratischen Protestbewegung gegen das SED-Regime im Zuge der friedlichen 
Revolution. Zu den innergesellschaftlichen Perspektiven im vereinten Deutschland äußerte 
er die Erwartung, dass die bevorstehende schwierige Wegstrecke erfolgreich bestanden 
würde, wenn Zusammenhalt und Opferbereitschaft zum Tragen kämen. Nie sei man auf die 
Wiedervereinigung wirtschaftlich besser vorbereitet gewesen als eben zu diesem Zeitpunkt. 
Dazu kämen Fleiß und Leistungsbereitschaft der Ostdeutschen. „Durch unsere 
gemeinsamen Anstrengungen, durch die Politik der Sozialen Marktwirtschaft werden schon 
in wenigen Jahren aus Brandenburg, aus Mecklenburg-Vorpommern, aus Sachsen, aus 
Sachsen-Anhalt und aus Thüringen blühende Landschaften geworden sein.“ Von besonderer 
Bedeutung sei die Entwicklung wechselseitigen Verständnisses von West- und 
Ostdeutschen füreinander und die Überwindung eines Denkens, das Deutschland in „hüben“ 
und „drüben“ weiterhin aufteile.  
Im Konzerthaus am Gendarmenmarkt gab es am Abend außer der Aufführung von 
Beethovens 9. Symphonie unter Kurt Masur eine Ansprache des scheidenden 
Ministerpräsidenten Lothar de Maizière, in der er den Rückblick auf 40 Jahre DDR-
Geschichte mit dem Ausblick auf das geeinte Deutschland verband. Mauer, Stacheldraht und 
Staatssicherheit hätten den Sozialismus zum Knüppel verkommen lassen, zitierte er Václav 
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Havel. Ausführlich würdigte de Maizière unter dem Beifall des Auditoriums die Akteure der 
friedlichen Revolution des Herbstes 1989. In der Zukunft habe man es mit den hoffnungsvoll 
veränderten Bedingungen von Freiheit, Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und sozialer 
Gerechtigkeit zu tun, die höher einzuschätzen seien als die materiellen Vorteile, die nach 
vielen Entbehrungen verständlicherweise so leicht in den Vordergrund rückten. Das in 
hohem Ansehen stehende Grundgesetz habe als Grundprinzip die verantwortete Freiheit. 
„Die Freiheit ist der beste Förderer unserer individuellen Fähigkeiten; sie gehört zugleich zu 
den größten Prüfungen des menschlichen Charakters. Sie für sich und zugleich auch im 
Sinne des Gemeinwohls zu verwirklichen, ist eine faszinierende Aufgabe für uns alle. Nicht 
was wir gestern waren, sondern was wir morgen gemeinsam sein wollen, vereint uns zum 
Staat. Von morgen an wird es ein geeintes Deutschland geben. Wir haben lange darauf 
gewartet, wir werden es gemeinsam prägen, und wir freuen uns darauf.“ 
 
Vereinigung nach Mitternacht 
 
Am späten Abend des 2. Oktober versammelte sich eine unübersehbare Menschenmenge 
auf dem Platz der Republik vor dem Reichstagsgebäude, um den Vereinigungszeitpunkt dort 
mit zu begehen. Zu einem im Vorfeld diskutierten landesweiten Kirchenglockengeläut 
anlässlich der deutschen Einheit kam es wegen Widerständen in der Evangelischen Kirche 
nicht; doch wurde am 3. Oktober um 0:00 Uhr parallel zum Hissen der Bundesflagge das 
Läuten der von amerikanischen Bürgern 1950 gestifteten Freiheitsglocke vom Schöneberger 
Rathaus her übertragen, bevor Bundespräsident Richard von Weizsäcker vor den 
Mikrofonen verkündete: 
„Die Einheit Deutschlands ist vollendet. Wir sind uns unserer Verantwortung vor Gott und 
den Menschen bewusst. Wir wollen in einem vereinten Europa dem Frieden der Welt 
dienen.“  Anschließend wurde die deutsche Nationalhymne von einem Bläserchor 
angestimmt, zudem gab es ein Feuerwerk. 
 
Aufbruch in ein neues Deutschland 
 
Kirchlich wurde der Tag der Wiedervereinigung am Vormittag mit einem zentralen 
ökumenischen Gottesdienst in der St.-Marien-Kirche begangen, die als älteste noch genutzte 
Predigtkirche im historischen Stadtkern Berlins liegt. Karl Lehmann als Vorsitzender der 
Deutschen Bischofskonferenz sprach einerseits von den Chancen und noch gar nicht 
absehbaren neuen Möglichkeiten der Einheit, wies aber auch auf Probleme hin: „Viele sind 
ratlos und können sich nicht zurechtfinden. Was recht und schlecht funktionierte, aber so 
immerhin vertraut war, gibt es nicht mehr, und das verheißungsvolle Neue ist oft noch nicht 
überzeugend da. Viele Menschen wurden in Lernprozesse hineingeworfen, die ihnen keine 
Zeit lassen. Arbeitslosigkeit bedroht viele. Es ist schwer, mit einem auslaufenden Staat zu 
leben. […] Das Gewicht einer wohlhabenden und erfolgreichen Bundesrepublik kann (so) auf 
dem anderen, der sich immer wieder in die Vorschulklasse zurückgesetzt empfinden muss, 
schwer lasten. Die noch so gut gemeinte Hilfe des Besitzenden kann für den, der darauf 
angewiesen ist, zur Zumutung werden.“ 
Wiederum in der Berliner Philharmonie hatte Bundespräsident Richard von Weizsäcker für 
den 3. Oktober 1990 einen Staatsakt angesetzt, bei dem außer ihm selbst auch die als 
letztes Staatsoberhaupt der DDR fungierende bisherige Präsidentin der DDR-Volkskammer 
Sabine Bergmann-Pohl, die Bundestagspräsidentin Rita Süssmuth sowie Walter Momper als 
Regierender Bürgermeister von Berlin Reden hielten. Von Weizsäcker betonte in seiner 
Ansprache wie de Maizière am Vorabend, dass die Vereinigung Deutschlands als Teil eines 
gesamteuropäischen geschichtlichen Prozesses aufzufassen sei, der eine neue 
Friedensordnung für den Kontinent zum Ziel habe. Diesem Ziel wollten die Deutschen 
dienen, ihm sei ihre Einheit gewidmet. „Wir haben jetzt einen Staat, den wir selbst nicht mehr 
als provisorisch ansehen und dessen Identität und Integrität von unseren Nachbarn nicht 
mehr bestritten wird. Am heutigen Tag findet die vereinte deutsche Nation ihren anerkannten 
Platz in Europa.“ 
Für den erst begonnenen Prozess der inneren Einigung forderte der Bundespräsident vor 
allem wechselseitige Achtung. Es seien die Systeme, die im Großen unterschiedlichen Erfolg 
bewirkten, nicht die Menschen. Jedes Leben habe seinen Sinn und seine eigene Würde. 
„Kein Lebensabschnitt ist umsonst, zumal nicht einer in der Not.“ Die Deutschen in der DDR 
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seien nun einem Prozess der Umstellung ausgesetzt, der „oft übermenschliche 
Anforderungen“ mit sich bringe. Auch unter denen, die den Untergang des SED-Regimes 
und die gewonnene Freiheit begrüßten, gebe es Menschen, die daran verzagten, „fast alle 
Elemente des eigenen Lebens von heute auf morgen durch etwas Neues, Unbekanntes 
ersetzen zu sollen“. 
Auch im Hinblick auf die Stasi-Erblast wandte sich von Weizsäcker gegen ein bloßes 
Abschütteln der Vergangenheit. Über sie einen Mantel des Vergessens zu breiten, 
bezeichnete er als menschlich unzumutbar und rechtsstaatlich unerträglich. „Recht und 
Gesetz nehmen ihren Lauf. Bei der Behandlung der Akten darf der erforderliche Datenschutz 
nicht zum Täterschutz werden. Dabei wird aber niemand die Zweifelhaftigkeit der 
Aufklärungsmittel verkennen. In einem System, das ohne Lügen nicht auskommt, können 
auch Akten lügen.“ Darüber hinaus aber gebe es eine politisch-ethische Verantwortlichkeit 
ohne Ahndungsmöglichkeit: „Schuld reicht weiter als Strafbarkeit.“ Ziel aber sei eine 
Gerechtigkeit, der es nicht um Vergeltung gehe, sondern um Aussöhnung und inneren 
Frieden. 
Gegen die „in der Marketingsprache zeitgemäßer politischer Kommunikation“ verbreitete 
Vorstellung, dass im Zuge des Einigungsprozesses niemandem etwas genommen werden 
solle und dass es nur auf die Verteilung von Zuwächsen ankomme, gab der Bundespräsident 
zu bedenken, dass damit das nötige Teilen nur in die Zukunft verschoben würde, für manche 
außerhalb der eigenen Lebenserwartung. Es führe aber kein Weg an der Erkenntnis vorbei: 
„Sich zu vereinen, heißt teilen lernen. Mit hochrentierlichen Anleihen allein wird sich die 
deutsche Einheit nicht finanzieren lassen.“ 
Am Ende seiner Ansprache gab von Weizsäcker der Überzeugung Ausdruck, dass das 
menschliche Gelingen der Einheit nicht entscheidend von Regierungsverträgen, Verfassung 
oder Gesetzgebung abhänge, sondern von der Bereitschaft zur zwischenmenschlichen 
Offenheit und Zuwendung. Es sei im Sinne Ernest Renans das „Plebiszit eines jeden Tages“, 
aus dem sich „der Charakter unseres Gemeinwesens“ ergeben werde. „Wir können den 
gewachsenen Verfassungspatriotismus der einen mit der gelebten menschlichen Solidarität 
der anderen Seite zu einem kräftigen Ganzen zusammenführen. Wir wissen, wie viel 
schwerer es andere Völker auf der Erde zurzeit haben. Wir haben den gemeinsamen Willen, 
die großen Aufgaben zu erfüllen, die unsere Nachbarn von uns erwarten. Die Geschichte 
gibt uns die Chance. Wir wollen sie wahrnehmen, mit Zuversicht und mit Vertrauen.“  
Tags darauf tagte erstmals seit 1932 wieder ein gesamtdeutsches Parlament im 
Reichstagsgebäude. Gemäß Einigungsvertrag gehörten dem Bundestag nun auch 144 noch 
von der Volkskammer gewählte Abgeordnete an. Als neue Bundesminister für besondere 
Aufgaben wurden fünf Mitglieder der vormaligen Regierung de Maizière ernannt und 
vereidigt, darunter auch der letzte Ministerpräsident der DDR selbst. 
 

 
         Wahlkampfteam Brigitte Wilz, Marvin Willikens (Bux), Günter Richter, Norbert Barthle, Dr. Folkart Schweizer 
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11.0 Die Neujahrsempfänge 

 
Neujahrsempfang der CDU-Murrhardt mit EU-Kommissar Günther Oettinger am …Januar 
2014 
Günther Oettinger war vorher schon zweimal Gastredner beim Neujahrsempfang der 
Murrhardter CDU. Zum ersten Mal als angehender Fraktionsvorsitzender der CDU im 
Landtag, zum zweiten Mal als designierter Ministerpräsident unseres Landes und nun als 
EU-Kommissar für Energie bei der EU. Seine frei gehaltene Rede in der sehr gut besetzten 
Murrhardter Festhalle führte zunächst zu Europa. Er erinnerte an die vielen Kriege, die in 
Europa geführt wurden. Vor 100 Jahren „stolperte“ Europa in den Ersten Weltkrieg. Der 
Friede in Europa währt nun 70 Jahre und er muss „gelebt“ werden.  
Was bedeute schon eine Euro-Krise im Vergleich zu den vielen Opfern der früher in Europa 
geführten Kriege. Europa bildet den Rahmen für ein friedliches Zusammenleben seiner 
Völker. Aus diesem Grunde sei der Beitritt Kroatiens und die Beitrittsabsicht Serbiens ein 
weiterer Schritt in Richtung dauerhafter Frieden in Europa. Zur augenblicklichen politischen 
Diskussion um die „Armutszuwanderung“ bemerkte Oettinger, dass auch die Deutschen, 
insbesondere auch aus unserem Land, mit Schiffen die Donau hinab ausgewandert sind, 
über Ungarn bis zum Schwarzen Meer. Auch ihr Beweggrund war Armut und Aussicht auf 
eine bessere Zukunft. Sozialmissbrauch muss nach den geltenden Gesetzen verhindert 
werden, Deutschland müsse aber offen für Menschen bleiben, die hier arbeiten und leben 
wollen. 
Man müsse sich auch darüber im Klaren sein, dass Deutschland für Tschechen, Polen oder 
Ungarn gar nicht so attraktiv sei. Die Sprache, aber auch die Menschen bereiten 
Schwierigkeiten. Deutschlands Wirtschaft befindet sich auf einem Höhepunkt. Es komme 
darauf an, diesen Stand zu halten. „Aufsteigen ist das eine, oben bleiben ist das andere“, so 
Oettingers mahnende Feststellung. Europaweit betrachtet: Europa macht etwa 7 Prozent der 
Weltbevölkerung aus, erwirtschaftet 25 Prozent des globalen Bruttosozialproduktes und 
finanziert 50 Prozent der weltweiten Sozialkosten. Daraus ist zu erklären, welche 
Anstrengungen nötig sind, diesen Stand zu halten. Anschließend sprach Kommissar Günther 
Oettinger über die Energiepolitik. Die Hälfte des in der Bundesrepublik erzeugten Stroms 
geht in die Industrie. Hauptabnehmer sind z. B. der Chemiebereich und der öffentliche Bus- 
und Bahnverkehr. Er gehe davon aus, dass Öl noch jahrelang der wichtigste Energieträger 
bleibt. Deshalb sei es notwendig, dass sich Deutschland mit seinem Potenzial an Wissen 
und Technik auch andere Verfahren der Energiegewinnung erschließe, wie z. B. die 
Gewinnung von Schiefergas durch „Fracking“. 
Wenn das Speicherproblem gelöst werde, könnten auch alternative Energien entscheidend 
zur Versorgung beitragen. Bisher gibt es nur die Möglichkeit über Wasserkraftwerk und 
Pumpspeicherung. Dies funktioniert aber nicht im Flachland. In jedem Fall benötige man 
leistungsfähige Kohlekraftwerke, um den Strombedarf zu sichern. Ein wesentlicher 
Standortfaktor für die stromintensive Industrie ist der Strompreis. In ähnlichem Sinne äußerte 
sich auch der der Vorsitzende der Murrhardter CDU, Ulrich Burr: „Energiepolitik ist eines der 
Hauptthemen für jeden von uns und für die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft.“ 
Dies gelte nicht nur für die Themen dezentrale, regenerative Erzeugung und Energiepreise, 
sondern noch größere Bedeutung haben die Versorgungssicherheit und der Ausbau der 
Übertragungs- und Verteilnetze in unserem Land. 
Zu Beginn der Veranstaltung hatte sich Burr an die Anwesenden gewandt und Ludwig 
Erhard mit dem Satz zitiert: „Der Staat kann nichts tun, kann nichts leisten, was nicht aus der 
Kraft seiner Bürger fließt.“ Er stellte klar, dass dies Leitlinie der Politik auf allen Ebenen sein 
müsse, wenn wir Arbeit und Wohlstand, soziale Absicherung und Entwicklungsmöglichkeiten 
für alle Menschen aller Nationen in unserem Land auch in Zukunft sichern wollen. Burr 
begrüßte die Anwesenden und wünschte ihnen und ihren Familien alles Gute für das neue 
Jahr, vor allem viel Gesundheit und Zuversicht. Er begrüßte sehr herzlich den Festredner 
des Neujahrsempfangs, den EU-Kommissar für Energie, Herrn Günther Oettinger und die 
übrigen prominenten Gäste: den langjährigen Landtagsabgeordneten und Präsidenten des 
Landtags von Baden-Württemberg, Herrn Erich Schneider, die erfolgreiche Vertreterin 
unserer Stadt und unseres Landkreises im Parlament in Stuttgart, Frau Rosely Schweizer mit 
Ihrem Gatten Dr. Folkart Schweizer, die Herren Bürgermeister Christoph Jäger aus 
Großerlach und Thomas Bernlöhr aus Welzheim sowie Frau Bürgermeisterin Rosalinde 
Kottmann aus Gschwend. 
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MdB Norbert Barthle erinnerte in seinem Grußwort an die für die CDU und seine Person sehr 
erfolgreiche Bundestagswahl. Er sieht eine positive Entwicklung des Euro, auch dank einer 
effektiven und soliden Finanzpolitik. Bürgermeister Armin Mößner begrüße die Gäste 
ebenfalls und wies darauf hin, dass unser heutiges Europa eine wichtige Basis für den 
Frieden ist. Murrhardt arbeitet daran mit 3 Partnerstädten seit 1966 mit. Er zählte alle 
laufenden Vorhaben in der Stadt auf: Es geschieht etwas in Murrhardt, auch wenn die Stadt 
finanziell nach wie vor nicht gerade auf Rosen gebettet sei, obwohl von 2011 bis 2013 1,3 
Millionen Euro Schulden getilgt werden konnten. „Aber Reichtum bemisst sich nicht nur am 
Kontostand, sondern insbesondere an dem, was an öffentlicher Infrastruktur vorhanden ist, 
und da brauchen wir uns als Kleinstadt absolut nicht zu verstecken. Würden wir nicht 
investieren, wären wir zwar irgendwann schuldenfrei, verspielten aber auch gewaltig unsere 
Zukunft“, machte Mößner deutlich. 
Andreas Winkle, Fraktionsvorsitzender der CDU-FWV-Fraktion im Murrhardter Gemeinderat, 
hob die Bedeutung der Anbindung ans Breitbandinternet für die schnelle 
Informationsübertragung hervor. Sie spiele wie die Energieversorgung ebenfalls eine 
wesentliche Rolle für die wirtschaftliche Entwicklung, insbesondere im ländlichen Raum. Er 
richtete seinen Dank an die Anwesenden für ihren Besuch und an die Musikschüler des 
Jugendensembles „arSono“ der Riebesamstiftung unter der Leitung von Frau Julia Gottlieb-
Vielhaber, welche die Besucher des Neujahrsempfangs mit Musikstücken für Trompeten 
erfreuten. 
 
 
„Ohne Humor ist Politik nicht zu ertragen“ 
 
CDU-Stadtverband feierte 25 Jahre Neujahrsempfang – Landtagspräsident Guido Wolf 
widmete seinen Beitrag dem Thema Zukunft 
 
Im Zentrum des Schwäbischen Waldes fühlt sich ein Wolf besonders wohl. Das behauptete 
er zumindest selbst: Am 12. Januar 2015 hielt Landtagspräsident Guido Wolf beim 25. 
Neujahrsempfang der CDU Murrhardt einen Festvortrag mit dem Thema: „Zukunft: möglich 
machen.“ Er gab sich kämpferisch und optimistisch. Er hat den Ministerpräsidenten-Posten 
vor Augen: Guido Wolf gab sich mit seinem Redebeitrag in der Festhalle kämpferisch und 
zugleich sehr zuversichtlich. 
Wie bei so manchen Neujahrsempfängen in diesen Tagen gedachten auch die zahlreichen 
Gäste beim Neujahrsempfang des CDU-Stadtverbandes in der Festhalle an die Opfer des 
Attentats von Paris. Der Vorsitzende des CDU-Stadtverbands, Ulrich Burr, begrüßte 
anschließend die Zuhörer zur mittlerweile traditionellen Veranstaltung. Schließlich gab es 
heuer ein Jubiläum zu feiern: 25 Jahre Neujahrsempfang. Besondere Grußworte galten 
hierbei Erich Schneider, der 1990 der erste Redner der Veranstaltung war und auch nach 25 
Jahren im Publikum nicht fehlte. Mit Wohlwollen registrierte Burr die gut besetzten Reihen: 
„Ihr zahlreiches Erscheinen ist Beleg dafür, welche Bedeutung dieser Empfang hat.“ Denkt 
man zurück, hat der Empfang klein angefangen, nämlich im Wohnzimmer der Initiatoren 
Rosely und Dr. Folkart Schweizer. Danach wurde die Neujahrsveranstaltung im Heinrich-
von-Zügel-Saal organisiert. Da immer mehr Besucher kamen, findet der Neujahrsempfang 
seit einigen Jahren in der stets gut besetzten Festhalle statt. Mit Artikeln der Murrhardter 
Zeitung wurden Neujahrsempfänge der vergangenen 25 Jahre auf Schautafeln präsentiert 
und somit nochmals in Erinnerung gerufen. 
Die aktuellen Redner, unter ihnen der Bundestagsabgeordnete Norbert Barthle und der 
Landtagsabgeordnete Wilfried Klenk sowie Murrhardts Bürgermeister Armin Mößner blickten 
jedoch nicht nur zurück, sondern auch in die Zukunft. Friede, Toleranz und Menschlichkeit, 
so die Wünsche des Bürgermeisters. Barthle nahm unter anderem Bezug auf die aktuelle 
Situation: „Die innere Sicherheit wird uns massiv beschäftigen.“ Wilfried Klenk äußerte sich 
zur Stärkung der Bildungspolitik und zur Veränderung in der Verkehrspolitik. Zudem müsse 
die Sicherheit im Kleinen beginnen. „Gerade im Rems-Murr-Kreis ist die Zahl der Einbrüche 
drastisch gestiegen“, so Klenk und fügte hinzu: „Ich schäme mich, wenn ich die Fornsbacher 
Straße entlang am Polizeiposten Murrhardt vorbeifahre und sehe, in welch einer 
erbärmlichen Unterkunft unsere Beamten arbeiten müssen.“ 
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Mit Optimismus und Humor ins neue Jahr, so lautete Guido Wolfs Devise. „Ohne Humor ist 
die Politik nicht zu ertragen.“ Mit Kampfgeist im Blick auf die Landtagswahl 2016 kündigte 
Wolf an: „Wir wollen dem Land 2016 eine besser geführte Landesregierung geben.“ 
In den vergangenen Wochen habe er speziell auf Überschriften in Zeitungen und 
Zeitschriften geachtet. Häufig sei gegen Ende des Jahres von Glückshoroskopen und von 
guten Vorsätzen die Rede. Er erinnerte sich an eine Begegnung mit einer Frau, der er zum 
90. Geburtstag gratulierte: Wolf wünschte Glück und Gesundheit. Worauf die Frau 
antwortete, dass Glück das wichtigste sei. Guido Wolf wollte wissen warum und bekam zur 
Antwort: „Denken Sie nur an den Untergang der Titanic – gesund waren da alle...“ 
Der Landtagspräsident stellte das Thema Zukunftsprojekte in den Mittelpunkt und zeigte sich 
zuversichtlich. Die Bildung stehe über allem und die Bildungsfrage werde bevorzugt 
diskutiert: „Wir müssen mehr über die Qualität als über die Struktur sprechen.“ Der 
Akademisierung müsse man entgegentreten. „Wir dürfen nicht nur an diejenigen denken, die 
es in der Birne haben, sondern auch an die, die handwerklich geschickt sind.“ 
Auch die digitale Revolution bewegt Guido Wolf. Er denkt da an Kaffeemaschinen, die 
eigenständig ein Signal geben, wenn der Wartungsdienst kommen muss, oder die sich selbst 
entkalken. Ebenso unterstrich er die gelebte Solidarität, die Kanzlerin Angela Merkel in ihrer 
Neujahrsansprache hervorhob. Wolf sagte abschließend: „Wir müssen alle an einem Strang 
ziehen“ und erhielt langanhaltenden Beifall von den Zuhörern. 
Einen besonderen Applaus bekamen auch Rosely und Dr. Folkart Schweizer. Sie werden in 
diesem Jahr nicht nur beide ihren 75. Geburtstag, sondern auch ihre goldene Hochzeit 
feiern. Die Eheleute wurden im Rahmen der Veranstaltung mit der Ehrenurkunde und CDU-
Ehrennadel für ihr Engagement für die CDU ausgezeichnet. 
Stadtrat Georg Devrikis hielt das Schlusswort und sicherte Guido Wolf die Unterstützung der 
Murrhardter CDU zu. Und wie sagte es Rosely Schweizer so schön: „All diejenigen, die den 
Ministerpräsidenten-Posten im Auge hatten und in Murrhardt zum Neujahrsempfang zu Gast 
waren, sind am Ende auch Ministerpräsident geworden.“ Fazit: Die Chancen stehen also gut, 
für die Zukunft des Guido Wolf. 
 
Neujahrsempfang der CDU Murrhardt  
Seit mehr als 25 Jahren startet das öffentliche und kommunalpolitische Leben in Murrhardt 
am 2. Sonntag, dieses Jahr am 10. Januar, mit dem Neujahrsempfang der CDU. 
Die Festhalle in Murrhardt war beim Neujahrsempfang 2016 wieder sehr gut besucht und 
MdL Wilfried Klenk hielt eine vielbeachtete Rede. Bild: Klaus Lang 
Regelmäßig treffen sich dabei zahlreiche Bürgerinnen und Bürger, die am öffentliche Leben 
in Murrhardt und der Region interessiert sind, zum Meinungsaustausch und zum Gespräch. 
In diesem Jahr hat Landtagspräsident Wilfried Klenk MdL die Neujahrsansprache halten und 
dabei die Bedeutung der Landtagswahl am 13.3.2016 besonders hervorgehoben. Bei seiner 
Ansprache und in den Grußworten von Vorsitzenden Georg Devrikis, Staatssekretär Norbert 
Barthle MdB und Bürgermeister Armin Mößner kamen auch die aktuellen Themen nicht zu 
kurz. Es wurde deutlich, dass nur mit einer Regierung unter Führung der CDU dem Land 
Baden-Württemberg wieder der Platz eingeräumt werden kann, der ihm Vergleich der 
Bundesländer zusteht: an der Spitze!  
Rosely und Dr. Folkart Schweizer riefen den Neujahrsempfang 1990 ins Leben, der sich 
schnell etablierte. Regelmäßig waren kompetente und versierte Redner dabei, so der leider 
kürzlich verstorbene ehemalige Finanz- und Kultusminister Gerhard Mayer-Vorfelder, der 
heutige EU-Kommissar Günther Oettinger oder der langjährige Landtagspräsident Erich 
Schneider, viele Jahre erfolgreicher Abgeordneter für den Wahlkreis Backnang in Stuttgart. 
Der große Saal der Festhalle in Murrhardt war auch 2016 wieder gut gefüllt und beim 
Stehempfang, den Peter Noller vom Landhaus Noller in Marhördt ausgerichtet hat, kam es 
zu zahlreichen Begegnungen und guten Gesprächen. Wer Interesse hat, sollte sich schon 
jetzt den 8. Januar 2017 vormerken. 
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25 Jahre Neujahrsempfang – Redner und Themen: 
 
1990: Erich Schneider, Landtagspräsident: „Zentralafrika und Demokratie“ 
1991: Erich Schneider, Landtagspräsident: „Wiedervereinigung und Osteuropa“ 
1992: Rosely Schweizer, Landtagskandidatin: „Asylbewerber und Wirtschaft“ 
1993: Rosely Schweizer, MdL: „Wirtschaft und die Vision von Europa“ 
1994: Siegbert Alber, MdEP: „Europa und Zukunft“ 
1995: Günther H. Oettinger, MdL Fraktionsvorsitzender: „Volkspartei und Stabilität“ 
1996: Rosely Schweizer, MdL: „Investition und Wettbewerb“ 
1997: Dr. Dieter Schulte, MdB: „Bundespolitik im Rückblick“ 
1998:Norbert Barthle, Bundestagkandidat: „Mut zur Zukunft“ 
1999: Rainer Wieland, MdEP: „Europa und die Rolle Deutschlands“ 
2000: Gerhard Mayer-Vorfelder, MdL, ehem. Finanzminister: „Sport, Kommerz und Politik“ 
2001: Wilfried Klenk, Landtagskandidat: „Baden-Württemberg und Europa“ 
2002: Norbert Barthle, MdB: „Sicherheitspolitik in Deutschland“ 
2003: Dr. Udo Andriof, Regierungspräsident: „Geschichte und Bedeutung der Regierungspräsidien“ 
2004: Norbert Barthle, MdB: „Europa und die Schuldenfalle“ 
2005: Günther H. Oettinger, Ministerpräsident: „Das Land und die Kommunen“ 
2006: Johannes Fuchs, Landrat: „Die wirtschaftliche Situation im Rems-Murr-Kreis“ 
2007: Erwin Staudt, Präsident des VfB: „Globalisierung und regionale Identität“ 
2008: Gerhard Stratthaus, Finanzminister:„ Das Jahr der Entscheidung, Erreichtes nicht verspielen“ 

2009: Norbert Barthle, MdB: „Marktwirtschaft und Bundeshaushalt“ 
2010: Dr. Peter Frankenberg, Wissenschaftsminister: „Mit Innovation und Bildung Zukunft gestalten“  

2011: Wilfried Klenk, MdL: „Ist Baden-Württemberg noch zukunftsfähig?“ 
2012: Peter Hauk, MdL, Fraktionsvorsitzender : „Die Zukunftsfähigkeit der Union“ 
2013: Norbert Barthle, MdB: „Der Bund und die Kommunen“ 
2014: Günther H. Oettinger, EU-Energie-Kommissar: „Europa und Energie“ 
2015: Guido Wolf, Landtagspräsident: „Zukunft: möglich machen.“ 
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Anhang: 
Die Freunde der Aufbaujahre 
 
Kurzvita Paul Collmer:  
 
Paul Collmer (* 2. März 1907 in Stuttgart; † 18. April 1979 ebenda) war ein evangelischer 
Verleger. Als enger Freund von Eugen Gerstenmaier und Hans Schönfeld war er während 
des Dritten Reiches Verbindungsmann zwischen evangelischen Kirchenkreisen in Stuttgart, 
dem Ökumenischen Rat in Genf, niederländischen Widerstandskreisen und dem Kreisauer 
Kreis. Er war Vorsitzender des diakonischen Werkes in Württemberg. 
Paul Collmer war seit früher Jugend Mitglied im CVJM, wo er 1920 Eugen Gerstenmaier 
kennenlernte. Er studierte in Tübingen Sozialwissenschaft, Nationalökonomie und 
Fürsorgewesen und leitete das Studentenwerk. 1933 musste er Tübingen wegen seiner 
Differenzen mit der nationalsozialistischen Studentengruppe verlassen. Er ging nach 
Frankfurt am Main, um dort sein Studium abschließen zu können. 
1940 arbeitete Collmer als deutscher Berater im Ministerium für soziale Angelegenheiten der 
besetzten Niederlande. Gleichzeitig knüpfte er Kontakte zum niederländischen Widerstand. 
Nach seiner Rückkehr bildete er zusammen mit Hans Plappert und Wilhelm Hoffmann einen 
Stuttgarter Kreis im Umfeld der evangelischen Landeskirche, der sich mit Fragen eines 
Neuaufbaus Deutschlands nach Überwindung des Nationalsozialismus befasste und mit dem 
Kreisauer Kreis über Eugen Gerstenmaier und Adam von Trott zu Stolz enge Verbindungen 
hatte.  
Im Winter 1941 verfasste dieser Stuttgarter Kreis zusammen mit Gerstenmaier, Trott und 
Schönfeld, Direktor des Ökumenischen Rates in Genf, ein Memorandum an die Alliierten, um 
Unterstützung für den deutschen Widerstand zu erhalten. Dieses Memorandum, das 
Überlegungen hinsichtlich eines Friedensvertrages nach einem Staatsstreich und der 
Gründung einer europäischen Föderation enthielt, wurde über Genf an den britischen und 
amerikanischen Außenminister geleitet. Inwieweit die Adressaten erreicht wurden, bleibt 
unklar. Im Mai 1942 hatte Hans Schönfeld zusammen mit Dietrich Bonhoeffer ein Treffen in 
Stockholm mit dem englischen Bischof Bell von Chichester. Diese Gelegenheit wurde 
genutzt, um ein weiteres Memorandum ähnlichen Inhalts zu übergeben, welches danach die 
britische Regierung erreichte. Diese zeigte sich zwar interessiert, jedoch nicht hilfsbereit. 
Wegen Unterstützung von Juden und politisch Verfolgten auf der Flucht in Stuttgart wurde 
Collmer 1943 von der Gestapo verhaftet. Seine Verbindungen zum Kreisauer Kreis blieben 
unentdeckt. Dennoch wurde er ins Konzentrationslager Dachau gebracht. Er überlebte 
Konzentrationslager, Strafbataillon und russische Internierung und kehrte 1946 nach 
Stuttgart zurück. 
1946 wurde Collmer von Gerstenmaier zum Hauptgeschäftsführer des neu gegründeten 
evangelischen Hilfswerks berufen. Ein Jahr danach wurde er Leiter des evangelischen 
Verlagswerkes und später Verleger der Wochenzeitung „Christ und Welt“, die er zusammen 
mit Klaus Mehnert, dem ersten Chefredakteur, gründete. Collmer wurde 1949 in den ersten 
Vorstand des u.a. von Fabian von Schlabrendorff gestifteten Hilfswerkes 20. Juli 1944 (der 
späteren Stiftung 20. Juli 1944) gewählt. In der Folgezeit übernahm Collmer Aufgaben im 
Rahmen des Auf- und Ausbaus der Diakonie, wie beispielsweise die Geschäftsführung der 
Heimstiftung sowie ab 1970 den Vorsitz des Diakonischen Werkes in Württemberg. 
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Kurzvita Dr. h.c. Rudolf Hartmann 
Dr. Rudolf Hartmann gilt als einer der einflussreichsten Bankmanager des 20. Jahrhunderts 
in Deutschland und im genossenschaftlichen Bankwesen. Er war enger Mitarbeiter und 
Freund von Andreas Hermes, einem der fähigsten Deutschen Wirtschaftslenker. Hartmann 
wurde am 13.9.1893 in Bad Cannstatt geboren, absolvierte das Gymnasium in Stuttgart und 
trat 1911 als Einjähriger Freiwilliger in Ulm in die Reichswehr, Grenadier-Regiment „König 
Karl“ (5. Württembergisches) Nr. 123 ein. Er erhielt seine Ausbildung bei der Dresdner Bank 
in Ulm von 1912 bis 1914. Hartmann war im Ersten Weltkrieg Frontoffizier. Anschließend 
arbeitete er ab 1923 in Heilbronn fünf Jahre als Filialdirektor und erlebte die chaotischen 
Zeiten der Inflation als Bankfachmann. 1928 übernahm er die Leitung der 
Mecklenburgischen landwirtschaftlichen Hauptgenossenschaft in Schwerin und Rostock und 
führte diese durch die Zeiten der Weltwirtschaftskrise 1929. 
Nach der Bankenkrise 1931 wurde er 1932 ins Direktorium der Deutschen 
Zentralgenossenschaftskasse nach Berlin berufen, wo er bis 1938 tätig war. Dort setzte er 
die NS-Bankenreform um. Hartmann galt als Vertrauter des Reichsbankdirektors und 
Wirtschaftsministers Hjalmar Schacht, den er schon früh im genossenschaftlichen 
Bankenwesen kennen gelernt hatte. Von 1938 bis 1945 war er Vorstandsvorsitzender der 
Württembergischen Bank in Stuttgart. In dieser Zeit wurden jüdische Betriebe verstaatlicht, 
Rüstungsbetriebe gefördert. Hartmann war überzeugter Genossenschaftsbanker, aber kein 
politischer Geist, so wurde er aus politischen Gründen von seinen Ämtern abgelöst. 
Daraufhin zog Hartmann mit seiner Frau nach Murrhardt. Er ließ sich in die Wehrmacht 
einberufen, um den politischen Schwierigkeiten auszuweichen, und war dort insbesondere 
als Oberstleutnant für das Transportwesen im Stab von General d. Inf. Carl-Heinrich von 
Stülpnagel in Paris tätig. In der Zeit der NS-Diktatur gehörte er nicht zu den politisch 
überzeugten Leistungsträgern und hatte Kontakte zum NS-Widerstand, speziell zu Oberst 
Eberhard Finckh und Oberstleutnant Caesar von Hofacker. Hartmann spielte bei der Rettung 
von Paris eine wesentliche Rolle, da er zu den Offizieren gehörte, die Hitlers Trümmerbefehl 
absichtlich nicht umsetzten. 
Aus dieser Zeit berichtet ein interessantes Dokument, ein Brief, den er am 16. August 1945 
von Murrhardt aus an den untergetauchten General Hans Speidel schrieb, der diesen Brief in 
französischer Gefangenschaft erhielt. Darin werden seine Ablehnung der NS-Ideologie und 
seine Kontakte zum Widerstand konkret. Hartmann war nur kurz in französischer 
Gefangenschaft, da ihn ein Sonderkommando der Franzosen in Murrhardt verhaftete. Über 
General Hans Speidel bekam er Kontakt zur Organisation Gehlen. In der Zeit vor der 
Gründung der BRD war er Leiter des Genossenschaftsreferates bei der Verwaltung des 
vereinigten Wirtschaftsgebietes, der Bi-Zone in Frankfurt (Vorläufer des 
Bundeswirtschaftsministeriums), wo er unter anderem eng mit Ludwig Erhard 
zusammenarbeitete. Aufgabe des Wirtschaftsrates war es, Gesetzesinitiativen zu starten, 
über Gesetze zu beraten und diese mit absoluter Mehrheit zu erlassen, außerdem wählte er 
die Direktoren. Alle Entscheidungen standen unter dem Vorbehalt einer Genehmigung durch 
das Bipartite Control Office der Alliierten in Frankfurt. Vom 11. Mai 1949 bis 30. Juni 1964 
war Hartmann Präsident der Deutschen Genossenschaftskasse, vom 30. Juni 1964 bis  3. 
Mai1967 Vorsitzender des Verwaltungsrates. In dieser Funktion trug er bedeutend zum 
Wiederaufbau der BRD bei. Es gibt Anzeichen, dass Hartmann beim Aufbau des BND und 
als Finanzfachmann für die Wiederbewaffnung, sprich Gründung der Bundeswehr aktiv war. 
Seit 1945 wohnte Hartmann recht bescheiden in Murrhardt, zuerst am Waltersberg im 
Kirchrain und anschließend am Hofberg, wo er sich ein Haus baute. Hartmann publizierte 
mehrere bedeutende Schriften zum Finanzwesen und zur Marktwirtschaft. Am 1. Juli 1963 
wurde ihm die Ehrendoktorwürde durch die Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Fakultät  
der Universität Köln verliehen. Er starb am 20 August 1972 in Schwäbisch Hall. 
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Landrat und 1. Kreisvorsitzender 

Karl Limbeck, geboren am 15. November 1894 in Ehrensberg, Kreis Biberach. Nach der 
Schulzeit absolvierte er eine Ausbildung zum Maschinenschlosser. Nach dem Ersten 
Weltkrieg bildete er sich zum Maschinenbauingenieur weiter. 1927 kam er als 
Fahrzeugkonstrukteur zur Firma Kaelble, bei der er bis zum Ende des Zweiten Weltkriegs 
tätig war. Nach Kriegsende übernahm er für ein Jahr die Leitung des Arbeitsamtes 
Backnang. Im Januar 1946 wurde Limbeck in den Gemeinderat der Stadt Backnang gewählt 
und schließlich am 7. Juni 1946 zum Landrat. Wiederwahlen erfolgten 1948 und 1954. Seine 
Verdienste liegen insbesondere im Bau des Kreiskrankenhauses in Backnang, der 
Entwicklung der Infrastruktur, vor allem beim Straßenbau und der Wasserversorgung im 
Altkreis Backnang. Ehrenamtlich war Limbeck in der CDU, Kreisvorsitzender des DRK und 
im Heimat- und Kunstverein Backnang tätig. Er verstarb am 
 
Die ersten Redner: 
Felix Walter (* 19. September 1890 in Ludwigsburg; † 17. Februar 1949 in Stuttgart) war ein 
deutscher Jurist, Verwaltungsbeamter und Politiker (CDU). Walter wurde als Sohn des 
württembergischen Landgerichtsdirektors und Politikers Karl Walter geboren. Nach dem 
Abitur nahm er ein Studium der Rechts- und Staatswissenschaften in Tübingen und Berlin 
auf, das er 1917 mit dem zweiten juristischen Staatsexamen beendete. Während seines 
Studiums wurde er Mitglied der katholischen Studentenverbindung KStV Alamannia 
Tübingen im KV. Anschließend trat er in den juristischen Staatsdienst des Landes 
Württemberg ein. Von 1919 bis 1933 war er im Staatsministerium des freien Volksstaates 
Württemberg tätig. 1929 erhielt er die Beförderung zum Oberregierungsrat. Nach der 
Machtübernahme der Nationalsozialisten wurde er als Landgerichtsrat nach Stuttgart 
zwangsversetzt. Seit 1945 beteiligte er sich als Landesgerichtsdirektor für Justiz am 
Wiederaufbau der Justizverwaltung in Württemberg-Baden. 
Walter trat 1919 in die Zentrumspartei ein und war von 1924 bis 1933 deren Vorsitzender in 
Groß-Stuttgart. 1945 zählte er zu den Gründern der CDU in Nordwürttemberg. Walter war ab 
1946 Mitglied der Verfassunggebenden Landesversammlung und anschließend bis zu 
seinem Tode Abgeordneter im Landtag von Württemberg-Baden, zudem ab 1946 
Ministerialrat im Justizministerium Württemberg-Baden. Er vertrat im Parlament den 
Wahlkreis 5 (Aalen). 1948/49 war er Mitglied des Parlamentarischen Rates, in dem er 
zusammen mit Fritz Eberhard und Theodor Heuss die Bewerbung der Stadt Stuttgart als Sitz 
der Hauptstadt der Bundesrepublik Deutschland unterstützte. 
 
Paul Traugott Bausch (* 27. Mai 1895 in Korntal, † 1. September 1981 ebenda) war ein 
deutscher Politiker (CSVD, später CDU). Bausch war Kriegsteilnehmer im Ersten Weltkrieg 
von 1914 bis 1918. Anschließend absolvierte er die Staatsprüfung für den gehobenen 
Verwaltungsdienst und trat als Beamter in den württembergischen Staatsdienst ein. Er 
arbeitete seit 1932 als Rechnungsrat in Korntal und war von 1933 bis 1945 
Oberrechnungsrat im württembergischen Wirtschaftsministerium. Nach dem Zweiten 
Weltkrieg war er Oberregierungsrat im Land Württemberg. 1951 gründete er gemeinsam mit 
Karl Georg Pfleiderer, Gerhard Lütkens und Joseph-Ernst Fugger von Glött die Deutsche 
Parlamentarische Gesellschaft. 
Bausch war 1924 Mitbegründer des protestantisch-konservativen „Christlichen 
Volksdienstes“, der 1929 im Christlich-Sozialen Volksdienst aufging. 1945 gehörte Bausch 
zu den Mitbegründern der CDU in Württemberg-Baden und wurde Mitglied des dortigen 
CDU-Landesvorstandes. Er gehörte zu den Befürwortern einer interkonfessionellen 
Parteigründung, die die politische Spaltung von Protestanten und Katholiken aufheben 
wollte. Bausch war von 1928 bis 1932 Landtagsabgeordneter in Württemberg und saß von 
1930 bis 1933 im Deutschen Reichstag, als dessen Mitglied er für Hitlers 
Ermächtigungsgesetz stimmte. 
Von 1946 bis 1950 war Bausch Landtagsabgeordneter in Württemberg-Baden. 1947 bis 
1949 war er Mitglied im Länderrat der amerikanischen Zone. Dem Deutschen Bundestag 
gehörte er seit der ersten Bundestagswahl 1949 bis 1965 an, er vertrat den Wahlkreis 
Böblingen im Parlament. 1953 bis 1957 war er Vorsitzender des Bundestagsausschusses für 
Fragen der Presse, des Rundfunks und des Films. 1951 setzte Bausch gemeinsam mit Willi 
Steinhörster (SPD) die institutionelle Förderung des „Bundes für Vogelschutz“ (heute NABU) 
aus dem Bundeshaushalt durch. 
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Wilhelm Simpfendörfer (* 25. Mai 1888 in Neustadt an der Haardt (Pfalz); † 4. Mai 1973 in 

Heilbronn) war ein deutscher Politiker (CSVD, CDU). Simpfendörfer wuchs in Brettach (heute 
Gemeinde Langenbrettach) auf. Schon ab 1919 war er politisch aktiv als Gemeindevertreter 
in Korntal. 1924 gründete er den evangelischen Christlich-Sozialen Volksdienst (CSVD). Für 
diese Partei war er 1930 bis 1933 Abgeordneter im Deutschen Reichstag; dort stimmte er 
u.a. für Hitlers Ermächtigungsgesetz. Bis zur Selbstauflösung der Partei im Jahre 1933 war 
er ihr Vorsitzender.  Nach dem Zweiten Weltkrieg beteiligte Simpfendörfer sich an der 
Gründung der CDU. 1946 wurde er Abgeordneter in der Vorläufigen Volksvertretung, dann in 
der Verfassunggebenden Landesversammlung und schließlich im Landtag von Württemberg-
Baden, wo er bis 1950 den Wahlkreis Leonberg-Vaihingen und anschließend den Wahlkreis 
Leonberg vertrat. Ab Dezember 1946 war er für wenige Monate Kultusminister des Landes 
Württemberg-Baden, trat jedoch 1947 zurück. Von 1948 bis 1958 war Simpfendörfer 
Vorsitzender des CDU-Landesverbands Nord-Württemberg. Nach Gründung des Landes 
Baden-Württemberg 1952 gehörte er bis 1960 als Abgeordneter des Wahlkreises Leonberg 
dem Landtag von Baden-Württemberg an. Im Herbst 1953 holte ihn Ministerpräsident 
Gebhard Müller in sein erstes Kabinett, wieder als Kultusminister. In seine Amtszeit fiel unter 
anderem das Privatschulgesetz für Baden-Württemberg und das Gesetz über den 
Schulhausbau. Nach einer monatelangen Krankheit Ende 1957 erklärte Simpfendörfer im 
Frühjahr 1958 seinen Rücktritt als Kultusminister. Er blieb aber weiterhin CDU-Mitglied und 
war später Ehrenvorsitzender seiner Partei, bis er im November 1965 auch dieses Amt 
niederlegte. 1971 trat Simpfendörfer aus der CDU aus, wegen deren damaliger Haltung zur 
deutschen Ostpolitik. 
 
Josef Andre (* 16. Februar 1879 in Schramberg; † 15. März 1950 in Stuttgart). Andre 
entstammte der kinderreichen Familie eines Strohhutarbeiters. Nach dem Besuch der 
Volksschule in Schramberg erlernte Andre von 1896 bis 1899 den Beruf des Schreiners. 
Nach einigen Gesellenjahren im erlernten Beruf und Fortbildungskursen beim Volksverein für 
das katholische Deutschland war er ab 1904 bis 1926 als Nachfolger von Matthias Erzberger 
Arbeitersekretär in der Katholischen Arbeiterbewegung. 
Andre war Mitglied des Zentrums und von dessen Jugendorganisation Windthorstbund. 
Innerhalb der Partei wurde er zum linken Parteiflügel gezählt. Er war Vorsitzender der 
Untergliederung für die Region Ulm. Von 1906 bis 1918 war Andre Landtagsabgeordneter für 
die Wähler im württembergischen Oberamt Oberndorf. Er besaß somit ein Mandat in der 
Zweiten Kammer der Württembergischen Landstände. Im Ersten Weltkrieg diente er beim 
Landsturm. Andre war Mitglied im Verband der Kriegsteilnehmer und im 
Konsumentenausschuss. 1919 wurde er in die Württembergische Landesversammlung 
gewählt und gehörte danach bis 1933 wieder dem Landtag an. Von 1919 bis 1920 saß er in 
der Weimarer Nationalversammlung, anschließend war er bis zum 31. Oktober 1928 
Reichstagsabgeordneter. Im Sommer 1926 erlangte er die Position eines Regierungsrats im 
württembergischen Wirtschaftsministerium. Von 1928 bis 1934 war er Präsident der 
Landesversicherungsanstalt Württemberg. Andre betätigte sich zudem als 
Zeitungsherausgeber für Blätter mit parteipolitischen und sozialen Themen. 
Die Nationalsozialisten enthoben Andre 1934 aus politischen Gründen seines Amtes als 
Präsident der Landesversicherungsanstalt. Danach war er ab September 1934 als 
Rechtsberater bei der sozialen Beratungsstelle des Caritasverbandes tätig. Nach dem 
Attentat vom 20. Juli 1944 wurde er noch im selben Monat in Schramberg verhaftet, kam von 
dort für drei Wochen ins Polizeigefängnis nach Stuttgart, danach für sieben Wochen ins 
Schutzhaftlager Welzheim und von hier aus Anfang Oktober 1944 in das 
Arbeitserziehungslager Oberndorf-Aistaig. Hier wurde er am 1. November 1944 entlassen. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg beteiligte er sich am Aufbau der CDU, deren Vorsitzender für 
Nordwürttemberg er von 1946 bis 1948 war. 1946 war er Mitglied der Vorläufigen 
Volksvertretung und der Verfassunggebenden Landesversammlung in Württemberg-Baden. 
Bis zu seinem Tode war er als Vertreter des Wahlkreises Schwäbisch Gmünd Abgeordneter 
des ersten Landtags von Württemberg-Baden. Josef Andre war nach dem Zweiten Weltkrieg 
von September 1945 bis Mai 1946 Wirtschaftsminister im Kabinett des Ministerpräsidenten 
Reinhold Maier in Württemberg-Baden. Auf Drängen der US-Militärregierung wurde er am 
31. Mai 1946 aus diesem Amt entlassen. Vom 1. Juni bis zum 20. Dezember 1946 war 
Andre Minister zur besonderen Verwendung. 
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Die Landtagsabgeordneten (Kurzvitae) Siehe Teil 1, oben. 
 
Theodor Hepp, Otto Vatter, Wilhelm Fischer, Heinrich Gottlob Stooß, Erich Schneider, 
Rosely Schweizer, Wilfried Klenk. 
 
Kurzvitae Bundestagsabgeordnete: 
 
Dr. Eugen Karl Albrecht Gerstenmaier (* 25. August 1906 in Kirchheim unter Teck; † 13. 
März 1986 in Oberwinter bei Remagen), 1. Präsident des Deutschen Bundestages, war ein 
deutscher evangelischer Theologe und Politiker (CDU). Als Mitglied des Kreisauer Kreises 
war er in der Zeit des Nationalsozialismus in Pläne zum Attentat auf Adolf Hitler eingeweiht 
und wurde am 20. Juli 1944 verhaftet. 1945 organisierte er das Hilfswerk der EKD, das er bis 
1951 leitete. 1949 wurde er Bundestagsabgeordneter für die CDU. Gerstenmaier war von 
1954 bis 1969 mit einer Amtszeit von 14 Jahren, 2 Monaten und 15 Tagen der am längsten 
amtierende Bundestagspräsident. 
Nach der Realschule und einigen Jahren als kaufmännischer Angestellter holte 
Gerstenmaier das Abitur nach und studierte ab 1930 Philosophie, Germanistik und 
Evangelische Theologie an der Eberhard-Karls-Universität Tübingen, der Universität Rostock  
sowie in Zürich. Sein wichtigster Lehrer war der konservativ-lutherische Theologe Friedrich 
Brunstäd in Rostock, bei dem er promovierte. Dieser Nationalprotestant war bis 1930 
Mitglied der Deutschnationalen Volkspartei und war aus ihr ausgetreten, als diese sich der 
NSDAP angenähert hatte. Brunstäd wurde 1937 aus politischen Gründen aus seinem 
Professorenamt entlassen. 
Im aufkommenden Kirchenkampf trat Gerstenmaier im Sommer 1933 als Studentensprecher 
der Theologischen Fakultät Rostocks öffentlich für Friedrich von Bodelschwingh ein, den die 
Kirchenleitungen der Deutschen Evangelischen Kirche (DEK) zum Reichsbischof ernannt 
hatten. 1934 initiierte er eine Protestnote der Rostocker Theologiestudenten gegen die im 
Oktober 1933 erfolgte Wahl des von Hitler und den Deutschen Christen (DC) favorisierten 
Ludwig Müller zum Reichsbischof. Daraufhin wurde er kurzzeitig verhaftet. Kleinere 
Zusammenstöße mit lokalen Vertretern des NS-Studentenbundes wurden aktenkundig 
gemacht. Ab Spätsommer 1933 nahm Gerstenmaier Verbindung zu Martin Niemöller auf und 
arbeitete mit diesem im Pfarrernotbund zusammen, einer Initiative gegen staatliche 
Übergriffe in den Raum der Kirche und zur Bewahrung der Freiheit der Verkündigung. 1935 
promovierte Gerstenmaier in Rostock mit einer Dissertation (Schöpfung und Offenbarung) 
über den Ersten Artikel des Glaubensbekenntnisses. 1936 wurde er auf Rat seines 
Doktorvaters wissenschaftlicher Hilfsarbeiter in dem von Theodor Heckel geleiteten 
Kirchlichen Außenamt der DEK. Hier baute er seine Dissertation zur Habilitationsschrift über 
das Thema „Die Kirche und die Schöpfung“ aus, die er 1938 als Buch veröffentlichte.  
Mit seiner staatskritischen Stellungnahme befand sich Gerstenmaier nahe den Positionen 
von manchen evangelischen Theologen der Bekennenden Kirche. Er teilte jedoch nicht die 
theologische Position des radikaleren „Dahlemer“ Flügels der Bekennenden Kirche, der 
durch die Christologische Lehre Karl Barths geprägt war, wohl aber die politische Forderung 
nach Freiheit der Verkündigung für die Kirche und die Ablehnung des Arierparagraphen. 
Seine theologische Position war der seines Zürcher Lehrers Emil Brunner nahe, bei dem er 
im Sommer 1934 studiert hatte. Seine Mitarbeit im Kirchlichen Außenamt wurde ihm 
gegenüber manchen Mitgliedern der Bekennenden Kirche und manchen Oppositionellen zur 
Belastung aufgrund der Regimenähe des Außenamtes und dessen staatsloyaler kirchlicher 
Außenpolitik. Der Außenamtsleiter Bischof Heckel hatte sich beispielsweise über Dietrich 
Bonhoeffer herabsetzend geäußert. Andererseits konnte Gerstenmaier später die 
Auslandsreisemöglichkeiten, die das Amt bot, im Dienste des Widerstandes nutzen. 1942 
wurde er als Konsistorialrat im Außenamt fest angestellt. 
Nicht nur seine Verhaftung als Student erschwerte Gerstenmaiers weitere akademische 
Karriere. Er wurde zwar 1937 noch habilitiert, erhielt aber keine staatliche Lehrerlaubnis 
(venia legendi). In einer Beurteilung von Regimevertretern, die bis auf seine Rostocker 
Studentenzeit zurückgriff, heißt es: „Es hat sich … eindeutig gezeigt, dass G. ein fanatischer 
Anhänger der Bekenntniskirche ist, der sich aus dieser Anhängerschaft ganz klar gegen die 
nationalsozialistische Weltanschauung … gestellt hat. … Lic. habil. Gerstenmaier ist 
aufgrund seiner buchstabenmäßigen kirchlichen Bindung Gegner des Nationalsozialismus 
als Weltanschauung.“ Der Reichsstudentenbund, Dienststelle Berlin, äußerte sich ähnlich: 
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„Ich halte Gerstenmaier charakterlich für einen einwandfreien Mann, der aber ein Kämpfer 
für politische Ziele ist, die der nationalsozialistischen Bewegung absolut entgegen stehen.“  
Später heißt es in einem Schreiben Reinhard Heydrichs als Chef der Sicherheitspolizei und 
des SD vom 18. April 1941 an das Auswärtige Amt: „Wie nachträglich bekannt wurde, ist Dr. 
Gerstenmaier seit mehreren Jahren als Referent für Fragen des Weltprotestantismus im 
Kirchlichen Außenamt tätig und steht der Bekenntnisfront nahe.“ Das zunehmende 
Misstrauen der Behörden erstreckte sich nicht nur auf Gerstenmaier, sondern schließlich 
auch auf das kirchliche Außenamt und Heckel. So heißt es in einem Schreiben Heydrichs an 
Außenminister von Ribbentrop vom 2. April 1942: „Bei dieser Gelegenheit [einer Balkanreise 
mit Dienstpass des AA] versuchte Dr. Gerstenmaier, den ökumenischen Patriarchen bzw. 
den Vatikan dazu zu bewegen, auf die britische Regierung für die Lieferung von Getreide 
aus ägyptischen Häfen nach Griechenland [für die hungernde Bevölkerung] einzuwirken. … 
Die Folge dieser Politik wird unter anderem sein, dass auch der deutsche Protestantismus, 
dessen antivölkische und antinationalsozialistische Haltung gerade während des Krieges 
immer wieder bewiesen werden konnte, mit Hilfe des Auslandes neuen Auftrieb erhält und 
deshalb mit erheblich größeren Forderungen dem Nationalsozialismus gegenübertreten wird. 
Bischof Heckel bietet nach meiner Auffassung in persönlicher Hinsicht nicht die Gewähr, die 
politischen Interessen im Ausland einwandfrei zu vertreten.“ Ribbentrop gab daraufhin 
Weisung, dass das Auswärtige Amt keinerlei Beziehungen mehr zu Heckel oder 
Gerstenmaier zu unterhalten habe.  
1939 wurde Gerstenmaier zur nebenamtlichen Mitarbeit in der kulturpolitischen Abteilung 
des Auswärtigen Amtes kriegsverpflichtet. Dort begegnete er seinen späteren Freunden aus 
dem Kreisauer Kreis, Hans Bernd von Haeften und Adam von Trott zu Solz. Sein Dienst 
verschaffte Gerstenmaier weitere Kontakte zu Staatsbeamten, die Hitlers Politik zunehmend 
kritisch beurteilten. 1942 lud Helmuth James Graf von Moltke ihn in seine 
Widerstandsgruppe ein, den Kreisauer Kreis. Dieser strebte damals zwar einen Putsch und 
Regimewechsel an, lehnte aber ein Attentat auf Hitler noch ab. Gerstenmaier gehörte zu den 
wenigen, die für ein Attentat auf Hitler plädierten. Als Mitglied dieser Gruppe besuchte 
Gerstenmaier im Sommer 1942 Schweden, traf dort Bischof Yngve Torgny Brilioth und 
informierte diesen über die deutschen Widerstandspläne. Zwischen Moltke und dem Bischof 
der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Württembergs, Theophil Wurm, wie auch dem 
Oberregierungsrat Peter Graf Yorck von Wartenburg, der ebenfalls dem Kreisauer Kreis 
angehörte, arrangierte Gerstenmaier 1942 und 1943 Begegnungen in Berlin. Wurm kam so 
über den Kirchenkampf hinaus mit führenden Personen der Widerstandsbewegung in 
Verbindung und erhielt im Januar 1944 in Stuttgart auch Kenntnis von einer Proklamation, 
die Moltke nach gelungenem Putsch veröffentlichen wollte. 
Am 20. Juli 1944 hielt sich Gerstenmaier „mit Pistole und Taschenbibel“ im Berliner 
Bendlerblock auf, um den Umsturzversuch nach dem Attentat auf Hitler zu unterstützen. Dort 
wurde er verhaftet und vom Volksgerichtshof am 11. Januar 1945 als einer der wenigen 
Widerstandskämpfer, der Nichtanzeige seiner Kenntnisse über den Widerstand beschuldigt, 
nicht zum Tod, sondern unter Vorsitz des Präsidenten des Volksgerichtshofs Roland Freisler 
zu sieben Jahren Zuchthaus verurteilt, obwohl der Vertreter des Oberreichsanwaltes beim 
Volksgerichtshof (Anklagevertreter) die Todesstrafe beantragt hatte. In der mündlichen 
Begründung des für Freislers Verhältnisse milden Urteils führte er aus, Gerstenmaier sei 
„weltfremd und unter Umständen noch für die Gemeinschaft wiederzugewinnen“. Der 
stellvertretende Reichspressechef Helmut Sündermann und dessen Frau sollen sich auf 
Bitten von Gerstenmaiers Schwester Hanna für Gerstenmaier bei Freisler eingesetzt haben. 
Am 14. April 1945 befreiten die amerikanischen Truppen Gerstenmaier aus dem Zuchthaus 
Bayreuth, ehe die Nationalsozialisten die dort einsitzenden politischen Gefangenen 
erschießen konnten. 
Im Gefängnis hatte Gerstenmaier den Entwurf für ein gesamtdeutsches Hilfswerk für die 
Nachkriegszeit ausgearbeitet. Auf dem ersten Treffen der evangelischen Kirchenführer in 
Treysa (29. bis 31. August 1945) wurde ihm die Leitung des Evangelischen Hilfswerkes 
übertragen, die er bis zum 30. September 1951 innehatte. Gerstenmaier erhielt das Amt, 
obwohl er von Karl Barth, der ihn nicht kannte, in einem Artikel scharf angegriffen worden 
war. Anlass war ein unmittelbar nach der Zuchthausbefreiung der Neuen Zürcher Zeitung 
gegebenes Interview. Darin hatte Gerstenmaier in starker Zuspitzung ausgeführt, dass er „in 
enger Verbindung mit Pastor Martin Niemöller an der Begründung und dem Kampf der 
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Bekennenden Kirche“ teilgenommen habe. Barth wusste dabei nichts von Gerstenmaiers 
Tätigkeit im Kirchenkampf und Widerstand.  
Das Evangelische Hilfswerk war das größte gesamtdeutsche Hilfswerk. Es leistete neben der 
humanitären Hilfe wie Kinderspeisung und Flüchtlingshilfe auch Hilfe zur Selbsthilfe und 
initialisierte damit einen wirtschaftlichen Wiederaufbau noch vor dem Marshall-Plan, indem 
statt Fertigwaren aus dem Ausland gespendete Rohstoffe in Deutschland weiterverarbeitet 
wurden. Damit wurden sowohl Arbeitsplätze wie Wertschöpfung im Lande geschaffen. Durch 
die Koppelung von Auslandshilfe und Selbsthilfe kam ein Hilfsprogramm von großer 
Leistungsfähigkeit zustande. Die Wiederansiedlung von Flüchtlingen in neu gegründeten 
Städten wurde ebenfalls vom Hilfswerk unterstützt. Ein altes Munitionslager verwandelte das 
Hilfswerk in die Flüchtlingsstadt Espelkamp mit (damals) 3000 Einwohnern. 
Gerstenmaier wurde 1949 Mitglied der CDU und war von 1949 bis 1969 CDU-
Bundestagsabgeordneter für den Wahlkreis Backnang. 1949 wurde ihm von Adenauer das 
Vertriebenenministerium angeboten. Da er damals noch Leiter des Hilfswerks war, schlug er 
Adenauer stattdessen Hans Lukaschek aus dem Kreisauer Kreis vor, der auch Minister 
wurde. 1949 bis 1953 war er stellvertretender Vorsitzender des Auswärtigen Ausschusses im 
Bundestag und anschließend bis zum 17. Dezember 1954 dessen Vorsitzender. Von 1956 
bis 1966 war er stellvertretender Bundesvorsitzender der CDU. Gerstenmaier unterstützte 
Adenauers Politik der Westbindung und der damals unpopulären Wiederbewaffnung. 
In der ersten deutschen Rede im Straßburger Europaparlament erklärte er 1950, dass die 
Vereinigung Europas eine historische Notwendigkeit sei. Die Mehrheit der Deutschen 
wünsche die Wiederbewaffnung nicht, sie verabscheuten den Krieg, aber „wir erwarten nicht, 
dass andere uns verteidigen, ohne dass wir selber bereit sind, an dieser Verteidigung 
teilzunehmen auf der Grundlage der Gleichberechtigung.“ 
Die Wiederbewaffnung stieß in weiten Teilen der EKD auf Ablehnung, auch weil sie einer 
Wiedervereinigung Deutschlands entgegenzulaufen schien. Gerstenmaier bejahte die 
staatliche Einheit Deutschlands. Aus Sicherheitsgründen stellte er sich ebenso wie Adenauer 
gegen eine Neutralisierung, befürwortete aber einen weitergehenden Dialog mit der 
Sowjetunion, wozu Adenauer noch nicht bereit war. Am 3. Dezember 1953 hatte 
Gerstenmaier Adenauer brieflich als zukünftige Vorgehensweise vorgeschlagen, „die 
Aufnahme von Beziehungen zur Regierung der Sowjetunion einzuleiten mit dem Ziel: 1. 
Viermächte-Besprechungen über die Wiederherstellung der Einheit Deutschlands 
herbeizuführen und zu einem positiven Ergebnis zu bringen. 2. Einen Beitrag zu leisten zur 
Befriedung und Normalisierung der Beziehungen zwischen Deutschland, der Sowjetunion 
und den anderen Völkern Europas, zu denen diplomatische Beziehungen bis jetzt noch nicht 
aufgenommen werden konnten.“  
In der Sozialpolitik wandte sich Gerstenmaier gegen die „Ausweitung des Wohlfahrts- zum 
Gefälligkeitsstaat“ und gegen eine Überdehnung des Sozialstaates, so in seinen Stuttgarter 
und Kieler Parteitagsreden von 1956 und 1958. Er teilte die marktliberale Position von 
Ludwig Erhard und warnte vor Aufweichungen dieser Position durch die 
Subventionswirtschaft, auch dann noch, als Erhard diese Grundsätze in seiner Kanzlerschaft 
nicht durchhalten konnte. 
Gerstenmaier gehörte dem Wahlmännergremium der beiden Unionsparteien an, als deren 
Sprecher er am 7. April 1959 Adenauer als neuen Bundespräsidenten vorschlug, was dieser 
annahm. Einige Wochen später zog Adenauer seine Kandidatur jedoch wieder zurück. 
Mit der Wiederbewaffnung war der Beitritt zur NATO, mit dieser die Einbindung der 
Bundeswehr in atomare Verteidigungsstrategien verbunden. Die USA begannen, taktische 
Atomwaffen seit 1954 auch auf westdeutschem Boden zu stationieren, und auch die 
Bundeswehr sollte mit ihnen ausgerüstet werden. Der Widerspruch des von 18 
Wissenschaftlern unterzeichneten Göttinger Appells löste eine außerparlamentarische 
Protestbewegung gegen die Atombewaffnung aus. „Kampf dem Atomtod“ wurde von vielen 
Christen mitgetragen, zunächst auch von Sozialdemokraten und Gewerkschaften. 
Gerstenmaier verteidigte die Atombewaffnung als Redner für die CDU in der ersten großen 
Bundestagsdebatte zu diesem Thema am 10. Mai 1957. Er sah die Option der 
Atombewaffnung auch als Faustpfand und wollte das Mitspracherecht für die Strategie und 
den Waffeneinsatz im Ernstfall. Weiter führte er aus: Human sein heiße, seine Berufung zur 
Freiheit zu erfassen. Dazu müsse man die gegebenen Chancen für die Freiheit ergreifen. 
Diese bestünden aktuell darin, die freie Welt zu einen. Dazu sei Entschlossenheit zum 
Widerstand gegen jeden Angreifer notfalls mit allen Mitteln erforderlich. Dies sei keine 
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Drohung, sondern eine einstweilen unentbehrliche Abschreckung. Auf den Zwischenruf eines 
SPD-Abgeordneten, der aus den Zehn Geboten „Du sollst nicht töten!“ zitierte, reagierte 
Gerstenmaier: „Ja, wissen Sie, man soll keinen Mord geschehen lassen. Heute heißt das 
Gebot ‚Du sollst nicht töten‘: alle Kräfte daher denen, die gewillt sind, dem Mörder in den 
Arm zu fallen, damit er den Stoß nicht führen kann.“ Gleichzeitig sprach Gerstenmaier in der 
Rede von der Notwendigkeit einer „allgemeinen Entspannung, einer Russlandpolitik des 
Ausgleichs und der Versöhnung“ und forderte: „Abrüstung auf der ganzen Linie und mit 
möglichst radikalen Konsequenzen! Aber auch in Freiheit, darum keine einseitige Abrüstung, 
kein Verzicht ohne klare greifbare Gegenleistung der anderen Seite.“  
Bereits 1958 schlug er vor, „die Sowjet-Union auf dem Umweg über einen Friedensvertrag 
an die deutsche Frage wieder heran[zu]führen“. Die Verhandlungen dazu hätten allerdings 
auch die Forderung nach den verlorenen Ostgebieten aufgeworfen, und dieses Anliegen 
hätte von den Amerikanern aufgebracht werden müssen, was diese jedoch ablehnten. 
Am 30. Juni 1961 schloss Gerstenmaier die Sitzungsperiode des Bundestags mit dem 
Vorschlag, eine Einigung zwischen den Westmächten und der Sowjetunion darüber 
herbeizuführen, auf welchem Weg ein Friedensvertrag zustande kommen könnte. Der 
militärische und politische Status Gesamtdeutschlands, der Grenzverlauf und das 
Selbstbestimmungsrecht für das ganze deutsche Volk sollten verhandelt werden. Damit 
widersprach er Adenauers Politik, der freie Wahlen in der DDR als nicht diskutierbare 
Vorbedingung für solche Verhandlungen forderte und Verhandlungen ohne vorherige freie 
Wahlen in der DDR ablehnte. Gerstenmaier näherte sich damit den in der SPD-Opposition 
verbreiteten Vorstellungen, Adenauer brachte ihn jedoch durch ein gemeinsames 
Kommuniqué des CDU-Parteivorstandes wieder auf seine Linie. 
 
Bundestagspräsident 

 
Nach dem plötzlichen Tod von Hermann Ehlers wurde Gerstenmaier am 16. November 1954 
auf Vorschlag Konrad Adenauers dessen Nachfolger als Bundestagspräsident. Bei seiner 
Wahl musste er sich – ein im Bundestag einmaliger Vorgang – gegen einen 
Gegenkandidaten aus der eigenen Fraktion durchsetzen: Ernst Lemmer, den der FDP-
Abgeordnete Hans Reif vorgeschlagen hatte. Gerstenmaier war vielen Abgeordneten auch 
der Regierungskoalition zu kirchennah und gewann erst im dritten Wahlgang mit 14 Stimmen 
Unterschied. Er amtierte dann aber bis 1969 und prägte in dieser Zeit dieses Amt. 
Neuerungen, die er einführte, waren unter anderem die Aktuelle Stunde für Abgeordnete und 
das Verfahren zur Großen Anfrage. 
Von 1957 bis 1959 war Gerstenmaier zudem Vorsitzender der Unterkommission „Haushalt“ 
des Bundestagsvorstandes. In der CDU profilierte er sich als stellvertretender 
Bundesvorsitzender und geriet zeitweise in Gegensatz zu Adenauer, besonders in dessen 
Endphase als Bundeskanzler. Am Ende der Kanzlerschaft Erhards 1966 war er selbst mit 
Unterstützung von Franz Josef Strauß als Kanzlerkandidat im Gespräch. Er zog seine 
Kandidatur für die Fraktionsabstimmung jedoch wieder zurück, nachdem die CSU erklärt 
hatte, geschlossen für Kurt Georg Kiesinger stimmen zu wollen. Bei der Regierungsbildung 
bot Kiesinger ihm das Außenministerium an. Als Herbert Wehner dieses für Willy Brandt 
forderte, der sich ursprünglich auf das Wissenschaftsministerium beschränken wollte, 
verzichtete Gerstenmaier. Als Bundestagspräsident hatte Gerstenmaier den Bau des 
Abgeordnetenhochhauses in Bonn besonders gefördert. Deshalb gab der Volksmund diesem 
Gebäude in ironischer Anspielung auf die geringe Körpergröße von Gerstenmaier den 
Namen „Langer Eugen“. Sein Einsatz für angemessene Arbeits- und Tagungsbedingungen 
für den Bundestag und seine Mitglieder in Bonn stieß in der Öffentlichkeit auf wenig 
Verständnis. Er wurde hier im internen Gespräch durchaus unterstützt, „wenn es aber darauf 
ankam, die benötigten Haushaltsmittel bereitzustellen und gegenüber der Öffentlichkeit zu 
vertreten, blieb er meist allein“. Dennoch gelang es Gerstenmaier, die Maßnahmen 
durchzusetzen. Für die Sicherung der Bausubstanz des Reichstagsgebäudes in Berlin hatte 
er sich schon in den 50er-Jahren eingesetzt. In den 60er-Jahren wurde der Reichstag dann 
für Fraktionssitzungen und parlamentarische Aktivitäten wieder hergerichtet. 
Am 23. Januar 1969 legte Gerstenmaier das Amt als Bundestagspräsident nieder, nachdem 
er wegen der Inanspruchnahme von Wiedergutmachungsleistungen in die öffentliche Kritik 
geraten war. Zwar standen ihm Besoldungsnachzahlungen aus einer 
Hochschullehrertätigkeit rechtlich zu, die ihm die Nationalsozialisten verwehrt hatten. Doch 
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die Höhe der Summe erregte Anstoß. Auch wurden in der Öffentlichkeit Anschuldigungen 
erhoben, er habe auf die Gesetzgebung der siebten Novelle des 
Wiedergutmachungsgesetzes von 1965 zu seinen Gunsten Einfluss genommen, die mit der 
Formulierung „Personen, denen nach der Habilitation die Lehrbefugnis nicht erteilt worden 
ist“ ergänzt worden war. Dies führte in der Presse zu heftiger Kritik. Eine direkte Mitwirkung 
an der vom Bundesverfassungsgericht geforderten Novellierung konnte jedoch nicht belegt 
werden. Nach Ansicht von Rechtsexperten hätte sein Antrag von 1964 auch ohne 
Novellierung gute Aussichten auf Erfolg gehabt. Gerstenmaier soll die Summe, die er als 
Wiedergutmachung erhielt, nicht behalten haben, sondern an Hilfsfonds für Hinterbliebene 
der Opfer des 20. Juli und andere Bedürftige gespendet haben. Zu seinem Nachfolger als 
Bundestagspräsident wurde Kai-Uwe von Hassel gewählt. 
Vor seinem Rücktritt 1969 hatte Gerstenmaier die Bundesversammlung, wie er es sonst 
regelmäßig getan hatte, wieder nach Berlin einberufen, wo Sitzungen von Bundesgremien 
nach Auffassung der DDR wegen des Viermächtestatus nicht zulässig waren. Diese spielte 
den westdeutschen Medien ein Stasi-Dossier zu, das beweisen sollte, dass Gerstenmaier 
nicht zu den Widerständlern im Dritten Reich gehört habe. Er sei auch nicht habilitiert 
gewesen und habe deswegen zu Unrecht eine Entschädigung beantragt. Zusätzlich ließ sie 
1969 einen „Dokumentarbericht“ erscheinen (mit Bezug auf eine gefälschte SD-Karteikarte) 
unter dem Titel: „Vom SD-Agenten P 38/546 zum Bundestagspräsidenten. Die Karriere des 
Eugen Gerstenmaier“. Die Vorwürfe aus der DDR wurden 1974 durch Untersuchungen der 
Staatsanwaltschaft Bonn und nach der Wende auch durch Sichtung der Stasi-Unterlagen 
entkräftet. Ein anderer Kritikpunkt war ein Grundstück, das er 1959 von der Stadt Stuttgart 
für 50.000 Mark erworben hatte und 1967 mit sechsstelligem Gewinn an die Stadt 
zurückverkaufen wollte. Nach seinem Rücktritt zog Gerstenmaier sich aus der Politik zurück. 
Er legte 1981 seine Memoiren vor und starb 1986. 
 
Fritz Kleiner, Gegenkandidat von Eugen Gerstenmaier 1949: 
 
Dr. Fritz Kleiner (1893 bis 1974), Murrhardt, war ein deutscher Politiker (DNVP). Er gehörte 
von 1929 bis 1938, bis auf wenige Monate im Jahr 1932, dem Reichstag an. 
Kleiner besuchte die Mittelschule und die Oberrealschule in Kattowitz und studierte 
anschließend Jura und Staatswissenschaften an den Universitäten Halle, München und 
Breslau, wo er auch promovierte. Ab November 1918 war Kleiner Reichsorganisator der 
Vereinigten Verbände heimattreuer Oberschlesier. Diese strebten während der 
Auseinandersetzungen zwischen Polen und dem Deutschen Reich um die staatliche 
Zugehörigkeit Oberschlesiens einen Verbleib im Deutschen Reich an. Später war Kleiner 
Hauptschriftleiter der Beuthener Ostdeutschen Morgenpost. Seit 1922 war er Besitzer einer 
Hoch-, Tief- und Eisenbetonfirma in Beuthen. 
Kleiner war bis 1933 als DNVP-Mitglied Stadtverordneter von Beuthen und bis 1932 als 
Mitglied des oberschlesischen Provinziallandtages tätig. Im Dezember 1929 trat er erstmals 
für die DNVP in den Reichstag ein, als er für den Abgeordneten Edgar Wolf ins Parlament 
nachrückte. In den Reichstag wiedergewählt wurde Kleiner schließlich zuerst im Wahlkreis 9 
(Oppeln) und bei der Wahl 1936 im Wahlkreis 14 (Weser-Ems). Dem Parlament gehörte er, 
bis auf wenige Monate im Jahr 1932, als er in der kurzen sechsten Wahlperiode nicht 
wiedergewählt wurde, auch nach der nationalsozialistischen „Machtergreifung“ bis 1938 an. 
Da er nicht der NSDAP beitrat, war er ab November 1933 Gast der NSDAP-Fraktion. Kleiner 
stand 1938 auf der Vorschlagsliste zum Reichstag, erhielt jedoch kein Mandat mehr. Ab 
Oktober 1933 war er ordentliches Mitglied der Akademie für Deutsches Recht. Während des 
Zweiten Weltkrieges geriet er in Kriegsgefangenschaft. Im August 1948 war er Begründer 
und bis zu seinem Tod auch Vorstandsvorsitzender der Flüchtlings-Wohnungsbau-
Genossenschaft (Flüwo) in Stuttgart, die in Murrhardt zahlreiche große Wohneinheiten in der 
Weststadt realisierte. Außerdem war er Ratsmitglied der Landsmannschaft der 
Oberschlesier. 
 
Dr. Dieter Schulte, Norbert Barthle: Siehe oben, Teil 1 
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Ein Nachbar und ehemaliger Kreisgeschäftsführer, sowie Bundesgeschäftsführer des 
CGM 
 

   
 
Martin Schetter (* 27. Juni 1923 in Grünmettstetten; † 12. Oktober 2003 in Sulzbach an der 
Murr) war ein deutscher Politiker der CDU. Schetter machte eine Lehre als Flaschner und 
Installateur. Anschließend wurde er bei der Firma Bosch zum Mechaniker ausgebildet. 
Schetter war auch als Gewerkschaftsfunktionär bei der Christlichen Gewerkschaft Metall 
(CGM) aktiv. 1950 wurde er Mitglied der CDU. 1966 wurde Schetter zum 
Bundesgeschäftsführer der CGM gewählt. Von 1972 bis 1987 hatte er deren Vorsitz inne. 
Gleichzeitig bekleidete er das Amt des Kreisgeschäftsführers des Altkreises Backnang. Am 
3. November 1975 rückte er für den ausgeschiedenen Abgeordneten Helmut Prassler nach 
und war bis zum Ende der Wahlperiode 1976 Mitglied des Deutschen Bundestages. Am 17. 
Oktober 1978 rückte er für den ausgeschiedenen Abgeordneten Heinz Eyrich erneut in den 
Bundestag nach und blieb dort bis zum Ende der Wahlperiode 1980. Er war also nicht für 
den Wahlkreis Backnang-Schwäbisch-Gmünd im Bundestag, hat sich aber sehr stark über 
den Kreisverband und Ortsverband der CDU in Sulzbach engagiert. Zeitweise war er auch 
Kreisrat. Vielen Menschen der Region ist er als langjähriger Präsident und Gründer des 
SCV, Sulzbacher Carnevalsverein in Erinnerung. 
 
 
Europaabgeordneter Kurzvita: 
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Rainer Wieland (* 19. Februar 1957 in Stuttgart) ist ein deutscher Rechtsanwalt und 

Politiker. Einer breiteren Öffentlichkeit ist er durch seine Aktivitäten als Politiker bekannt 
geworden. Seit 1997 ist er Mitglied des Europäischen Parlaments und seit 2009 einer seiner 
14 Vizepräsidenten. Er gehört als Europaabgeordneter der CDU der Fraktion der 
Europäischen Volkspartei (Christdemokraten) an, welche die größte Fraktion im 
Europäischen Parlament darstellt. Sein Betreuungsgebiet umfasst seit 1997 die Region 
Stuttgart mit der Landeshauptstadt Stuttgart und den fünf umliegenden Landkreisen 
Ludwigsburg, Esslingen am Neckar, Böblingen, Rems-Murr-Kreis und Göppingen. Seit 2004 
betreut er zusätzlich das Gebiet des Stadt- und Landkreises Heilbronn. Seit 2011 ist Wieland 
Präsident der überparteilichen Europa-Union Deutschland. 
Zahlreiche Mandate und Parteifunktionen kennzeichnen die Karriere Wielands. Von 1975 bis 
1980 war er Ortsvorsitzender der JU Gerlingen, anschließend bis 1983 Vorsitzender des JU 
Kreisverbandes Ludwigsburg, von 1985 bis1988 stellvertretender Bezirksvorsitzender der JU 
Nord-Württemberg und von 1990 bis 1992 stellvertretender Landesvorsitzender der JU 
Baden-Württemberg. 
Seine weitere Karriere auf Bundesebene begann 1983 bis 1991 als Mitglied des CDU-
Bundesparteiausschusses. Seit 1991 ist Rainer Wieland Vorstandsmitglied des CDU 
Bezirksverbandes Nord-Württemberg. 
Zudem hatte er zahlreiche weitere Funktionen inne, so wurde er 1993 Vorsitzender des CDU 
Kreisverbandes Ludwigsburg und war von 1984 bis 1998 Mitglied des Gemeinderates der 
Stadt Gerlingen, ebenfalls von 1984 bis 1998 Mitglied des Kreistages des Landkreises 
Ludwigsburg und ist seit 1994 Mitglied der Regionalversammlung des Verbandes Region 
Stuttgart. 
Rainer Wielands Karriere als Europapolitiker begann 2001 als Vorsitzender der 
überparteilichen Europa-Union Baden-Württemberg, dieses Amt hatte er bis 2013 inne. Von 
2008 bis 2013 war er Vizepräsident der Europäischen Bewegung International und ist seit 
2009 Vizepräsident des Europäischen Parlamentes. Das Amt des Präsidenten der 
überparteilichen Europa-Union Deutschland bekleidet er seit 2011. 
Rainer Wieland ist seit 1992 Partner der Anwaltskanzlei „Theumer, Wieland & Weisenburger“ 
in Stuttgart. Er ist dort zuständig für die Themen Europarecht und Familienrecht. Seit 2001 
ist er Brüsseler Statthalter der Kanzlei und übernimmt dort Mandate zu den Themen 
Zivilrecht, insbesondere Wirtschaftsrecht und Arbeitsrecht, Staats- und Verwaltungsrecht 
einschließlich Europarecht. 
Schließlich ist Wieland derzeit Vizepräsident des Europäischen Parlamentes, Mitglied im 
Ausschuss für konstitutionelle Fragen, Mitglied im Ausschuss für Entwicklung, Stellvertreter 
im Rechtsausschuss, Stellvertreter im Petitionsausschuss und ordentliches Mitglied in der 
Parlamentarisch-Paritätischen Versammlung des Abkommens zwischen den Staaten Afrikas, 
des Karibischen Raumes und des Pazifischen Ozeans und der Europäischen Union (AKP-
EU). Außerdem ist Wieland Stellvertreter für die Delegation im Parlamentarischen 
Kooperationsausschuss EU-Moldawien, Stellvertreter in der Parlamentarischen 
Versammlung EURO-NEST sowie Vorsitzender der Landesgruppe der CDU-Abgeordneten 
aus Baden-Württemberg im Europäischen Parlament. 
Während des Studiums wurde er Mitglied der Landsmannschaft Ulmia Tübingen. Wieland ist 
Mitglied der überparteilichen Europa-Union Parlamentariergruppe Europäisches Parlament, 
seit dem 27. November 2011 Präsident der Europa-Union Deutschland, u.a. auch Mitglied 
der Kangaroo Group, ein Think Tank und eine Lobbyorganisation mit Sitz in Brüssel. 
Einem Bericht des Spiegels ist zu entnehmen, dass Rainer Wieland seine Funktionen als 
Vertreter einer Anwaltskanzlei und als EU-Politiker in unangemessener Weise vermischt 
haben soll. So habe er seine Aktivitäten als Anwalt in Brüssel bisher den anderen Mitgliedern 
des Transparenzausschusses verschwiegen. Die Anwaltskanzlei Theumer, Wieland & 
Weisenburger hat sich bislang nicht in das EU-Transparenzregister eintragen lassen. Rainer 
Wieland habe überdies von seiner Anwaltskanzlei in Stuttgart Räume angemietet, die er für 
seine Tätigkeiten als EU-Abgeordneter nutzt. Als Mitinhaber der Kanzlei wäre dies eine 
indirekte Vergabe einer EU-Dienstleistung an sich selbst. 
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Stadtverbandsvorsitzender, sowie Christian Schweizer, Museumsleiter. 
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Der Württembergischen Landesbibliothek und der Stadtbücherei Murrhardt 
Der Stadtverwaltung Murrhardt, Bürgermeisteramt 
Der CDU-Kreisgeschäftsstelle, Herrn David Müller  
Den Büros und Mitarbeitern der Abgeordneten, 
Der Konrad-Adenauer-Stiftung, Archiv, Bonn St. Augustin 
Den Zeitzeugen, die hier aus Bescheidenheit nicht genannt werden wollen. 
Grafische Gestaltung: Andreas Winkle, Stempel-Winkle GmbH, Murrhardt 
 
Quellen:  
(Bemerkung: Bei diesem Arbeitspapier handelt es sich um eine Sammlung von Texten und 
Rechercheergebnissen aus privaten Gesprächen, Archivalien und Aufzeichnungen, sowie 
allgemein zugänglichen Texten. Das Papier hat keinen wissenschaftlichen Anspruch. 
Deshalb wird auf eine Quellenangabe und Zitate nur hier am Schluss gesammelt verwiesen.) 
Dokumente zur Gründung der CDU, Zusammengestellt von Andreas Grau und Hanns 
Jürgen Küsters, aus dem Archiv für Christlich-Demokratische Politik der Konrad-Adenauer-
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Reinhard Schreiner, Namen und Daten aus sechs Jahrzehnten Parteiarbeit 
Die Vorsitzenden und Geschäftsführer der CDU-Landes-, Bezirks- und Kreisverbände seit 
1945 (neue Länder ab 1990) Archiv für Christlich-Demokratische Politik, Wissenschaftlicher 
Dienst der Konrad-Adenauer-Stiftung Sankt Augustin 2012 
Paul-Ludwig Weihnacht: Die CDU in Baden-Württemberg und ihre Geschichte, Hrsg.: 
Landeszentrale für politische Bildung, Stuttgart, 1978 

Der Politiker Eugen Gerstenmaier, 1906 bis 1986: eine Biographie 
Band 144 von Beiträge zur Geschichte des Parlamentarismus und der politischen Parteien, 
Kommission für Geschichte des Parlamentarismus und der Politischen Parteien, Daniela 
Gniss, 2005 

Originalunterlagen der CDU Murrhardt, 50 Jahre Stadtverband Murrhardt, 
Zusammenstellung der Unterlagen, Christian Schweizer, 1997, Stadtarchiv Murrhardt, sowie 
aus dem Archiv der KAS, Bonn. 
Originalunterlagen 1965 bis 1967, Stadt und Kreisverband, Besitz Gustav Feil.  
Chronik 50 Jahre CDU-Stadtverband Backnang, 1997 
Quellen zu Dr. R. Hartmann: HStA Stuttgart, M 660 /156 Nr. 57 und Faust, Helmut: 
Geschichte der Genossenschaftsbewegung, 1977, Frankfurt, Fritz Knapp Verlag, Private 
Briefe, Zeitzeugen. 
Eugen Gürr, Murrhardter Chronik 1945/46, erschienen in Historegio Quellen, Hrsg. Gerhard 
Fritz, Band 1, 2. Auflage, 1997 
Gayler, Willi: Theodor Hepp. Biographie bedeutender Forstleute aus Baden-Württemberg. 
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